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Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst sein!

S
ystematisch treibt die
herrschende Klasse und
die ihr hörige politische

Kaste die Militarisierung der deut-
schen Außenpolitik voran. Sie versu-
chen mittels ihrer Medien die histo-
risch gewachsenen Bedenken in der
Öffentlichkeit weiter zurückzudrän-
gen. Dabei triefen die Scheinargumen-
te vor Moralin, gelte es doch für die
Durchsetzung von „Demokratie, Frei-
heit und Menschlichkeit“ Opfer zu
bringen. Anläßlich der Bomben auf
Belgrad mussten damals sogar Außen-
minister Fischers Beschwörung von
Auschwitz und andere Lügen herhal-
ten. Auch jetzt im Kongo geht es an-
geblich um „freie Wahlen“ und um ein
Zurückdämmen der Gewalt im fernen
Afrika - doch bezeichnenderweise
dort nicht überall. (Gerade musste die
UNO aus „Kostengründen“ den
Flüchtlingen in Darfur die Nahrungs-
mittelrationen kürzen, was für viele
den Hungertod herbeiführen wird.)

Die Regierungen Schröder und
Merkel hatten und haben das gleiche
Ziel: Durch Gewöhnung den Wider-
stand im Volk so zu minimieren, dass
Militärinterventionen zur Regel wer-
den können. Das ist ein weiterer
Schritt dahin, den anderen Westmäch-

Nein zu einem deutschen Militäreinsatz
im Kongo
Deutsche Militärinterventionen unter dem Deckmantel von
„Demokratie“ und „Menschlichkeit“

ten ebenbürtig zu werden, zur Verbes-
serung der Position in der Rangord-
nung der imperialistischen Mächte,
zur größeren Weltgeltung Deutsch-
lands (UNO-Sitz im Weltsicherheits-
rat). Es soll normal werden, daß auch
Deutschland die wirtschaftlichen
(Rohstoffe, Öl, Absatzmärkte) und
strategischen Interessen überall mit
militärischen Mitteln durchsetzen
kann. Dafür sind zur Zeit 6480 deut-
sche Soldaten in aller Welt verstreut,
von Usbekistan bis zum Horn von
Afrika.

Ex-Kriegsminister Struck (SPD)
konnte vor Jahren die blödsinnige Be-
hauptung in die Welt setzen, Deutsch-
lands Freiheit würde auch am Hindu-
kusch verteidigt. Von einem drohen-
den Angriff der 5000 km von hier ent-
fernten Afghanen konnte natürlich
keine Rede sein. Jetzt heißt der neue
Kriegsminister Franz Josef (wie sinnig
...) Jung, CDU, und er vertritt die nicht
weniger unsinnige Behauptung die Si-

cherheitsinteressen Deutschlands
machten es erforderlich deutsche
Truppen in die Tropenhitze Afrikas zu
entsenden - nach Kinshasa, das
ebenfalls viele 1000 km von Deutsch-
land entfernt liegt. Wie es scheint,
kann man den in schwarzrotgoldenen
Fußballtaumel geratenen Deutschen
noch einiges mehr an Dummheiten
zumuten. Zwar haben sich 57 % ge-
gen den Kongo-Einsatz ausgespro-
chen, doch auch 40 % dafür – es trifft
doch eh nur die „Freiwilligen“. Ein
relevanter Widerstand ist also nicht zu
erwarten.  Kanzlerin Merkel konnte im
Bundestag frohlocken: „Was haben
wir früher über Auslandseinsätze der
Bundeswehr gestritten, heute ist es
selbstverständlich!“ Auf Proteste aus
den Reihen der Linksfraktion fügte sie
bissig hinzu: „ ... für jeden vernünftig
denkenden Menschen selbstverständ-
lich.“ Als „unvernünftig“ galten die
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In eigener Sache

Auf unserem Seminar in Lands-
hut war ein wichtiges Thema die Nie-
dergangsentwicklung in der Gewerk-
schaftsbewegung. Konkret ging es um
die Einschätzung der Tarifauseinan-
dersetzung bei der IG Metall. Das be-
treffende Referat veröffentlichen wir
in diesem Heft, ebenso wie einen Ar-
tikel zu den ver.di Streiks und einem
Abschluß, der schwer übersichtlich ist
und einer Niederlage gleichkommt.
Dazu passt ein DGB-Kongress, zu dem
wir zeitlich nicht mehr Stellung neh-
men konnten. Er stand ganz im Zei-
chen des Weiterwurstelns, des fal-
schen Vertrauens auf irgendwelche
Regierungskräfte und des von den gro-
ßen Einzelgewerkschaften betriebe-
nen Bedeutungsverlustes des Gewerk-
schaftsbundes. Dabei wäre es drin-
gend notwendig gewesen, den DGB als
Organisator und Motor branchen- und
länderübergreifender Solidarität aus-
zustatten.

Auf den Angriff der CDU/CSU/
SPD-Regierung auf den Lebensstan-
dard der Massen mittels Mehrwert-
steuererhöhung geht ein weiterer Ar-
tikel ein. Bodenlos, dass ein SPD-Fi-
nanzminister jetzt erklärt, man kön-
ne nicht darauf verzichten, sonst müs-
se man die Rentner und die Bezieher
niedriger Einkommen noch mehr be-
lasten. Im gleichen Atemzug wird von
einer saftigen Ermäßigung der Unter-
nehmersteuern gesprochen!

Ein Genosse aus Prag schreibt
zu den Wahlen in Tschechien. Auf
unserem Seminar haben wir uns auch
mit den Veränderungen in Lateiname-

rika befasst, die großes Gewicht ha-
ben. Anhand der Entwicklung in Uru-
guay ging der Referent auch der Fra-
ge nach, was die Linksentwicklung
dort bedeutet und wo sie vorläufig ihre
Grenzen findet.

Die Entsendung deutscher Trup-
pen nach Afrika, getarnt als „hilfrei-
che“ Kongo-Mission, stellen wir an
den Anfang der Nummer, da diese In-
tervention dringend größerer Proteste
bedarf.

Es gilt wieder bedeutende sozi-
alistische Persönlichkeiten zu würdi-
gen. Wolfgang Abendroth wäre 100
geworden. Über sein politisches Le-
ben schreibt dazu Andreas Diers, der
bereits mehrere Bücher über ihn ver-
fasst hat. Theodor Bergmann hat an-
lässlich seines 90. Geburtstages in
Stuttgart ein Seminar veranstaltet. Ei-
ner seiner Freunde, Mario Kessler, hat
zur Feder gegriffen und wir erlauben
uns, seinen Artikel nachzudrucken.

Unser im Januar verstorbener
Genosse Manfred Behrend konnte kurz
vor seinem Tod noch sein Buch über
die „Geschichte der PDS“ fertig stel-
len. In einer ausführlichen Rezensi-
on stellen wir es vor.

Ein Schweizer Genosse hat zwei
Bücher besprochen, in denen die so-
zialen Zumutungen in einer globalen
Gesellschaft und das Schicksal von
Ausgegrenzten zum ernsten Thema
wurden.

Einige kleinere Beiträge, wie ein
Nachdruck zur Situation der indischen
Kommunisten, schließen sich an.

Genosse Günther Kuhlmann,
früher Bremen, ist Anfang des Jahres
verstorben. Er war in den sechziger
und siebziger Jahren organisatorischer
Mittelpunkt und Redaktionsmitglied
der Gruppe und Zeitung „Arbeiterpo-
litik“. Bei der Auseinandersetzung in
der Gruppe, die 1971 zu unserer Ab-
spaltung und zur Gründung der Grup-
pe Arbeiterstimme führte, war Gün-
ther ein Exponent jenes Teils der
Gruppe, die weiterhin als Gruppe Ar-
beiterpolitik arbeitete. Später schloss
er sich den Grünen an.

Wir danken für die Überweisun-
gen und freuen uns besonders über
die manchmal ansehnlichen Spenden
langjähriger Leser, die damit
besonders zu unserem Erscheinen ei-
nen extra Beitrag leisten. Jene Bezie-
her, die das ABOABOABOABOABO noch nicht begli-
chen haben, bitten wir dies bald zu
tun. Leider steht dieses Jahr noch
mehr aus als sonst.
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Kriegsgegner ja schon immer, bis das
dicke Ende kam.

Ein Abenteuer?

Unter dem Namen EUFOR RD
Congo stellen 18 Länder der EU eine
Kampftruppe zusammen, die in der
„Demokratischen Republik Kongo“
angeblich für freie und gesicherte
Wahlen sorgen soll. Andere Be-
trachtungsweisen kommen der
Wahrheit näher, die darin das Be-
streben sehen, eine Wiederwahl des
„Übergangspräsidenten“ Joseph
Kabila zu sichern, der den kapita-
listischen Regierungen und den
Konzernen als Garant für die wei-
tere Rohstoffausplünderung des
Landes gilt.

Den Hauptteil der Interventi-
onstruppen stellen Frankreich mit
850 und Deutschland mit 780 Sol-
daten. Das Kommando hat der
deutsche General Viereck. Der Einsatz
wird von dem in Potsdam errichteten
Headquarter aus geleitet. Die Kosten
der Aktion werden für Deutschland
auf vorerst 56 Millionen Dollar veran-
schlagt, heimzusendende Zinksärge
nicht mitgerechnet.

Das Korps hat Order „alle erfor-
derlichen Maßnahmen, einschließlich
der Anwendung militärischer Gewalt“
zu ergreifen. Zum 50-jährigen Beste-
hen der Bundeswehr hatte der dama-
lige Kriegsminister Struck, SPD, schon
einmal vorgewarnt: Es sei realistisch,
daß deutsche Soldaten in Zukunft
durch militärische Auseinanderset-
zungen ums Leben kämen. Die 16 to-
ten Soldaten, die es in Afghanistan
schon gegeben hat, waren augen-
scheinlich nicht mal der Rede wert.
Auch Bundespräsident Köhler, immer
vorne dran und natürlich ein Befür-
worter der Intervention, wollte ein
„Risiko“ nicht ausschließen. Angeb-
lich soll die Intervention in diesem
Hexenkessel der Gewalt und der to-
talen Unübersichtlichkeit vier Mona-
te dauern. Wie lange wirklich daraus
wird, bleibt abzuwarten. In Somalia
ging vor Jahren der Hinauswurf
schneller vonstatten. Gerade erst hat
der deutsche Befehlshaber in Afgha-
nistan die Befürchtung geäußert es
könnte notwendig sein für weitere
zwei Jahrzehnte in dem Wüstenland
stationiert zu bleiben.

Das Argument der Regierung,
man müsse den Flüchtlingsströmen
schon in den Heimatländern entge-
gentreten, wirkt bei der Größe und
Entfernung der Demokratischen Re-
publik Kongo lächerlich. Allein der
Kongofluß ist 4.300 km lang. In einem
Land mit 60 Mill. Einwohnern, das sie-
ben mal so groß ist wie Deutschland
und weite Teile davon ohne Weg und
Steg, ist eine Einflussnahme auf Wahl-
vorgänge in der Provinz nicht mög-

lich. Sie wird schon fragwürdig in der
Millionenstadt Kinshasa, da zudem
der größte Teil der Interventionstrup-
pen nicht im Kongo, sondern hunder-
te Kilometer entfernt in Gabun statio-
niert bleibt.

Dieses EUFOR-Corps kann froh
sein, wenn es selbst wieder unversehrt
aus diesem Schlamassel heraus-
kommt. Man spricht schon davon, sich
auf den Flughafen zu beschränken
und vielleicht noch den ausländischen
Wahlkontrolleuren Beistand zu leis-
ten.

Im jahrzehntelangen Krieg
(1992-2005) wurden 3,8 Millionen
Menschen getötet, 2,5 Millionen sind
auf der Flucht. Die Infrastruktur des
Landes wurde nahezu völlig zerstört.
Das an Bodenschätzen so reiche, aber
bitterarme Land mit rasender Inflati-
on, in dem 30 % arbeitslos sind wurde
drei Jahrzehnte lang von Diktator
Mobutu und den transnationalen
Konzernen ausgeplündert. Eine Tra-
gödie für den Kongo, sind doch schon
während der brutalen belgischen Ko-
lonialherrschaft von 1880 – 1920 von
20 Millionen Einwohnern 10 Millionen
umgekommen. Ethnische Spannun-
gen gehen heute noch auf willkürliche
Grenzziehungen der Kolonialzeit zu-
rück.

In der jetzigen Regierung Kabi-
la sitzen die verschiedenen Bürger-
kriegsparteien und Warlords und be-

lauern sich. Durch Gewalt und Kämp-
fe kommen täglich über 1.000 Men-
schen ums Leben; viele stehen vor
dem Hungertod. Neben einer verrot-
teten Armee, die selbst plündert und
immer wieder im Zerfall begriffen ist,
gibt es in den Milizen, die oft nichts
anderes sind als marodierende Ban-
den, 300.000 Bewaffnete. Die Zahl der
Kindersoldaten beträgt ca. 30.000. Ka-
bila kontrolliert nur einen Teil des Lan-
des. 1.000 Buschkämpfer in Nord-

Kivu werden von Ruanda ausge-
halten. In den Bergbaugebieten von
Kasai und Katanga müssen immer
wieder Unruhen gewaltsam nieder-
geschlagen werden. Auch den kon-
golesischen Sicherheitskräften wer-
den zahlreiche Menschenrechtsver-
letzungen vorgeworfen; oppositio-
nelle Demonstrationen wurden
kürzlich blutig niedergeschlagen –
sieben Tote. Manche Gruppen tre-
ten auch deshalb gar nicht zur Wahl
an. Im Osten des Landes droht stän-
dig die Abspaltung. In den von

Nachbarländern geschürten Konflik-
ten geht es immer wieder um Edelstei-
ne, Geld und Macht. 17.000 UN-Sol-
daten stehen im Land und können
wenig verhindern. Die Entsendung
weiterer Blauhelme hat der UN-Si-
cherheitsrat kürzlich abgelehnt. War-
lords regieren in der Fläche. Die Re-
gierungsarmee, die teils von Blauhel-
men versorgt wird, hat sich kürzlich
im Distrikt Rutshurenhat gespalten.

Die Herrschaft des „autoritär“
regierenden Kabila in Kinshasa selbst
beruht vor allem auf seiner 15.000
Mann starken „Garde Speziale“. Sein
ehemaliger (?) Feind Vizepremier
Bemba hat dort 5.000 Mann unter
Waffen.

„Dieses Land ist arm, weil es so
unglaublich reich ist“ schrieben kürz-
lich die „Nürnberger Nachrichten“.
Das sei der Grund für Gewalt und
Untaten. Daß unter den geschilderten
Umständen Wahlen das Land nicht
stabilisieren können, liegt eigentlich
auf der Hand. Der Direktor der UN-
Friedenskommission, Conze meinte
dazu: „Wir sind eine Peace-keeping-
army von 6 Uhr in der Früh bis 6 Uhr
abends“, denn nachts könne man nicht
für Sicherheit sorgen.

Nach alledem kann man darauf
warten, daß jene Kräfte, denen der
Wahlausgang nicht gefällt wieder ver-
suchen werden die Macht in ihrem
Bereich zu behalten. Damit entlarvt

Häuserkampf: Bundeswehr-Soldaten üben
„Befreiung der Wahlbeobachter“
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sich die Propaganda der EU-Imperi-
alisten von der angeblichen Wichtig-
keit der Wahl.

Da war doch die FAZ, die schon
öfter das „Zentralorgan des deut-
schen Kapitals“ genannt wurde, ehr-
licher. Das deutsche Interesse an der
Befriedung des Kongo liege darin,
daß das Land „über Rohstoffe verfü-
ge, darunter Beryllium, das zum Bau
von Kernwaffen geeignet sei und
nicht in falsche Hände geraten soll.“
(11.4.06) Die FAZ ist überzeugt, „daß
es künftig noch mehr Bedarf in der
Welt an unseren Soldaten geben
wird“. (1.6.06) Am 2.6. berichtete die
FAZ, dem CDU-Außenpolitiker Eck-
art von Klaeden gehe es darum, „daß
die Rohstoffe des Kongos in fairer
Weise abgebaut und auch von
Deutschland genutzt werden kön-
nen.“ In „fairer“ Weise – also wie
bisher auf Kosten des kongolesischen
Volkes! Die Gier nach Kupfer, Gold,
Zink, Zinn, Kobalt, Kadmium, Ger-
manium, Mangan und dem raren
Coltan ist groß. Die Europäer fürch-
ten vor allem die Konkurrenz der
Chinesen und sie alle gehen über Lei-
chen.

Was ist das Völkerrecht, die
UN-Charta und das deutsche
Grundgesetz noch wert?

Mit der Aggression gegen Jugos-
lawien, an der sich Deutschland betei-
ligte, hat sich vollends erwiesen, wie
von der herrschenden Klasse und ih-
ren Dienern in den roten Roben mit
der Verfassung umgegangen wird.
Nachdem im Grundgesetz, die Füh-
rung eines Angriffskrieges verboten
und mit Strafe belegt wird, wurde es
entsprechend anders ausgelegt und
gedehnt. Um das Völkerrecht und um
die UN-Charta scheren sich vor allem
die USA und ihre Komplizen mit ih-
ren Kriegen, den Gefangenenmiss-
handlungen, der Missachtung der
Genfer Konvention und ihren Ge-
heimdienstverbrechen wenig. Israel
hat geradezu einen Rekord in der
Missachtung von UN-Resolutionen
erreicht. Das Lebensrecht des palästi-
nensischen Volkes wird von der
Rechtsregierung in Tel Aviv systema-
tisch zerstört.

Wieder ignoriert die deutsche
Regierung die Verfassung der Repub-

lik, denn auch die Kongo-Interventi-
on ist grundgesetzlich nicht gedeckt.
Berlin kann sich nicht auf den Vertei-
digungsfall berufen, auch ist „das Sys-
tem der kollektiven Sicherheit“ nicht
durch die Ereignisse im fernen Kon-
go bedroht. Die EU-Eingreiftruppe
erhielt vom Sicherheitsrat auch kein
UN-Mandat, was die deutsche Regie-
rung ursprünglich wollte. Bei Licht
besehen gibt es nicht einmal eine offi-
zielle Anforderung der kongolesi-
schen Regierung, auch nicht von der
Regierung Gabuns. „Präsident“ Kabi-
la hat nur zu verstehen gegeben, daß
er gegen den EU-Einsatz nichts einzu-
wenden hätte. Die mangelnde rechtli-
che Absicherung war es wohl, die
Kriegsminister Jung denn doch beun-
ruhigte, als er forderte: „Wir brauchen
eine Anpassung der verfassungsrecht-
lichen an die tatsächliche Lage.“ Das
muß man sich doch auf der Zunge zer-
gehen lassen! Indem er rechtsstaatli-
che Prinzipien auf den Kopf stellt, gibt
Jung indirekt zu, daß auch die Kon-
go-Intervention nicht verfassungskon-
form ist. Die Verfassung müsste also
demnach an die Verstöße angepasst
werden. So sehen die Demokraten aus,
die andere Völker mit „Recht und Frei-
heit“ beglücken wollen“!

Das alles findet seine Parallelen
im Abbau der Demokratie im eigenen
Lande, wo unter dem Vorwand der
„Terroristenbekämpfung“ der Über-
wachungsstaat sich ausbreitet und der
„gläserne Mensch“ immer näher
rückt. Längst versuchen die Rechts-
kräfte, an ihrer Spitze Innenminister
Schäuble, dem Bundeswehreinsatz im
Inneren eine Bresche zu schlagen. Kei-
ne Frage, daß die herrschende Klasse
im Falle kommender sozialer Unru-
hen und Streiks auch Soldaten einzu-
setzen wünscht. Nun ist es durch die
Hintertüre bereits gelungen einen Prä-
zedenzfall zu schaffen: Publikum und
MdB’s erfahren durch „Bild am Sonn-
tag“, daß ohne Zustimmung des Par-
lamentes, 7.000 Soldaten für einen
eventuellen Einsatz bei der Fußball-
weltmeisterschaft bereit stehen. Ferner
wurde verfügt, daß wegen der Über-
tragungs-Großleinwände der Luft-
raum durch AWACS-Flugzeuge über-
wacht wird. Wäre es nicht so ernst,
könnte man meinen das Ganze wäre
ein schlechter Witz!

Der Kongo-Einsatz wurde von
den Regierungen von Anfang an zur
vollendeten Tatsache gemacht, ohne

- Mai 1992 bis November 1993,
Kambodscha: 140 Sanitätssolda-
ten zur Betreuung von UN-Solda-
ten.

- Juli 1992 bis Januar 1996, Bal-
kan: Transportflüge nach Sarajevo
(humanitäre Hilfe), Bundesmarine
beteiligt sich an der Überwachung
des UN-Embargos gegen Jugosla-
wien.

- Mai 1993 bis März 1994, Soma-
lia: 1700 Soldaten im ersten „erns-
ten“ Auslandseinsatz.

- Juni 1995, Jugoslawien: Unterstüt-
zung der UN-Truppen durch Trans-
port und Aufklärungsflugzeuge.

- Seit 1996, Bosnien-Herzegowina:
Stationierung bewaffneter Einhei-
ten.

- März 1997, Albanien: Gewaltsame
Evakuierung von ausländischen Zi-
vilisten mit Hubschraubern.

- März bis Juni 1999, Jugoslawien:
Die Bundeswehr beteiligt sich mit
Kampfflugzeugen am NATO-Über-
fall.

- Seit Juni 1999, Kosovo: Bundes-
wehreinheiten sind Teil der Besat-
zungstruppen mit einem eigenem
Sektor.

- August 2001, Mazedonien: Beteili-
gung an einem NATO-Einsatz ge-
gen „Bürgerkriegsbanden“.

- Seit November 2001, „Krieg gegen
den Terror“: Die Marine kreuzt im
Mittelmeer und vor der Küste Afri-
kas. Bodentruppen sind in Afgha-
nistan stationiert, Spezialkräfte
führen gemeinsam mit US-Streit-
kräften geheimgehaltene Einsätze
durch.

- März bis Mai 2003, Irak: Verstär-
kung der ABC-Einheiten in Kuwait.
Hilfe bei Aufklärungsaufgaben an
Bord von AWACS-Flugzeugen.

- April 2005: Der Bundestag beschließt
die Entsendung von Bundeswehrein-
heiten, deren Einsatz grundsätzlich
auf „das gesamte Territorium Su-
dans“ mandatiert und „planerisch“
auf eine Dauer von sechseinhalb
Jahren angelegt ist.

- Nach Bundeswehrangaben sind ge-
genwärtig 6480 deutsche Soldaten
im Ausland stationiert, vor allem
in Kosovo, in Afghanistan und in
Bosnien-Herzegowina.

aus: Leipzigs Neue

Auslandseinsätze (out of area) der

Bundeswehr seit 1990
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Die „Große Koalition“ hat eine
3%-ige Mehrwertsteuer-Erhöhung
des Regelsteuersatzes auf den
01.01.2007 angekündigt. Der Regelst-
euersatz soll dann von 16% auf 19%
erhöht werden. Eine Verpflichtung im
Rahmen der EU diese Erhöhung vor-
nehmen zu müssen, besteht deshalb
nicht, weil sich der heute gültige 16%-
ige Regelsteuersatz im Rahmen der
von der EU vorgegebenen Bandbrei-
ten bewegt. An der Öffentlichkeit
gänzlich vorbeigegangen ist die ge-
plante Erhöhung der Versicherungs-
steuer um 3% von 16% auf 19%
ebenfalls auf den 01.01.2007. Auch
diese Steuererhöhung trifft die Nicht-
begünstigten mit voller Härte (Ge-
bäudeversicherungen, Haftpflicht-
versicherungen, etc.)

Die Arbeitseinkommen, auch
ALG, Renten und Pensionen steigen
natürlich nicht um 3%.

Die Umsatzsteuer ist eine ver-
brauchssteuerähnliche Verkehrssteu-
er. Sie lastet auf den sogenannten End-
verbrauchern. Weil die Umsatzsteuer
(umgangssprachlich auch „Mehrwert-
steuer“ genannt) im Kern untere Ein-
kommensgruppen bezogen auf das
verfügbare Einkommen erheblich
mehr belastet, wird sie als „indirekte
Steuer“ als besonders unsoziale Steu-
er eingestuft. Als eine „Frühform“ der
Umsatzsteuer sind die sog. „Stempel-
steuern“ vor allem auf Wertpapiere,
Wechsel und Spielkarten zu sehen.
1916 wurde die allgemeine Umsatz-

Die angekündigte Mehrwertsteuererhöhung

steuer als sog. Stempelabgabe in Höhe
von 1 Promille auf Zahlungen für
Warenlieferungen erhoben. Der Zeit-
punkt der Steuereinführung macht
den Zusammenhang zur Kriegsfinan-
zierung (l. Weltkrieg!) deutlich.

Im System unserer Steuem hat
sich die Umsatzsteuer als „Zentral-
steuer“ entwickelt. Für konservative
Gesinnungsfreunde sind die indirek-
ten Steuern die Steuern der Zukunft.
Die Umsatzsteuer ist als Einzelsteuer
und bezogen auf das jeweilige Ge-

samtsteuerjahresaufkommen außeror-
dentlich ertragreich, was an der Ent-
wicklung von 1991 (l. komplettes Jahr
des wiedervereinigten Deutschland)
bis incl. 2004 gut ablesbar ist (siehe die
Tabelle auf dieser Seite).

An der aufkommensmäßigen
Entwicklung der Umsatzsteuer läßt sich
mit Blick auch auf die von der liberal-
konservativen Regierung und auch der
sozialdemokratisch-grünen Regierung

planmäßig betriebenen Absenkung des
Einkommensteuer-Spitzensatzes von
56% auf 42% der (neo)liberale Umbau
des gesamten bundesdeutschen Steuer-
systems erkennen. Dies bedeutet die
Entwicklung weg von den sozialgerech-
teren „direkten“ (= progressiv ausgestal-
teten Einkommenstarifen) hin zu den
„indirekten“ und sozial ungerechteren
Steuern (Mehrwertsteuer, Mineralöls-
teuer, Stromsteuer etc.).

Betrachtet man die Mehrwert-
steuer-Erhöhungen der jüngerern Ver-

gangenheit, im Zeitraum von 1983 bis
einschließlich 1998, so fällt auf, daß die
Erhöhungen für den Regelsteuersatz
in „moderaten“ 1%-Schritten vollzo-
gen wurden. Die Mehrwertsteuerer-
höhung auf den 01.01.2007 fällt mit ei-
nem 3%Sprung gewaltig hoch aus.

Mehrwertsteuer-Tarife:
ab 1.7.1983: Normalsteuersatz 14%,
ermäßigter Steuersatz 7%

Umsatzsteuer

Aufkommen prozentual

(des Gesamtaufkommens)

27 %
27%
28,87%

30,0%
30,32%
31,3%

Steuereinnahmen

Gesamt

(in Milliarden Euro)

1991 338,4
1992 374,16
1993 383,06

1998 425,91
2000 464,65
2004 439

Umsatzsteuer-

Aufkommen nominal

(in Milliarden Euro)

91,5
101,1
110,59

127,92
140,87
137,4

Jahr

vorher die Zustimmung der nationa-
len Parlamente einzuholen. Nachher
durften auch die deutschen Abgeord-
neten die Intervention nur noch abni-
cken. Die Argumente dagegen hätten
sich Linkspartei und FDP für diese
Diskussion sparen können. Selbst bür-
gerliche Zeitungen, wie die „Nürnber-
ger Nachrichten“ sahen in diesem Vor-
gehen „einen Affront gegen den Bun-
destag und seine in der Verfassung
verbrieften Rechte“. Die Zeitung mo-
nierte, daß die Regierung bereits vor
Monaten einen Automatismus in
Gang setzte, aus dem es jetzt keinen
Ausstieg mehr gibt“.

Durch die fortschreitende Mili-
tarisierung der EU sind die Entschei-
dungen der nationalen Parlamente
ohnehin eingeschränkt. Geplant wird
in der „NATO Responce Force“ (NRF),
was seinen Niederschlag in der Auf-
stellung von 13 EU-battle-groups fin-
det. Sie sollen 15000 Soldaten bis 2007
umfassen und es können sich auch
Nicht-EU-Länder beteiligen. Von 13
Mrd. EU-Forschungsgeldern wird ein-
fach eine Mrd. für den Militärbereich
abgezwackt. (Info MdE Tobias Pflü-
ger). Die Mehrheit des EU-Parlaments,
darunter Rechtsnationalisten, hatte
auf Betreiben der PSK (der Länder-

Botschafter) für die Kongo-Interven-
tion gestimmt.

Gerade wird bekannt, daß deut-
sche Unternehmen in Ostafrika ein
transnationales Eisenbahnnetz bauen,
ausgehend vom Südsudan. Es soll
über 3 Mrd. Euro kosten. „Die Bun-
deswehr übernimmt den Schutz der
Baumaßnahmen“ heißt es ganz harm-
los in einer Pressemitteilung. Und
morgen – Kasachstan, Togo oder Ni-
geria? Wir können uns noch auf man-
che böse Überraschung gefasst ma-
chen – oder wir wehren uns dagegen.

Umsatzsteueraufkommen im Mehrjahresvergleich

Zu möglichen Auswirkungen der Umsatzsteuererhöhung
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ab 1. 1. 1993: Normalsteuersatz 15%,
ermäßigter Steuersatz 7%
ab 1.4.1998: Normalsteuersatz 16%,
ermäßigter Steuersatz 7%
ab 1.1.2007 (geplant): Normalsteuers-
atz 19%, ermäßigter Steuersatz 7%

Heuchelei, Populismus,
Steuerpolitik als Fiasko

Die FDP geriert sich gerne als
Steuersenkungspartei. Das stimmt
jedoch nur auf die sozialgerechteren
direkten Steuern. Als sie an der Re-
gierung war, hat sie noch jede Mehr-
wertsteuer-Erhöhung mitgetragen.
Das gilt auch für die Zeit der sozialli-
beralen Koalition.

Im herbstlichen Bundestags-
Wahlkampf des Jahres 2005 zog die
CDU noch populistische „Register“
um ihre 2%(!)-Mehrwertsteuer-Erhö-
hungsabsicht familienfreundlich zu
garnieren. Sie prangerte an, dass auf
Windeln 16% Mehrwertsteuer laste
und auf Hundefutter nur 7% Mehr-
wertsteuer berechnet wird.  Fakt ist,
dass nach der Mehrwertsteuer-Erhö-
hung zum 1.01.2007 die Familien mit
Kindern die wirklich Leidtragenden
(weil Steuertragenden) sind, weil die-
se fast ihr gesamtes Haushaltsein-
kommen für den Lebensunterhalt
verausgaben müssen.

Den CDU-Mehrwertsteuer-Er-
höhungswahlkampf geißelte die SPD
mit ihrer Kampagne zur „Merkelsteu-
er“.  Plante die CDU eine „nur“ 2%-
ige Mehrwertsteuer-Erhöhung, so ist
daraus im Rahmen der „Großen Ko-
alition“ eine 3%-ige Mehrwertsteuer-
Erhöhung geworden. Zur SPD kann
man sagen: „Gut gebellt und schlecht
gebissen!“

Umsatzsteuersätze in den EU-
Mitgliedsstaaten

Die Steuersysteme der einzel-
nen EU-Staaten lassen sich nur sehr
schlecht vergleichen. Sie sind ge-
schichtlich gesehen sehr unterschied-
lich gewachsen. Auch die im EU-
Maßstab doch sehr erheblich unter-
schiedlichen Mehrwertsteuersätze
lassen sich nicht vergleichen, weil
immer auch mit betrachtet werden
muss, was mit dem jeweiligen Um-
satzsteueraufkommen gemacht wird.
Dänemark hat z.B. einen Normalum-
satzsteuersatz von 25%. Aus dem
Umsatzsteueraufkommen dort wird

das Gesundheitswesen finanziert.
Das Umsatzsteueraufkommen in der
Bundesrepublik Deutschland wird zu
etwa gleich großen Teilen dem Bund
und den Ländern zugeteilt; ein ganz
kleiner Teil des Aufkommens geht an
die Gemeinden. Die Gebietskörper-
schaften bei uns verausgaben dann
ihren jeweiligen Umsatzsteueranteil
entsprechend ihren haushaltsmäßi-
gen Vorgaben.

Steuer-Marketing:
Wie verkaufe ich Steuer-
erhöhungen an meine Wähler?

Steuererhöhungen sind nie po-
pulär. Konservative Regierungen er-
höhen gerne indirekte Steuern, weil
diese leichter zu handhaben und zu
verordnen sind.  Direkte Steuern sind
in der Erhebung komplizierter; dafür
auch gerechter, weil hier das auch
vom Grundgesetz (GG) kodifizierte
sog. „Leistungsfähigkeitsprinzip“
greift. Kurz ausgedrückt: „Breitere
Schultern sollen mehr tragen kön-
nen!“  Insofern sind alle Regierungen
der letzten 25 Jahre als konservative
Regierungen zu qualifizieren. Um die
Erhöhung „indirekter“ Steuern ge-
sellschaftsfähig zu machen, wurde in
der Vergangenheit immer behauptet,
daß die Erhöhungen als Entlastungen
woanders auftauchen. Dabei haben es
die Regierenden nie genau genom-
men. Die SPD-Grüne Regierung be-
hauptete geraume Zeit, dass mit den
„Ökosteuern“ die Rente finanziert
wird. Die „Große Koalition“ behaup-
tet, um für ihre 3%  Mehrwertsteuer-
erhöhung Akzeptanz zu schaffen,
dass damit die Lohnnebenkosten ge-
senkt werden. Es gibt aber keine Kau-
salität zwischen Lohnnebenkosten
und einer Mehrwertsteuer-Erhö-
hung.  Ist es dann unsinnig, wenn von
linken Kritikern behauptet wird, dass
mit den jeweiligen Mehrwertsteuer-
Erhöhungen die exorbitant teuren mi-
litärischen Auslandseinsätze der
deutschen Bundesregierung finan-
ziert werden?

Kurz ausgedrückt: Steuern und
Steuererhöhungen landen bei uns in
einem Steuersack und werden dann
durch die (haushalts-)politischen Vor-
gaben der jeweiligen Gebietskörper-
schaften verteilt. Wer was anderes
behauptet, ist unehrlich. Gelogen
wird, weil so gewisse Steuererhöhun-
gen leichter durchzusetzen sind.

Nur Steuern, die gemäß dem
Leistungsfähigkeitsprinzip erhoben
und unter sozialstaatlichen Vorgaben
verausgabt werden, finden breite
Zustimmung. Eine solche Politik trägt
dazu bei, dass sich die Steuermoral
der Bürger und Bürgerinnen verbes-
sert. Auch das x-te (Steuer)-Miss-
brauchsbekämpfungsgesetz führt
nicht zu einer größeren Steuerakzep-
tanz, wenn die sozialstaatlichen Vor-
gaben des Grundgesetzes nicht strikt
eingehalten werden.

Konsumschock durch
Mehrwertsteuer-Erhöhung ?

Hier wird gerne auf Japan ver-
wiesen. In Japan ging nach einer noch
nicht weit zurückliegenden Mehr-
wertsteuer-Erhöhung etwa fünf Jah-
re nichts mehr richtig. Die Konsu-
menten ließen trotz einer gewaltigen
Ankurbelungspolitik noch lange Zeit
nach der Mehrwertsteuer-Erhöhung
die Geldbeutel fest verschlossen. Die
„Große Koalition“ verhält sich mit
ihrer geplanten Mehrwertsteuer-Er-
höhung trickreich. Sie plant sie auf
den 01.01.2007 in der Hoffnung, daß
Privatkonsumenten ihre Ausgaben
für langlebige, teure Konsumproduk-
te wie PKWs etc. bis kurz vorher täti-
gen (Steuersatz 16%), um so der 19%-
igen Mehrwertsteuer noch auszuwei-
chen. Das soll einen Konjunkturan-
sprung verursachen, der bis in das
Jahr 2007 und darüber hinaus trägt.
Geht diese Rechnung auf?

Auf der Ebene der Unternehmen
ist die Mehrwertsteuer ein kostenneu-
traler Durchgangsposten. Nur wenn
Waren und Leistungen den privaten
Endverbraucher erreichen, schlägt die
Mehrwertsteuer als reale Belastung
durch. Der Endverbraucher trägt
letztendlich die ihm von Unternehmen
und Unternehmern in Rechnung ge-
stellte Mehrwertsteuer. Große und
marktstarke Unternehmen können die
Mehrwertsteuer-Erhöhung voll an die
privaten Endverbraucher weiterrei-
chen. Zu denken wäre hier z.B. an die
Mineralölindustrie ... Wenn jedoch klei-
ne Handwerker (z.B. Gas-Wasser-In-
stallateure, Frisör, Bäcker- und Metz-
germeister) ihre Leistungen dann mit
dem Regelsteuersatz von 19% versehen
und weiterreichen wollen, stoßen sie
auf große Widerstände am Markt, so
daß zumindest ein Teil der Mehrwert-
steuer-Erhöhung zu Lasten des Jahres-
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gewinnes gehen wird. Viele Handwer-
ker müssen also mehr arbeiten, um den
„alten“ Vorjahresgewinn realisieren zu
können. Wenn sie schon an ihre Leis-
tungsgrenze geraten sind, wird die
Mehrwertsteuer-Erhöhung als realer
Einkommensverlust sich auswirken.

Dem „Strohfeuerkonsum“ des
Jahres 2006 (um der drohenden Mehr-
wertsteuer-Erhöhung auszuweichen,
werden schon geplante Ausgaben für
das Jahr 2007 in das Jahr 2006 vorgezo-
gen) werden die verteuerten Endleis-
tungen für private Endverbraucher den
Garaus machen:
1. Es werden die Mietnebenkosten stei-

gen (Strom, Öl, Gas). Die „2. Miete“
wird also noch mehr drücken.

2. Die haushaltsnahen (Dienst-)Leistun-
gen der Handwerker verteuern sich.

3. Die Apotheken müssen ihre Medi-
kamenten-Preise erhöhen.

4. Textilien aller Art werden teurer.
5. Marktstarke Unternehmen können

die Umsatzsteuer-Erhöhung zum
Anlaß nehmen, noch ein „Schnäps-
lein“ obendrauf zu legen.

6. Alle 16%-Leistungen werden von ei-
nem auf dem anderen Tag teurer ...
Die DB muss Fahrpreiserhöhungen
durchsetzen (bei Entfernungen über
50 km)

7. Wer kann sich dann noch die verteu-
erten Steuerberatungsleistungen für
den privaten Bereich leisten? usw.
usf.  Diese Preiserhöhungen fallen in
eine Zeit, in der durch großbetriebli-

che Einheiten weitere Massenentlas-
sungen angekündigt und geplant
sind bzw. real durchgeführt werden.
Die ungesicherte Zukunft verunsi-
chert die Konsumenten (Lohnabhän-
gige, Rentner, die mit defacto-Ren-
tenkürzungen leben müssen etc.) so
nachhaltig, dass alle Not-Euros für
die erwartbare schlechte nahe Zu-
kunft zusammengehalten (also nicht
konjunkturstimulierend verausgabt)
werden. Ist das alles zu pessimistisch
gedacht?

Auch die Städte, Landkreise und
Gemeinden werden durch die Mehr-
wertsteuer-Erhöhung belastet. Wird
der Kindergarten oder die Schule re-
noviert, ist mit dann 19% Mehrwert-
steuer Leistungen der Handwerker zu
rechnen. Auch gemeindliche Vorha-
ben zur Verbesserung der kommuna-
len Infrastruktur werden verteuert,
wenn z.B. eine neue Bibliothek geplant
ist. Die Vorhaben der Gemeinden wer-
den überall dort verteuert, wo sie nicht
als zum Vorsteuerabzug berechtigte
Unternehmer auftreten. Das sind zahl-
reiche Bereiche in der Gemeinde. So
verteuern sich beispielsweise die Kos-
ten für Büromaterial, die das städti-
sche Steueramt verbraucht. Kinder
und Jugendhilfeeinrichtungen, die
Leistungen zum Mehrwertsteuer-Nor-
malsatz beanspruchen, haben bei
gleich hohem Etat in Krisenzeiten (da
kriselt es auch häufig in den Famili-
en) einen geringeren Spielraum. Die

Gemeinden müssten an die Landes-
und Bundesregierung schon heute
ihre berechtigten Forderungen auf
vollen Ausgleich der Mehrwertsteuer-
Erhöhung stellen. Jedoch ist bei der
jetzigen Situation davon auszugehen,
dass eher wenig Bewegung vorhan-
den ist, so daß die Gemeinden als
wirksame nachfragende Struktur
mehr und mehr wegfallen.

Die Mehrwertsteuer-Erhöhung
ist unsozial

Die Mehrwertsteuer-Erhöhung
beutelt Renten, HartzIV und Sozial-
hilfeempfänger; auch (Bafög)Studen-
ten müssen leiden.

Die Bezieher von Transfer-Ein-
kommen müssen in der Regel ihr gan-
zes Monatseinkommen für ihren Le-
bensunterhalt aufwenden. Wie wir
schon sahen, ist in diesen Leistungen
häufig der normale Mehrwertsteuer-
satz enthalten. Da die erwähnten
Transfereinkommensbezieher auch
nicht mit Sonderzuschlägen zum
Ausgleich der Mehrwertsteuer-Erhö-
hung rechnen können, fällt in Höhe
der in Euro auszudrückenden Mehr-
wertsteuer-Erhöhung Kaufkraft weg.
Real kann also weniger konsumiert
werden (da helfen auch keine „Gür-
tel-engerschnallen-Appelle“ weiter).
Das ist als besonders unsozial zu gei-
ßeln.

Th. Ewald Wehner

Am 20./21. Mai 2006 veranstalte-
te die Gruppe Arbeiterstimme zusam-
men mit den Gruppen International
Dorfen und Landshut ein Seminar, das
nun schon zum siebenten Mal in
Landshut, im Info-Laden, stattfand.
Leider konnten einige Genossinnen
und Genossen aus befreundeten Grup-
pen wegen der immer mehr steigenden
Terminflut nicht daran teilnehmen.

Zudem hatten in Dorfen die
braunen Horden der NPD erneut eine
Heimsuchung der Stadt angekündigt
und waren auf Widerstand gestoßen.
Auch diesem Umstand war geschuldet,
dass die Teilnehmerzahl etwas gerin-
ger war als in den Vorjahren.

Das sollte der inhaltlichen Arbeit
jedoch keinen Abbruch tun und so wur-
de am Samstag auf Grundlage eines

Landshuter Seminar Referats eines Genossen der Arsti über
die IG-Metall Tarifrunde diskutiert. Die
Fortsetzung dieses Themas war der lan-
ge Streik von ver.di. Hier war es erst
am Vortag zu einer Einigung gekom-
men, so dass es uns in Landshut nicht
möglich war, auf die Einzelheiten des
Abschlusses einzugehen.

Den Abschluss des Samstags bil-
dete ein Referat eines Genossen der
AGI Dorfen zur gesellschaftlichen und
politischen Situation in Uruguay, das
sehr ausführlich die Facetten der Ent-
wicklung in diesem südamerikani-
schen Land beleuchtete. Bei der Erar-
beitung des Referats war es schwierig
gewesen zu objektiven Erkenntnissen
zu gelangen. Das Geschehen in Uru-
guay wird in verschiedenen Publikati-
onen sowohl der linken als auch bür-
gerlichen Presse, je nachdem von wel-
chem Blickwinkel aus es betrachtet
wurde, sehr unterschiedlich einge-

schätzt. In manchen linken Veröffent-
lichungen wird sogar von Verrat an der
Sache der Widerstandsbewegungen
(Tupamaros) gesprochen.

Am Sonntag stand die brennen-
de Frage „Was heißt Solidarität in ei-
ner globalisierten Arbeitswelt?“ im Mit-
telpunkt der Diskussion.

Wir sind diesem Themenkom-
plex inhaltlich näher gekommen und
haben ihn von verschiedenen Seiten
aus betrachtet. Bei der Komplexität und
Vielschichtigkeit dieses Themas wären
höher gesteckte Erwartungen auch
nicht realistisch gewesen. Wir müssen
und werden an dieser Thematik dran-
bleiben.

Eine einfache Antwort auf diese
Frage gibt es nicht.

Die Referate zur IG-Metall Tarif-
runde und zu Uruguay und eine Ein-
schätzung des Verdi-Tarifkampfes ha-
ben wir nachfolgend abgedruckt.



Arbeiterstimme88888 Sommer 2006

Ausgangssituation

Die Reallöhne in der Metall- und
Elektroindustrie waren seit ca. 4 bis 6
Jahren kontinuierlich, wenn auch nur
leicht gesunken. Die Lohnquote (An-
teil der Lohnkosten am Umsatz) be-
trug 2005 durchschnittlich ca. 15-16 %
– allerdings mit starken Unter-
schieden. Im Maschinenbau
liegt sie nach Schätzungen um
die 30 %; in der Automobilin-
dustrie unter 15 %.

Schwerwiegender waren
die Tarifunterschreitungen
entsprechend den Öffnungs-
klauseln der Pforzheimer Ver-
einbarungen. Etwa 500 Abwei-
chungen vom Tarif, vor allem
bei der tariflichen Arbeitszeit,
wurden von der IG Metall „ab-
gesegnet“. Nicht nur wirt-
schaftlich schwache Kleinun-
ternehmen sondern auch gro-
ße Konzerne wie Daimler/
Chrysler, Opel und Siemens
erzwangen trotz teilweise er-
heblichem Widerstand der Be-
legschaften Arbeitszeitverlän-
gerungen ohne Lohnausgleich.

Seit etwa 2 Jahren verbes-
serte sich die Ertragslage der
meisten Großkonzerne vor al-
lem durch die Exportsteige-
rungen, verlängerte Arbeits-
zeiten, Personalabbau und Lohnkür-
zungen erheblich. Die Börsenkurse
stiegen. Längere Streiks hätten das
Kapital dieser Branche empfindlich
getroffen. Auch die Arbeiter/innen
bekamen das mit. Zumindest in gro-
ßen Teilen der Belegschaften scheint
die Meinung vorgeherrscht zu haben,
nach allen Opfern und nach weiteren
Belastungen durch Sozialabbau
wieder einmal ein „Stück vom Ku-
chen“ bekommen zu müssen. Die Wi-
derstandsbereitschaft gegen das Ka-
pital scheint beträchtlich gewachsen
zu sein. Die allgemeine Resignation
geht zurück; eine diffuse, (noch?) per-
spektivlose Wut gegen die Raffkes
nimmt zu. Darauf deuten auch die
langen und erbitterten Streiks für

„Sozialtarifverträge“ vor allem bei
AEG, Nürnberg – aber auch bei
schwach organisierten Betrieben wie
Infineon, München hin. Natürlich ist
Widerstand gegen Arbeitsplatzver-
nichtung etwas anderes als Streik um
mehr Lohn. Doch beides richtet sich
aktiv gegen das Kapital und gegen

die herrschende Ideologie des Neoli-
beralismus.

Natürlich gibt es auch Betriebe,
die von der stagnierenden bzw. leicht
sinkenden Inlandsnachfrage über-
durchschnittlich betroffen sind. Doch
das ist das Wesen des Flächentarifver-
trags, daß auch ertragsschwächere
Unternehmen einbezogen sind. Na-
türlich bestand und besteht die Dro-
hung mit Betriebsverlagerungen in
Billiglohnländer fort. Aber auch
durch noch größere Lohnzurückhal-
tung läßt sich die Lohnkostendiffe-
renz zu Osteuropa oder Asien nicht
kompensieren. Die Kalkulationen der
Unternehmer sind für die Belegschaf-
ten ohnehin nicht durchschaubar.
Daran ändert auch die überbetriebli-

che „Mitbestimmung“ in den Auf-
sichtsräten der Konzerne nichts. Da-
mit bleibt undurchsichtig, wieviel an
der Drohung mit Verlagerungen ernst
gemeint ist, und was nur als Druck-
mittel eingesetzt wird.

An ein weiteres Handicap der
IGM, das weitgehend in Vergessen-

heit geraten ist, muß erinnert
werden: Unternehmen, die
nicht bestreikt werden, aber in
einem Bezirk ansässig sind,
der in Arbeitskämpfe einbezo-
gen ist, können ihre Beleg-
schaften ganz oder teilweise
aussperren, wenn sie behaup-
ten durch Streiks beeinträch-
tigt zu sein. Die Ausgesperrten
erhalten kein Kurzarbeiter-
geld. Das würde die IG Metall
zwingen, den organisierten
Kolleginnen und Kollegen sol-
cher Betriebe Streikgeld zu
zahlen. Die Unorganisierten
stünden ohne Einkommen da,
was 1984 von den Medien ge-
hörig gegen die IGM ausge-
schlachtet wurde. Die gesetz-
liche Grundlage für diese „kal-
ten Aussperrungen“ wurde
nach den Streiks um die 35-
Stunden-Woche von der Regie-
rung Kohl erlassen. Die SPD
versprach damals, dieses Ge-
setz sofort zurückzunehmen,

falls sie an die Regierung komme. Sie
hielt auch dieses Wahlversprechen
nicht. Die Gewerkschaften machten
keinen nennenswerten Druck in die-
ser Sache. Die Drohung mit „kalten
Aussperrungen“ bleibt bestehen und
engt die taktischen Möglichkeiten der
Gewerkschaften, besonders der IGM,
beträchtlich ein.

Verlauf der
Auseinandersetzung

Die offizielle Forderung nach 5 %
mehr Lohn drückt schon die ge-
dämpfte Erwartung der Gewerk-
schaft aus. Es gab – wie vor jeder Ta-
rifrunde – aus gut organisierten Be-
trieben weit höhere Vorschläge, bis zu

Weiter in der Defensive
IG Metall-Tarifrunde 2006
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Anzeige

zweistelligen Prozentzahlen. Die
5 % gingen aber m. W. durch alle
bezirklichen Tarifkommissionen
ohne nennenswerte Kritik durch.

Natürlich war jedem Ge-
werkschaftsmitglied klar, daß die
Forderung nicht in voller Höhe
abgeschlossen werden würde.
Das ist bei jeder Tarifrunde seit
Menschengedenken so. In Baden-
Württemberg spielte die Erhal-
tung längerer Erholzeiten bei Ak-
kordarbeitern (Steinkühler-Pause)
eine wichtige Rolle.

Nach Ablauf der Friedens-
pflicht am 28. 3. 2006 begannen
Warnstreiks in großem Umfang.
Nach Angaben der IG Metall
streikten „fast eine Million Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
aus rund 4.000 Betrieben quer
durch die ganze Republik...“ (Metall
5/2006, S. 9). Warnstreiks und De-
monstrationen in dieser Größenord-
nung gab es seit den Streiks um die
35-Stunden-Woche im Jahr 1984 nicht
mehr.

Auch Belegschaften von Groß-
betrieben, die früher eher symbolisch
Warnstreiks absolvierten – etwa die
berühmte Viertelstunde vor der Früh-
stücks- oder Mittagspause bei BMW
München, gingen diesmal zu großen
Teilen auf die Demonstration am 19.
April in München.

Die Taktik der Unternehmer,
die offenbar glaubten mit Mini-An-
geboten von 1,1-1,2 %, also weit un-
ter der offiziellen Inflationsrate, Zei-
chen für eine weitere „moderate“
Lohnerhöhung setzen zu können,
ging nicht auf. Möglicherweise er-
höhte sie die Streikbereitschaft noch.

Trotzdem wollten sowohl Un-
ternehmer wie auch IG Metall-Vor-
stand einen Flächenstreik und auch
größere Schwerpunktstreiks vermei-
den. Für das Kapital standen die Fort-
setzung der Ertragsverbesserungen
und die weitere Steigerung der Ka-
pitalisierung der Unternehmen an
den Börsen auf dem Spiel. Ob ge-
meinsame Demonstrationen mit den
Kolleginnen und Kollegen von ver.di
etwas bewirkt hätten, ist schwer zu
beurteilen.

In einer Arbeitsanweisung zur
Erläuterung des Tarifergebnisses
durch den IGM-Vorstand steht: „Der
Verteilungsspielraum wird auch 2006
weitgehend ausgeschöpft.“ Darüber
kann man streiten. Die Gewerkschaf-

ten verstehen unter Verteilungsspiel-
raum die Summe aus Inflationsrate
und Produktivitätsfortschritt. Früher
kam noch ein Umverteilungsfaktor
hinzu. Bei einer offiziellen Inflations-
rate von z. Zt. 2 % und weiteren Pro-
duktivitätsfortschritten, die über 1 %
liegen dürften, bewegt sich das Er-
gebnis eher am unteren Rand dessen,
was Verteilungsspielraum genannt
wird. Dabei ist auch zu bedenken,
daß bei der offiziellen Inflationsrate
nicht unterschieden wird, welche
Konsumgüter welche Einkommens-
schichten überdurchschnittlich belas-
ten. Für Lohnarbeiter dürfte die Preis-
steigerungsrate höher als 2 % liegen,
da die Güter des täglichen Bedarfs
(Energie, Mieten usw.) bei ihnen eine
größere Rolle spielen als bei Spitzen-
verdienern. Außerdem sollten Tarif-
abschlüsse die Spielräume ausschöp-
fen, die das jeweilige Kräfteverhält-
nis zwischen Lohnarbeitern und Ka-
pital wiedergeben. Der Verweis auf
Verteilungsspielräume entspricht
auch hier der staatstragenden Funk-
tion, in der sich die Gewerkschaften
sehen: Nicht Interessenvertretung,
schon gar nicht „Kriegsschule des
Proletariats“ (Marx) sondern Sozial-
partnerschaft ist nach wie vor herr-
schende Ideologie auch in der IGM.

Nach mehreren Verhandlungs-
runden folgte eine Einigung im Be-
zirk NRW, die von den anderen Be-
zirken übernommen wurde. Auch ein
geringfügig schlechterer Abschluß in
der Textilverarbeitung und ein fast
gleicher für die Post zeigen, daß die
Gewerkschaften im Bereich der Pri-

vatwirtschaft das IGM-Ergebnis als
Pilotabschluß sehen.

Ergebnisse

a) Einmalzahlung
Für 3 Monate (März, April, Mai

2006) wird ein Einmalbetrag von 310
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Euro als Richtgröße bezahlt. Diese
Richtgröße kann zwischen einem
Unternehmer und dem Betriebsrat
zwischen 0 und 620,– Euro durch Be-
triebsvereinbarung festgelegt wer-
den. Maßgeblich soll die wirtschaft-
liche Lage des einzelnen Betriebs sein.
Jede Seite hat ein Initiativrecht.
Stimmt eine Seite nicht zu, dann
bleibt es bei den 310,– Euro. Das ist
jedenfalls die Rechtsauffassung der
IG Metall. Ob dieses „Vetorecht“ des
Betriebsrats vor den Arbeitsgerichten
Bestand haben wird, bleibt abzuwar-
ten. Meines Erachtens haben die Un-
ternehmen eine Reihe von rechtlichen
und tatsächlichen Mög-
lichkeiten, den Betriebsrat
zumindest unter Druck
zu setzen.

Diese Tarifvereinba-
rung verlagert Teile des
Flächentarifs dorthin, wo
sie nicht hingehören: Auf
die betriebliche Ebene.

Auf dieser Ebene
steht es dem Unterneh-
mer frei, Betriebsräte,
wenn das überhaupt nö-
tig werden sollte, mit
Drohungen (Entlassun-
gen, Betriebsverlagerung
u. a.) unter Druck zu set-
zen. In vielen Fällen wird das noch
nicht einmal nötig werden, weil sich
Betriebsräte als Co-Manager verste-
hen, die von sich aus Kostensenkung
zur „Rettung“ des Betriebs und „sei-
ner“ Arbeitsplätze anstreben oder
sich zumindest entsprechenden Ar-
gumenten beugen. Die – berechtigte
– Angst um den Arbeitsplatz macht
es Unternehmern leicht, Belegschaf-
ten in Sorge vor Entlassungen zu trei-
ben und damit gegen „halsstarrige“
Betriebsräte, die nicht einsehen wol-
len, daß weniger als 310,– Euro be-
zahlt werden, aufzuwiegeln.

Wahlweise können sich Unter-
nehmer auch ihrer rechtlichen Mög-
lichkeiten bedienen. Das Betriebsver-
fassungsgesetz verpflichtet Betriebs-
räte zur „vertrauensvollen Zusam-
menarbeit“ mit dem Unternehmer
bzw. dessen Beauftragten zum Wohl
des Unternehmens und seiner Be-
schäftigten. Ein weites Feld interes-
santer Prozesse und BAG-Entscheide
tut sich da auf.

Das Volumen dieser Flexibilisie-
rung mag für diesen Tarifabschluß
noch nicht besonders groß sein. Es

wird aber ein Präzedenzfall geschaf-
fen, den das Kapital zweifellos in
künftigen Tarifrunden ausweiten will.

Die Gewerkschaft ist von Ent-
scheidungen über die Höhe der Ein-
malzahlung ausgeschlossen: „Eine
freiwillige Betriebsvereinbarung ist
nicht vor der Einigungsstelle ersetz-
bar.“ (Umsetzungshilfe der IGM für
ihre Funktionäre) Eine Einigungsstel-
le ist von Arbeitgeberverband und Ge-
werkschaft paritätisch besetzt. Sie ent-
scheidet normalerweise bei Ausle-
gungsunterschieden. „Nicht gelun-
gen ist es, den Abschluß einer solchen
Vereinbarung der IG Metall im Betrieb

zu übertragen.“ (Umsetzungshilfe)
Das heißt, die Vertrauenskörper und
IG Metallmitglieder im Betrieb sind
von der Entscheidung ausgeschlos-
sen. Die Umsetzungshilfe will zwar
darauf orientieren, daß sich die be-
triebliche IG Metall trotzdem ein-
schaltet und „... daß sich die IG Me-
tall im Betrieb vor einer Abstimmung
im BR öffentlich äußert.“ (Umset-
zungshilfe) Das mutet ziemlich hilf-
los an.

Flexibilisierung des Flächenta-
rifvertrags, Verlagerung von Entschei-
dungen auf Betriebsräte, die dafür
nicht die Machtmittel haben (Frie-
denspflicht), wirtschaftliche Lage von
Einzelunternehmen als Maßgabe für
Teile der Entlohnung, sind neue aber
– so ist zu befürchten – dauerhaft ne-
gative Faktoren für künftige Tarifrun-
den über die Öffnungsklauseln des
Pforzheimer Abkommens hinaus.

b) Lohnerhöhung um 3 %
Ab dem 1. Juni 2006 werden die

Tariflöhne um 3 % erhöht. Die Erhö-
hung ist also tabellenwirksam. Die
Ausbildungsvergütungen erhöhen
sich entsprechend. Aus heutiger Sicht

wird damit zumindest die nominel-
le Inflationsrate von z. Zt. 2 % und
ein Teil des Produktivitätsfortschritts
ausgeglichen. Zumindest findet vor-
aussichtlich keine weitere Reallohn-
senkung statt. Allerdings kann nie-
mand wissen, wie die Preissteigerun-
gen vor allem bei Energie weiterge-
hen. Ein Durchbruch zu stärkerer
Beteiligung der Lohnarbeit am ge-
sellschaftlichen Produkt ist es
allerdings auch nicht; ebensowenig
findet ein nennenswerter Ausgleich
für Reallohnverluste in der Vergan-
genheit statt.

c) Altersvorsorge
Die bisherige tarif-

liche vermögenswirksa-
me Leistung wird in al-
ter Höhe (319,08 Euro/
Jahr) weiter bezahlt.
Auch das ist ein Defensi-
verfolg, denn die Unter-
nehmer wollten sie ab-
schaffen oder zumindest
kürzen. Als Anlageform
sollen künftig nicht mehr
private Anlageformen
sondern „altersvorsorge-
wirksame Leistungen“ in
verschiedensten Formen
gewählt werden.

d) Qualifizierung
Die Möglichkeiten zur Qualifi-

zierung von Beschäftigten sollen er-
weitert und systematisiert werden.
Selbstverständlich heißt das nicht,
daß die Menschen nach ihrer Lebens-
planung zusätzliche Fähigkeiten ent-
wickeln könnten. Im Kapitalismus
kann das nicht sein: „Die Qualifizie-
rungsplanung wird abgeleitet aus
der Unternehmensplanung, dabei ist
der künftige Personalbedarf zu be-
rücksichtigen.“ (Umsetzungshilfe)
Ein „jährliches individuelles Quali-
fizierungsgespräch mit allen Be-
schäftigten“ soll sicherstellen, daß
auch die Bedürfnisse der Kollegin-
nen und Kollegen berücksichtigt
werden.

Eine m. E. sehr zweischneidige
Vereinbarung. Einerseits wird nie-
mand die Notwendigkeit ständiger
Weiterentwicklung der Fähigkeiten
und des Wissensstandes von Lohn-
arbeitern leugnen können. Die Ent-
wicklung der Technik macht dies un-
umgänglich. Andererseits bindet es
die Betriebsräte noch ein Stückchen
mehr in das Co-Management mit den
Unternehmern ein. Aber vielleicht
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kommt es darauf schon nicht mehr
an.

e)“Steinkühler-Pause“
Seit rd. 30 Jahren besteht im

Lohnrahmentarifvertrag II im Tarif-
gebiet Baden-Württemberg für Ak-
kordarbeiter der Anspruch auf 5 Mi-
nuten Erholzeit/Stunde zusätzlich
zur „persönlichen Verteilzeit“. Diese
sogenannte „Steinkühler-Pause“,
nach dem damaligen Bezirksvor-
stand Franz Steinkühler benannt, soll-
te der Einstieg für eine bundesweite
Regelung zur Erleichterung bei Ak-
kordarbeit sein. Damit wurden zu-
sätzliche Belastungen durch immer
kürzere Taktzeiten mehr oder weni-
ger ausgeglichen. Aus dem Einstieg
wurde ein Sonderfall. Nach Unter-
nehmermeinung die „schwäbische
Krankheit“.

Der entsprechende Tarifvertrag
wurde im Oktober 2005 gekündigt.
Die Unternehmer hätten damit die
Arbeitszeit um bis zu 40 Minuten/Tag
ausgeweitet. Nicht allein deshalb
stieß die Kündigung auf scharfe Ab-
lehnung bei den Kolleginnen und
Kollegen am Band. Die „Steinkühler-
Pause“ ist auch zur Ehrensache ge-
worden. Das mag irrational sein –
aber nicht alles im Klassenkampf ist
rational. Eine Beibehaltung der Kün-

digung hätte mit hoher Wahrschein-
lichkeit Streik bedeutet.

Der gekündigte Tarifvertrag
wird wieder in Kraft gesetzt. Es soll
zwar überprüft werden, ob bei den
Begünstigten wirklich kurze Taktzei-
ten bestehen, doch dies wurde schon
bisher getan und dürfte kaum Aus-
wirkungen haben.

Die Kapitalisten in Baden-
Württemberg werden weiter mit der
„schwäbischen Krankheit“ leben
müssen.

Was wurde erreicht - was
wurde verloren?

Weiterer Reallohnverlust wurde
wahrscheinlich verhindert. Für Flexi-
bilisierungen des Lohns entsprechend
den Profiten wurde ein Präzedenzfall
geschaffen. Die Unternehmer werden
in künftigen Tarifrunden versuchen,
diesen weiter auszubauen. Vorläufig
bleibt der Vorstoß Episode, weil ab 1.
6. d. J. die prozentuale Erhöhung ta-
bellenwirksam wird.

Positiv ist die weitgehende Nor-
malisierung der Laufzeit. Nach 2 Tarif-
verträgen über jeweils 2 Jahre beträgt
sie jetzt 13 Monate. Ebenso positiv ist
die Erhaltung der Pausenregelung
beim Akkord in Baden-Württemberg.

Trotzdem bleibt der Eindruck,
daß die IG Metall auch in diesem Jahr
in der Defensive blieb. Verschlechte-
rungen konnten vermieden werden.
Es fehlte offensichtlich der Wille, in
die Offensive zu gehen, auch um die
Niederlage im Arbeitskampf in Ost-
deutschland auszugleichen. Der
Geist der Sozialpartnerschaft, die
Unterwerfung unter die neoliberale
Ideologie scheint schwächer gewor-
den aber immer noch beherrschend
zu sein.

Zumindest bei Teilen der Beleg-
schaften scheint die Bereitschaft zur
Auseinandersetzung größer gewesen
zu sein als in den letzten Jahren. Ob
die Kampfkraft ausgereicht hätte,
größere Erfolge bei Lohn und/oder
Arbeitszeit zu erreichen, kann wie
immer bei Arbeitskämpfen nicht be-
antwortet werden. Doch ohne Mut -
auch zum Risiko – werden die Ge-
werkschaften aus ihrer Abwärtsten-
denz, den Mitgliederverlusten und
der allgemeinen Lethargie nicht her-
auskommen.

In diesem Sinne war die IG Me-
tall Tarifrunde m. E. ein seltsames
Mittelding zwischen Aufbegehren
gegen die Arroganz der Unternehmer
und Angst vor der eigenen Courage.

Stand: 20. 5. 2006

Zum Kräfteverhältnis

Die Arbeit“geber“ im öffentli-
chen Dienst müssen (aus ihrer Sicht)
Einsparungen bei den Beschäftigten
durchsetzen. Bund, Länder und Ge-
meinden haben z. T. seit Jahren erheb-
liche Defizite in ihren Etats. Die Grün-
de sind vielfältig. Am wichtigsten:
Für den Anschluß der ostdeutschen
Länder sind Transferzahlungen (So-
lidarpakt Aufbau Ost) auf allen 3 Ebe-
nen fällig. Vor allem aber hat die Steu-
erreform des Jahres 2000 die Steuer-
belastung für Kapitalgesellschaften
und damit die Einnahmen für Bund
und Länder aus der Körperschafts-
steuer bzw. für die Gemeinden aus
der Gewerbesteuer erheblich verrin-

Ver.di-Abschluß auf Länderebene

Länger arbeiten für (real) weniger Geld
gert. Diese Entwicklung dürfte sich
fortsetzen. Die für das Jahr 2008 an-
gekündigte Unternehmenssteuerre-
form wird erneut zu Steuerentlastun-
gen für das Kapital und zu Einnah-
meausfällen für den Staat, auch für
die Länder, führen. Angeblich soll
dies Arbeitsplätze schaffen, weil der
Standort Deutschland konkurrenzfä-
higer würde. Dabei liegt Deutschland
schon jetzt unter den Industrielän-
dern auf einem der untersten Plätze
was Steuern auf Gewinne und Kapi-
taleinkommen betrifft (siehe Grafik
1). Mit den Niedrigsteuerländern Os-
teuropas  und Asiens, die sich sozia-
le Sicherungssysteme sparen, kann
und will Deutschland (noch?) nicht
konkurrieren.

Die Leistungen des Staates –
auch der Bundesländer – befinden
sich in einem weitreichenden Umbau.
Privatisierungen vor allem bei Kran-
kenhäusern und im Bildungswesen
sollen zu Verbesserungen und Ein-
sparungen für die Länder führen. Tat-
sächlich geben sie zwar Kompeten-
zen und Rechte aus der Hand; sie
bleiben aber weitgehend auf den Kos-
ten sitzen. So werden z. B. die priva-
ten Universitäten überwiegend vom
Staat (Länder und bisher teilweise der
Bund) finanziert. Die „Reform“ der
Universitäten gibt der Industrie weit
höheren Einfluß als bisher, die Aus-
gaben für diesen Bereich gehen aber
zu Lasten der Studierenden (Studien-
gebühren) und weiterhin der Länder.
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Selbst Kosten von Programmen, die
unter dem Namen der Industrie lau-
fen, werden dem Staat aufgebürdet.
Ein Beispiel für viele: „Die rund tau-
send Stipendien, welche die Stiftung
der Deutschen Wirtschaft jedes Jahr
vergibt, finanziert – zu 100 Prozent –
ausgerechnet das Bundesbildungsmi-
nisterium.“ (Die Zeit v. 15. 12. 2005,
S. 43)

Mehrausgaben, die durch den
Ausbau des Unterdrückungs- und
Überwachungsapparats entstehen,
(z.B. Digitalisierter Polizeifunk u. a.)
betreffen zum großen Teil die Länder,
die ja überwiegend für die Polizei

zuständig sind. Hier denkt niemand
an Sparmaßnahmen.

Privatisierung führt zu betrieb-
lichen Einsparungen vor allem beim
Personal, häufig auch bei Patienten
bzw. anderen „Kunden“, sie spaltet
die Beschäftigten, weil die Privatun-
ternehmer keine oder nur (schlechte-
re) Haustarifverträge abschließen
und entlastet die Etats der Länder
kaum.

Ein Teil dieser Defizite sollte
den Beschäftigten im öffentlichen
Dienst aufgebürdet werden. Das ist
gelungen.

Bei den Tarifauseinanderset-
zungen im öffentlichen Dienst han-
delt es sich von Seiten der Gewerk-
schaft um einen Abwehrkampf,
teilweise vergleichbar mit Arbeits-
kämpfen zur Zeit der Weltwirt-

waren und nicht mehr zum öffentli-
chen Dienst gehörten. Trotzdem
bleibt unverständlich, warum ausge-
rechnet der schlecht organisierte Be-
reich der Länder beim Abschluß mit
den Gemeinden ausgespart wurde.
Die Initiative dazu ging allerdings
von der TdL (Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder) aus. Es wäre zweifel-
los sehr schwierig gewesen, die Ab-
schlüsse bei Bund und Gemeinden zu
verweigern, weil die Länder blockier-
ten. Ver.di scheint die Problematik
der Vertagung von Tarifabschlüssen
für die Bundesländer unterschätzt zu
haben. Dafür spricht u. a. der Ab-
schluß einer Meistbegünstigungsklau-
sel mit den kommunalen Arbeit-
„gebern“, die diesen zugestand,
günstigere Vereinbarungen bei den
Ländern, d. h. schlechtere für die Be-
schäftigten, zu übernehmen.

Große Teile des öffentlichen
Dienstes auf Länderebene sind nicht
unmittelbar mit Arbeiten beschäftigt,
die von den Staatsbürgern direkt
wahrgenommen werden. Wenn z. B.
ein Statistisches Landesamt streikt, ist
das sicher lobenswerte Solidarität,
doch dauert es lange, bis es jeman-
dem auffällt. Auch Streiks des tech-
nischen Personals der Theater und
Opern üben keinen merklichen
Druck aus. Lediglich die nichtärztli-
chen Beschäftigten in den Kranken-
häusern der Länder (Unikliniken u.
a.) können Druck machen. Doch dies
trifft immer auch Patienten, macht
umfangreiche Notdienste unver-
meidlich, kann also nur mäßig prak-
tiziert werden. Polizei und andere
Beamte dürfen eh nicht streiken.
Streiks im öffentlichen Dienst treffen
nicht unmittelbar das Kapital. Sie
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schaftskrise in der Endzeit der Wei-
marer Republik.

Die Gewerkschaft hat in dieser
Auseinandersetzung schlechte Kar-
ten. Die Beschäftigtenzahlen im öf-
fentlichen Dienst sinken (siehe Gra-
fik 2) u. a. auch durch die Privatisie-
rungen. Auch hier wächst die Angst
vor Arbeitsplatzverlust. Die „sicheren
Arbeitsplätze beim Staat“ sind eine
Legende aus längst vergangenen Zei-
ten. Das hindert die Medien nicht,
diese Legende gegen die Beschäftig-
ten auszuspielen. Was in großen Tei-
len der Privatwirtschaft die Drohung
mit Verlagerung ins Ausland, ist im

öffentlichen Dienst die Drohung mit
Auslagerung und Privatisierung.

In der laufenden Tarifrunde hat
ver.di außerdem eine Strategie ver-
folgt, die man nur als selbstzerstöre-
risch bezeichnen kann. Bisher wur-
den einheitliche Tarifabschlüsse im
öffentlichen Dienst angestrebt und
weitgehend auch realisiert (Ausnah-
megelungen für einzelne Bereiche
gab es zunehmend allerdings auch).
Dabei konnten die stärksten und am
besten organisierten Teile des öffent-
lichen Dienstes, vor allem die kom-
munale Müllabfuhr, Stadtwerke und
die Verkehrsbetriebe mehr oder auch
weniger gute Ergebnisse durchset-
zen, die dann von den schwach orga-
nisierten Bereichen der Länder und
des Bundes übernommen wurden.

Das war bei dem Abschluß 2004
nicht mehr leicht, weil Teile dieser
ver.di-Hochburgen schon privatisiert Grafik 2
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können nicht wie in der Privatwirt-
schaft die Mehrwertproduktion un-
terbrechen. Sie treffen ganz oder
überwiegend die Menschen, die öf-
fentliche Dienste in Anspruch neh-
men (müssen). Letzteres zwang die
Gewerkschaften im öffentlichen
Dienst schon immer dazu, eine Grat-
wanderung zwischen möglichst star-
ker Ausübung von Druck auf den
Staat und Rücksichtnahme auf die
„Schmerzgrenze“ in der Bevölkerung
zu unternehmen. Zu diesen grund-
sätzlichen Schwierigkeiten kam in
der jetzigen Tarifrunde hinzu, daß
eine einheitliche Tariffront schon
weitgehend in verschiedene Sonder-
regelungen (privatisierte oder Eigen-
betriebe der Länder) aufgefasert war.

Verlauf der Tarifrunde

Im folgenden konzentriere ich
mich auf die Auseinandersetzung
zwischen ver.di und den in der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL)
zusammengeschlossenen Bundeslän-
dern. Der Arbeitskampf in kommu-
nalen Betrieben Baden-Württem-
bergs, die Ärztestreiks der im Mar-
burger Bund organisierten Klinikärz-
te und in den Verkehrsbetrieben
Münchens werden weitgehend aus-
geklammert – nicht deshalb weil de-
ren Abwehrkämpfe bzw. der Lohn-
kampf der angestellten Ärzte un-
wichtig wären, sondern weil Aus-
gangslage und Kräfteverhältnis sehr
unterschiedlich sind und eine ange-
messene Darstellung den Rahmen
dieses Artikels sprengen würde.

In der öffentlichen Wahrneh-
mung sieht das weitgehend anders
aus. Da werden die unterschiedlichen
Tarife und die sehr unterschiedlichen
Möglichkeiten der Tarifparteien igno-
riert. Auch das ist Ausdruck der Zer-
splitterung der Tariflandschaft und
ihrer Unübersichtlichkeit.

Die TdL ist nicht mehr die ein-
zige Tarifpartei für die Bundesländer.
Berlin und Hessen sind aus ihr aus-
getreten. Inwieweit Hessen den Tarif,
den die TdL jetzt abgeschlossen hat,
übernehmen wird, war beim Ab-
schluß dieses Artikels noch nicht be-
kannt. Berlin hat bereits in der Ver-
gangenheit eigene, für die Beschäftig-
ten sehr ungünstige, Vereinbarungen
mit ver.di getroffen.

Der Verhandlungsführer der
TdL, Niedersachsens Finanzminister

Möllring (CDU), trat unnachgiebig
auf. Er war in einer starken Position.
Der Tarifvertrag für Arbeitszeiten
war von der TdL fristgerecht gekün-
digt worden. Die Nachwirkung des
gekündigten Tarifvertrags verhinder-
te zwar die Erhöhung der Arbeitszeit,
wie sie in unterschiedlicher Höhe von
den Ländern gefordert und auch
teilweise praktisch durchgeführt
wurde – doch nur für organisierte
Beschäftigte, also für die Minderheit
fast aller Belegschaften im Bereich der
Länder. Unorganisierte haben keinen
Anspruch auf den Tarifvertrag, für sie
entfällt die Nachwirkung. Neu einge-
stellte erhielten Arbeitsverträge vor-
gelegt, die höhere Arbeitszeiten je
nach Bundesland enthielten. Die hohe
Arbeitslosigkeit sorgt dafür, daß die
Länder damit durchkommen.

Die TdL konnte also in Ruhe
abwarten, bis sich die höheren Ar-
beitszeiten als (nicht tarifliche aber
tatsächliche) Regelarbeitszeit durch-
setzen würden.

Wenn diese Taktik trotzdem
nicht voll durchgesetzt werden konn-
te, dann ist das dem unerwartet zä-
hen Widerstand einiger gut organi-
sierter Betriebe des öffentlichen
Dienstes der Länder zu verdanken. In
erster Linie sind hier das nichtärztli-
che Personal der Universitäts- und
sonstigen Landeskrankenhäuser zu
nennen. M. W. gab es noch nie so brei-
te und hartnäckig durchgehaltene
Arbeitskämpfe von diesen Beschäf-
tigten. Die „Dienstleister“ entdecken
offenbar die Kampfformen des In-
dustrieproletariats. Die Streiks konn-
ten zwar nicht offiziell oder in nen-
nenswertem Umfang mit dem Mar-
burger Bund und
damit den Ärzte-
streiks koordiniert
werden, doch sie
fielen beabsichtigt
oder auch nicht mit
diesen teilweise zu-
sammen. Der „Ge-
burtsfehler“ der
Standesorganisati-
on Marburger
Bund ist eben das
Fehlen jeder Solida-
rität mit dem nicht-
ärztlichen Personal.
Doch trotzdem
führte der tatsächli-
che zeitliche Zu-
sammenhang bei-

der Streiks zu erheblichen Einnahme-
ausfällen bei den Krankenhäusern.

Die anfängliche Einigkeit der
TdL ließ sich nicht lange durchhalten.
Länder in denen die SPD an der Re-
gierung beteiligt ist, distanzierten
sich von der „Betontaktik“ Möllrings.
Das geschah aus durchsichtigen
Gründen. So ganz konnte sich die
SPD doch nicht von den CDU/CSU-
Hardlinern vereinnahmen lassen, die
mit einem Tarifdiktat ver.di demüti-
gen, als für die Beschäftigten nutzlo-
se Organisation disqualifizieren und
für künftige Auseinandersetzungen
ausschalten wollte.

Am 19. Mai legte die TdL ein
Angebot vor, das ver.di akzeptieren
mußte.

Das Ergebnis

Ver.di mußte sich auf fast (Aus-
nahmen siehe unten) allen Gebieten
auf Verschlechterungen für die Be-
schäftigten einlassen.

Arbeitszeit:
Ähnlich wie das Wort „Reform“

ist auch „Flexibilität“ und „Modern“
zum Synonym für Verschlechterung
geworden. Die westdeutschen Län-
der haben nun jeweils unterschiedli-
che tarifliche Arbeitszeiten (siehe
Grafik 3). Die ostdeutschen Länder
bleiben bei der bisherigen 40 Std.-Wo-
che.

Die Errechnungsformel für die
westdeutschen Länder ist so kompli-
ziert, daß sie wohl nur wenigen der
Beschäftigten einsichtig sein wird:
Aus der Anzahl der zu 38,5 Std./Wo-
che und den zu höheren Arbeitszei-
ten Beschäftigten wird eine „tatsäch-

Baden-Wüttenberg 39,05 39,45
Bayern 39,33 39,73
Bremen 38,90 39,30
Hamburg 38,76 39,02
Niedersachsen 38,98 39,38
Nordrhein-Westfalen 39,32 39,72
Rheinland-Pfalz 38,80 39,10
Saarland 38,90 39,30
Schleswig-Holstein 38,60 38,70

neue Bundesländer unverändert bei 40 Stunden
Hessen, Berlin nicht in der Tarifgemeinschaft

Alte

durchschnittliche

Arbeitszeit

Neue

durchschnittliche

Arbeitszeit

Wöchentliche Arbeitszeiten im öffentlichen Dienst

Grafik 3
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lich festgestellte durchschnittliche
wöchentliche Arbeitszeit“ (gewichtet)
errechnet. Die Differenz zu 38,5 wird
mit 2 multipliziert – aber auf 0,4 Stun-
den/Woche gekappt und der bisheri-
gen durchschnittlichen Arbeitszeit/
Woche zugeschlagen. Daraus erge-
ben sich dann die unterschiedlichen
neuen Tarifarbeitszeiten je Bundes-
land. Sie sind durchweg – wenn auch
unterschiedlich – höher als die bishe-
rigen tariflichen Wochenarbeitszeiten
und zwar um so mehr, je höher die
angestrebte tatsächliche Arbeitszeit
(z. B. in Bayern 42 Stunden) und die
Zahl der zu diesen Arbeitszeiten Be-
schäftigten war. Wer mehr verlangte
und bei „seinen“ Arbeitern und An-
gestellten durchdrückte, bekommt
auch mehr an zusätzlicher Arbeitszeit
(ohne Lohnausgleich). Zumindest
das wird Herr Stoiber verstehen und
für die Zukunft berücksichtigen.

Doch damit nicht genug der Dif-
ferenzierung: Für einige Beschäftig-
tengruppen soll es bei der regelmäßi-
gen Wochenarbeitszeit von 38,5 Std.
bleiben. Wie der Zufall so spielt, han-
delt es sich dabei vorwiegend um die
Bereiche, in denen der Widerstand am
größten war. Diese wohlverdiente, d.
h. erstreikte, Besserstellung geht zu
Lasten der anderen Landesbedienste-
ten. Diesen wird das Volumen der
nicht erhöhten Arbeitszeit der Berei-
che lt. Tabelle 1 auf die nach dem oben
dargestellten Rechenverfahren ermit-
telten neuen durchschnittlichen Wo-
chenarbeitszeit noch draufgeschlagen.
Man fühlt sich an die „Verteilung in-
nerhalb der Klasse“ des Wirtschafts-
theoretikers Fritz Scharpf (SPD) erin-
nert.

Das Volumen der Arbeitszeiter-
höhung je Bundesland der TdL wird
also um die gewichtete Differenz der
Bereiche, die bei der 38,5-Stunden-
Woche bleiben, erhöht.
Tabelle 1:

Beschäftigte die bei der 38,5-Std.-
Woche bleiben
1. In ständiger Wechselschicht oder

Schichtdienst
2. An Unikliniken, sonstigen Landes-

kliniken und -krankenhäusern, psy-
chiatrischen Einrichtungen

3. In Straßenmeistereien, Kfz-Werk-
stätten, an Theatern und Bühnen,
Häfen, Schleusen, Küstenschutz

4. Behinderteneinrichtungen, heilpä-
dagogischen Einrichtungen

Man könnte dies Gerechtigkeit
nennen: Wer kämpfte, hat etwas er-
reicht (wenn auch nur in der Verteidi-
gung). Wer nicht kämpfte, wird be-
straft. Ich halte eine solche Einstellung
für sehr problematisch. Nicht überall
waren gemeinsame subjektive Grün-
de für eine Beteiligung an Abwehr-
kämpfen ausschlaggebend. Auch ob-
jektive Faktoren spielten vor allem in
den Verwaltungen eine Rolle. Die Be-
legschaften, die tatsächlichen und po-
tentiellen ver.di Kolleginnen und Kol-
legen werden aufgespalten. Für eine
bessere Organisierung in der Zukunft
sind das keine guten Voraussetzun-
gen. Die Gewerkschaften sahen sich
bisher als die Interessenvertretung
aller Arbeit“nehmer“. Wollen sie sich
davon wirklich verabschieden?

Beamte werden nach den Be-
stimmungen des jeweiligen Bundes-
landes arbeiten müssen. In Bayern z.
B. 42 Std./Woche.
Lohn:

Es wird 3 Einmalzahlungen
geben: Im Juli 2006 zwischen 50,- und
150,- Euro je nach der Eingruppie-
rung in die 15 Entgeltgruppen. Die in

den unteren Gruppen Beschäftigten
erhalten mehr, die in den oberen we-
niger.

Nach dem gleichen Prinzip wer-
den im Januar 2007 zwischen 60,- und
310,- Euro und im September 2007
zwischen 100,- und 450,- Euro be-
zahlt.

Auszubildende, Praktikanten,
Pflegeschülerinnen und -schüler be-
kommen zu den gleichen Terminen
je 100,- Euro. Die Einmalzahlungen
sind nicht tabellenwirksam.

Der bisherige Bundesangestell-
tentarif entfällt. Es gelten einheitliche
Entgeltgruppen für Arbeiter und
Angestellte (siehe Tabelle 2).

Ab 1. 1. 2008 erfolgt eine tabellen-
wirksame Lohnerhöhung um 2,9 %.

Es gibt 2 Gruppen für die Jahres-
sonderzahlung (statt des bisherigen
Urlaubs- und Weihnachtsgeldes). In
der ersten bestimmt der neue Tarifver-
trag für Beschäftigte, die vor dem 30.
6. 2003 eingestellt wurden und die ta-
rifliche Nachwirkung beanspruchen
können (also Organisierte) folgendes:
Sie erhalten zwischen 35 % und 95 %
des durchschnittlichen monatlichen

Tabelle 2
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Entgelts ohne Zuschläge und Über-
stundenentgelt des 2. Halbjahrs. Für
Ostdeutschland gelten zwischen 30 %
bis zu 71,5 %, wobei in West und Ost
die unteren Entgeltgruppen prozen-
tual höhere Sonderzahlungen bekom-
men als die oberen Gruppen.

Für das Jahr 2006 wird das bis-
herige tarifliche Urlaubsgeld letztma-
lig bezahlt.

Die 2. Gruppe sind diejenigen,
die vom Tarif abweichende Arbeits-
verträge bis zum Inkrafttreten des
neuen Tarifvertrags unterschrieben
haben. Sie erhalten deutlich weniger.
Für 2006 richtet sich die Sonderzah-
lung ggf. nach den
jeweiligen Lan-
desregelungen.
Für 2007 werden
diese um 50 % des
Differenzbetrags
zu den Sonder-
zahlungen der 1.
Gruppe aufge-
stockt. Ab 2008
erst erhalten sie
die gleiche Jahres-
sonderzahlung
wie die 1. Gruppe.

Künftig neu
Eingestellte wer-
den mit der Grup-
pe 2 gleich behan-
delt.

Neu eingeführt wird ein Leis-
tungsentgelt. Die Zielgröße (das
meint wohl den höchstmöglichen
Betrag) soll 8 % des Monatsentgelts
des Vorjahres betragen und monat-
lich ausbezahlt werden. Das Gesamt-
volumen soll insgesamt 1 % der Vor-
jahresentgelte betragen.

Es gibt Öffnungklauseln für
Universitätskliniken, für Lehrer, Ärz-
te in der unmittelbaren Patientenver-
sorgung und wissenschaftlich Tätige
in Hochschule und Forschung. Sie
regeln im allgemeinen spezifische
Arbeitsbedingungen (z. B. Bereit-
schaftsdienste) in diesen Bereichen.

Auszubildende müssen nach
erfolgreicher Abschlußprüfung für
mindestens 12 Monate übernommen
werden, wenn nicht personenbeding-
te Gründe dagegen sprechen oder ein
Betrieb oder eine Verwaltung über
Bedarf ausgebildet hat.

Die Laufzeit des Tarifvertrags
gilt bis zum 31. 12. 2009.

Die bisherige Meistbegünsti-
gungsklausel soll zum frühest mög-

lichen Zeitpunkt gekündigt werden.
Eine Maßregelungsklausel ist verein-
bart.

Zusammenfassung

Die Gewerkschaft mußte deut-
lichen Verschlechterungen bei Ar-
beitszeit und Entlohnung zustimmen.
Ob die Einmalzahlungen plus tabel-
lenwirksame Erhöhung um 2,9 %
auch nur die offizielle Inflationsrate
ausgleichen werden, erscheint sehr
unwahrscheinlich. Die durchschnitt-
liche Teuerung die sich für gering
verdienende Lohnabhängige stärker

als der Durchschnitt auswirkt, beträgt
z. Zt. 2 %. Eine Verringerung ist kaum
zu erwarten.

Die Arbeitszeitverlängerung
wird weiterem Arbeitsplatzabbau
Vorschub leisten.

Das Ergebnis ist nicht allein auf
die Kräfteverhältnisse zurückzufüh-
ren sondern auch auf eine falsche
Strategie, die sich offenbar darauf
verließ, daß die Bundesländer mehr
oder weniger auf Grundlage des Ta-
rifvertrags für Bund und Gemeinden
abschließen würden und die das auch
noch durch die Meistbegünstigungs-
klausel festschrieb. Das war
naiv.

Ob diese Klausel tat-
sächlich durch die Indexre-
gelung ausgeschlossen ist,
halte ich für fragwürdig.
Was will ver.di tun, wenn
eine oder mehrere Kommu-
nen die für ihr Bundesland
gültigen längeren Arbeits-
zeiten übernehmen will?

Daß die Bundesländer
in der TdL ihre Ziele nur

teilweise durchsetzen konnten, ist vor
allem auf die Standhaftigkeit der
Streikenden und die wohl nicht er-
wartete Ausdehnung und Dauer der
Streiks zurückzuführen. Daneben
dürfte auch eine Rolle spielen, daß bei
den von Streiks Betroffenen viel Ver-
ständnis und Sympathie bestand.
Auch die Medien, die anfangs erwar-
tungsgemäß feindlich reagierten
(„nur“ 18 Minuten pro Woche und so
eine Aufregung) kamen nicht umhin
auch zustimmende Meinungen, z. B.
von Patienten in Krankenhäusern zu
Wort kommen zu lassen.

Die Aufsplitterung der Tarif-
landschaft im öffentli-
chen Dienst, die Unüber-
sichtlichkeit der Bestim-
mungen haben deutlich
zugenommen. Das wird
künftige Tarifauseinan-
dersetzungen erschwe-
ren.

Proteste größeren
Ausmaßes von den be-
troffenen Kolleginnen
und Kollegen gegen den
Abschluß sind mir bisher
nicht bekannt geworden.
In der Tarifkommission
von Nordrhein-Westfa-
len gab es gerade mal 4
Gegenstimmen und 13

Enthaltungen. Das mag für ver.di viel
sein, aber es dürfte kaum reichen,
eine Änderung der Gewerkschaftspo-
litik zu erzwingen. Die Lohnabhän-
gigen finden sich z. Zt. damit ab,
bestenfalls Abwehrerfolge zu errei-
chen. Von einem aktiven Kampf, von
der Einsicht in die Notwendigkeit der
Ausbeutung der Lohnarbeit durch
das Kapital entgegenzutreten, ist die
Masse der Arbeiterklasse – auch im
öffentlichen Dienst – weit entfernt.

Der Lernprozeß muß noch lan-
ge anhalten.

Stand: 30. 5. 2006
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Anlässlich eines Treffens der 25
Regierungschefs der EU mit ihren 33
Kollegen aus Lateinamerika Mitte
Mai dieses Jahres in Wien  (EU-La-
teinamerika-Gipfel) registrierten die
Medien ein gewachsenes Selbstbe-
wusstsein der Repräsentanten aus
dem Süden. Die Süddeutsche Zei-
tung titelte: „Lateinamerikas Links-
ruck weckt Interesse und Argwohn“.
Und Peter Burghardt, Südamerika-
korrespondent eben dieser Zeitung
meinte, Europa schaue „interessiert,
fasziniert oder irritiert“ auf bestimm-
te Regierungschefs. (SZ v. 11.5.06).

Als kürzlich der deutsche
Außenminister Steinmeier in Süd-

amerika weilte, stattete er den Regie-
rungen von Chile, Argentinien und
Brasilien seinen Antrittsbesuch ab.
Das sind genau die Länder Südame-
rikas mit den größten Absatzmärkten
für deutsche Waren.  Den Abstecher
nach Uruguay – Umstände hätte es
kaum verursacht - ersparte er sich,
schließlich hat er eines der bedeu-
tendsten Metropolenländer zu vertre-
ten. Es geht bei Besuchen dieser Art
vorwiegend um Außenhandelsbezie-
hungen. Große Länder bieten große
Märkte. Kleine Länder können gele-
gentlich mit wichtigen Rohstoffen
aufwarten oder mit einer strategisch
günstigen Lage.

Uruguay mit etwa der Hälfte
der Fläche des heutigen Deutsch-
lands und einer Einwohnerzahl, die
mit 3,4 Millionen nicht einmal der
Oberbayerns entspricht, hat so gut

wie nichts davon. In den Tagesnach-
richten unserer Medien, der staatli-
chen wie der privaten, kommt das
Land nicht vor. Einfach zu wenig
spektakulär, was sich dort ereignet.

Auch in der deutschen Linken
werden die politischen und gesell-
schaftlichen Veränderungen in Uru-
guay kaum zur Kenntnis genommen.
Und wenn, sind es nur wenige Jour-
nalisten, die zwischen dem südlichen
Amerika und Berlin pendeln und In-
formationen, oft aber schon komplet-
te Einschätzungen liefern.

Von den Einschätzungen soll
hier einiges hinterfragt werden. Es
geht mir darum, auf Widersprüche
hinzuweisen und insgesamt mehr
solidarische Ernsthaftigkeit einzufor-
dern.

Damit ist ausdrücklich nicht der
in den dreißiger Jahren aus Deutsch-
land geflüchtete jüdische Antifaschist
und Kommunist Ernst bzw. Ernesto
Kroch gemeint, der trotz fortgeschrit-
tenen Alters (89) regelmäßig, ausführ-
lich, unaufgeregt und sehr hinter-
gründig über Uruguay berichtet: Und
zwar aus der Sicht eines Aktivisten
dieser Linken, an deren Entstehung
und Entwicklung er unter Einsatz
seines Lebens (während der Militär-
diktatur) tatkräftig mitgearbeitet hat.
Dass er bereits 1932, also kurz vor der
Machtübergabe an die deutschen Fa-
schisten Mitglied der Kommunisti-
schen Jugend Opposition (KJO), der
Jugendorganisation der KPO, gewor-
den war, soll nicht unerwähnt blei-
ben. (Exil, S.40,41)

Manche Linke unter uns, die
sich in den Sechzigern und zu Beginn
der Siebziger politisierten, blickten
damals mit besonderem Interesse auf
das südamerikanische Land, weil
dort eine lange recht erfolgreiche
Stadtguerilla, die MLN-Tupamaros,
mit spektakulären Aktionen auf sich
aufmerksam machte.

Manche waren im Gefolge der
sich fraktionierenden bundesdeut-
schen Studentenbewegung so vom
Stadtguerillakonzept der Tupamaros
angetan, dass sie es unhinterfragt
auch in hiesigen Gefilden meinten
umsetzenzu können. So tauchten

Ende der 60er Jahre die „Tupamaros
West-Berlin“ auf und machten durch
einige Bombenanschläge auf sich auf-
merksam. Bekannter wurden aber
Gruppierungen wie die RAF und  die
„Bewegung 2. Juni“, die in Verken-
nung der realen Kräftverhältnisse u.a.
auch auf Taktiken der Tupamaros
zurückgriffen. Im Unterschied zu die-
sen bundesrepublikanischen Nach-
ahmern gelang es den Tupamaros
nach den bitteren Erfahrungen der
Militärdiktatur, sich neu in die Linke
des Landes einzubringen und auch
heute wieder eine bemerkenswerte
Rolle zu spielen.

Aktuell ist der bewaffnete
Kampf für die uruguayische Linke
kein Thema, denn mit dem Oktober
2004 erlebte diese Linke einen parla-
mentarischen Durchbruch, der sie im
Bündnis mit fortschrittlichen  Teilen
der Bourgeoisie  zur stärksten politi-
schen Kraft werden ließ.

Das Ergebnis der Wahl fasste
der Historiker Dieter Schonebohm in
einer Einschätzung für das „Institut
für Iberoamerika-Kunde Hamburg“
wie folgt zusammen:

„Wende in Uruguay: histori-
scher Wahlsieg der Linken

Zum ersten Mal seit der Unabhän-
gigkeit Uruguays vor 174 Jahren haben
die beiden traditionell dominierenden
Parteien, Partido Colorado und Partido
Nacional oder Blanco, die Macht verlo-
ren. Das siegreiche Linksbündnis En-
cuentro Progresista-Frente Amplio-Nu-
eva Mayoría konnte am 31. Oktober 2004
die absolute Mehrheit der Sitze in beiden
Kammern des Parlaments erringen, wäh-
rend sein Kandidat, Tabaré Vázquez,
bereits im ersten Durchgang zum Präsi-
denten gewählt wurde.“(S.225)

Auch die Zeitschrift ila verwen-
det in der Überschrift eines Artikels
von Ernesto Kroch den Begriff „Der
historische Wahlsieg“. (ila 280)

Stefan Thimmel dagegen hängt
in der Jungle World  den Vorgang et-
was tiefer, indem er schreibt: „In Uru-
guay hat das linke Wahlbündnis einen
Sieg errungen.“ (47/2004)

War es nun ein historischer Sieg
oder nur ein Sieg, ein Wahlsieg eben,
eher ein singuläres Ereignis? Für die

Uruguay
Teil einer linken Achse Lateinamerikas?
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Beantwortung dieser Frage ist ein
Blick auf die Geschichte Uruguays
unerlässlich.

Ausrottungspolitik und
Großgrundbesitz

Das Land verbindet mit den
anderen Ländern des Kontinents der
Großgrundbesitz und die Abhängig-
keit von imperialistischen Großmäch-
ten. Es unterscheidet sich durch das
Fehlen einer indianischen Urbevölke-
rung, die wenige Jahre nach der Un-
abhängigkeit aus ökonomischen
Gründen ausgerottet worden war. Da
die Charrua-Indios keinen Begriff
von Privateigentum hatten, waren sie
nicht in die halb-feudale Viehzüchter-
gesellschaft zu integrieren.

In der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts wurde das gesamte
Land den Interessen des britischen
Imperialismus untergeordnet. Riesi-
ge Viehherden bevölkerten das Hin-
terland, wurden via Eisenbahn in den
Hafen von Montevideo verbracht,
dort auf britische Schiffe verladen
und in die Schlachthöfe Englands
verschifft. So profitierten von Anfang
an die Großgrundbesitzer und die
städtische Bourgeoisie, die vor allem
in der Hauptstadt Montevideo die
Geschäfte der britischen Gesellschaf-
ten  verwaltete. Vor allem das Land-
proletariat ging leer aus.  Gelegentli-
che Armutsrevolten wurden mit
größter Brutalität niedergeschlagen.
Ein ländlicher Mittelstand hatte in
dieser Aufteilung in den meisten Ge-
genden keine Entwicklungsmöglich-
keit.

Die Interessensgegensätze zwi-
schen den Großgrundbesitzern und
der städtischen Bourgeoise führten
über Jahrzehnte zu Bürgerkriegen
(guerra grande), die allmählich in ein
zwei – Parteien - System einmünde-
ten: Die Colorado-Partei, die das städ-
tische Bürgertum und die aufstreben-
de Industriebourgeoisie (mit Schwer-
punkt Montevideo) vertrat. Und die
Blanco-Partei, Interessenvertretung
der ländlichen Oligarchie. Die politi-
sche Machtverteilung, die bis in die
Strukturen der staatlichen Bürokra-
tie genauestens geregelt war, führte
schließlich zu einem stabilen System,
aus dem zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts „Unter der Führung sukzessi-
ver, mit Ausnahme der Jahre 1933-38
weitgehend dem weltanschaulichen

Liberalismus verpflichteter Colorado-
Regierungen ..eine stabile Demokra-
tie“ entwickelt wurde, „deren Basis
durch einen zunehmenden wirt-
schaftlichen Protektionismus, eine
fortschrittliche Sozialgesetzgebung
und eine starke Systemloyalität der
Bevölkerung abgesichert wurde.“
(Schonebohm,S.228)

Kroch  präzisiert: „In allen staat-
lichen und kommunalen Institutio-
nen und Unternehmen wurde deren
Leitung zwischen Wahlsiegern und
Wahlverlierern im Verhältnis 3 zu 2
aufgeteilt. Dieses System der Macht
und Beamtenaufteilung vom unters-
ten Hilfsarbeiter bei der Müllabfuhr
bis zum Generaldirektor der Staats-
bank führte zu einem korrupten Kli-
entelismus – eine Anstellung gegen
eine Wahlstimme – und einer Hyper-
trophie der Staatsbürokratie, aber
auch zur Stabilität der Demokratie.“
(Kroch,2006, S.62)

Erster und zweiter Weltkrieg
beförderten die Nachfrage nach
Fleisch, Wolle und Leder. Für Uru-
guay eine lange Atempause, die mit
dazu beitrug, dass extensive Vieh-
zucht der Latifundien und unrentab-
le Kleinstbetriebe keine wesentlichen
Strukturveränderungen erfuhren
und  eine Stagnation  der Produktivi-
tät im Agrarbereich zur Folge hatten.
Parallel zur Stabilisierung des vorher
beschriebenen politischen Systems
fand in den ersten Jahrzehnten des 20.
Jahrhunderts eine Ablösung des bri-
tischen durch den US-Imperialismus
statt. In Montevideo breiteten sich
große Gefrierfleischfabriken in US-
amerikanischem Besitz aus. Import-
substituierende Industrien trugen zur
Entwicklung einer zahlenmäßig
immer bedeutenderen Arbeiterklas-
se mit Schwerpunkt Montevideo bei.
Noch konnte das System die Lohn-
abhängigen durch weitgehende Zu-
geständnisse ruhigstellen.( z.B. 8-
Stundentag, Altersrente ab 60 etc.)
Das alles änderte sich erst, als Weste-
uropa die Folgen der Weltkriege
überwunden, eine hoch rationalisier-
te Landwirtschaft entwickelt hatte
und zusammen mit den beiden an-
deren bestimmenden Wirtschafts-
mächten USA und Japan begann, in-
ternational eine immer offensivere
Handelspolitik zu betreiben. Der neu-
en Situation waren Länder wie Uru-
guay nicht gewachsen. Aus einer ak-
tiven Handelsbilanz wurde eine pas-

sive. Anleihen bei ausländischen Ban-
ken mussten mit Dollars bedient wer-
den, die nur über eine stärkere Ex-
portorientierung zu beschaffen wa-
ren. Der Binnenmarkt wurde ver-
nachlässigt. Seit 1960 diktierte der
Internationale Währungsfonds zu-
nehmend und immer rigider die
Spielregeln. „Die einsetzende Schul-
denspirale führte zu einer Inflations-
rate, die in manchen Jahren mehr als
150 Prozent betrug“ und eine „bru-
tale Entwertung der Löhne und Ge-
hälter“ zur Folge hatte. (Kroch S.61)

Die Linke

In der Situation kam der Lin-
ken, die bis zu diesem Zeitpunkt bei
Wahlen nie eine bedeutende Rolle
gespielt hatte, zugute, dass sie schon
frühzeitig ihre Energie mehr  zum
Aufbau von Gewerkschaften und
schließlich 1966 zur Gründung des
Dachverbandes Convention Nacional
de Trabajadores  (CNT) verwendet hat-
te.  Die Erfahrung, dass ein rein öko-
nomischer Kampf bei einer entspre-
chend hohen Inflationsrate nicht
mehr ausreichend war, führte dazu,
dass „Strategie und Programm der
neuen Zentrale auf eine radikale Ver-
änderung der Gesellschaft“ zielten.
(Kroch,S.64)

Die Orientierung auf eine ein-
heitliche Gewerkschaftsbewegung
war für die KP Uruguays erst mög-
lich, nachdem im Gefolge einer Ent-
stalinisierung 1954 der Vorsitzende
abgesetzt und programmatisch ein
Neuanfang gemacht worden war, der
auf die Einheit „der Gewerkschafts-
bewegung und aller linken Parteien“
in den Mittelpunkt stellte..

Ein weiterer Faktor, der zum
Aufschwung der Linken in Uruguay
beigetragen hatte, war die kubanische
Revolution 1959. Das Jahr 1968 – Che
Guevara war 1967 in Bolivien er-
schossen worden – sollte für die uru-
guayische Politik einen Wendepunkt
markieren. Der „liberale“ Colorado
Präsident verfügte kurz bevor eine
Lohnangleichung an die Inflation fäl-
lig war, das Einfrieren von Löhnen
und Preisen und rief in Erwartung
härterer gewerkschaftlicher Kampf-
maßnahmen den Ausnahmezustand
aus. Diese Selbstdemaskierung bür-
gerlicher Herrschaft führte zum
Rücktritt eines Teils des Kabinetts,
das anschließend mit Bankiers aufge-
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füllt wurde. In den Jahren bis 1973
verschärften sich die Angriffe der
Bourgeoisie auf die Lebensbedingun-
gen der Lohnabhängigen und Teilen
der Mittelschicht in dramatischer
Weise, was aber nicht dazu führte,
dass dadurch die Volkswirtschaft sta-
bilisiert werden konnte. Klassenbe-
wussten Gewerkschaften unter linker
Führung gelang es punktuell erfolg-
reich, den Angriffen des Kapitals
Widerstand entgegenzusetzen. Es soll
aber bereits zu Beginn der 70er Jahre
20 000 politische Gefangene gegeben
haben (vgl. Rosencof, Hundeleben,
1990 S.45).

Die Landarmut und die
bewaffneten Gruppen

War bisher die Rede von der
Linken, war damit vor allem die Tra-
ditionslinie der Sozialistischen und
Kommunistischen Partei gemeint. Es
gab natürlich auch andere linke
Gruppierungen („dieser ganze
Zoo...“,Huidobro, Tupamaros, 1992,
S.84) Dieter Schonebohm
schreibt:“Eine Konsequenz der zu-
nehmenden Armut auf dem Land
war die Entstehung der Guerillabe-
wegung der Tupamaros...“(S.229)
Ganz anders  hatte E. Kroch noch
1990 die Entstehung der bewaffneten
Gruppen erklärt: „Ein Ausdruck der
Radikalisierung des Mittelstandes –
eine Mischung aus revolutionärer
Ungeduld und Elitedenken – war die
Stadtguerilla der Tupamaros, die
allerdings, ohne Rückhalt im Volk, in
eine Sackgasse führte und führen
musste.“ (S.132) Offensichtlich
kommt er heute zu einer deutlich an-
deren Einschätzung, wenn er in der
aktuellen PROKLA - Ausgabe
schreibt: „Aber die Wirtschaftskrise
und der Zerfall der uruguayischen
Demokratie hatte noch eine andere
radikalere Reaktion hervorgerufen:
diejenigen, die den Ausweg im be-
waffneten Kampf sahen....Die bedeu-
tendste, der MLN..., die als Tupama-
ros bekannt wurden, fand Mitte der
60er Jahre mit ihren Robin-Hood-
Aktionen die Sympathie weiter Be-
völkerungskreise.“ Vielleicht ist es
der Altersweisheit geschuldet, dass
Kroch sein Vorurteil revidierte. Es
gibt inzwischen eine recht umfang-
reiche Literatur, verfasst von führen-
den Aktivisten der MLN - Tupama-
ros, in der bewundernswert selbstkri-

tisch die Entwicklung der Guerillabe-
wegung reflektiert wird. Diese Etap-
pe ist ein wichtiger Teil der Geschich-
te der uruguayischen Linken, einer
Geschichte, die aus bitteren Nieder-
lagen und bedeutenden Erfolgen be-
steht. Und die Erfolge waren nicht
zuletzt das Ergebnis von Lernprozes-
sen aus den Niederlagen.

Die Antwort des Staates auf
die „Gefahr“ von links

Zu Beginn der 70er Jahre geriet
die bürgerliche Herrschaft in mehr-
facher Hinsicht in Bedrängnis: Die
ökonomischen Daten verschlechter-
ten sich weiterhin, viele KämpferIn-
nen der bewaffneten Linken waren
zwar in Haft, ihre Organisation aber
noch nicht besiegt und die Linke war
als Teil einer klassenbewussten Arbei-
terschaft insgesamt im Wachsen be-
griffen.. 1971 vereinigten sich linke
Gruppen, Parteien und Basiskomitees
zur Frente Amplio (FA). Noch im glei-
chen Jahr erhielt die FA bei den Par-
lamentswahlen 18% der Stimmen, in
Montevideo gar 30%. Daraufhin  be-
seitigten im Juni 73  Generäle in ei-
nem Staatsstreich alle Möglichkeiten
demokratischer Einflussnahme. Par-
teien und Gewerkschaften wurden
verboten, das Parlament  aufgelöst.
Alle Linken wurden verfolgt, was
dazu führte, dass 400 000 Uruguaye-
rInnen das Land fluchtartig verließen
und jede 54. UruguayerIn inhaftiert
war. Uruguay hatte zu dieser Zeit
weltweit die höchste Zahl politischer
Häftlinge. Die  neun gefangenen Co-
mandantes der Tupamaros, darunter
der schwerverletzte Raul Sendic,
wurden zu Geiseln erklärt und für
beinahe 12 Jahre in totaler Isolations-
haft gehalten.

Zu den Geiseln gehörte auch
der heutige Landwirtschaftsminister
Jose Mujica. Wenn ein gewisser Tha-
deus Paton  im RSB - Organ Avanti
2004 schrieb „Mujica sitzt seit fünf
Jahren im Parlament auf einem Sena-
torensessel und ist der zweitbeliebtes-
te Politiker des Landes. Joschka Fi-
schers gibt es auch in Uruguay“ ist
das im Hinblick auf die Biographie
Mujicas eine Unverschämtheit und
unter Linken nicht mehr als politische
Meinung zu tolerieren. Während die
Generäle vollauf  mit flächendecken-
der Repression beschäftigt waren,
bestimmte ein Wirtschaftsrat aus Ban-

kiers und Vertretern von Großunter-
nehmen die Richtlinien für eine neue
Wirtschaftspolitik, die heute
gemeinhin als neoliberal bezeichnet
wird. Ähnlich verlief die Entwicklung
in den benachbarten Andenstaaten
Chile (Militärputsch im September
1973) und Argentinien (Militärputsch
im März 1976). Auch dort wurden die
organisierte Arbeiterbewegung und
die linken Aktivisten durch Interven-
tion von Militärs ausgeschaltet und
zum Teil physisch liquidiert, damit
das Kapital optimale Akkumulations-
bedingungen erreichen konnte. In
Uruguay kam es in den ersten Jahren
der Diktatur zu einer leichten wirt-
schaftlichen Entspannung. „Eine kei-
ne 5 Jahre währende Konjunktur er-
höhte das Bruttoinlandprodukt, den
Export, die Gewinne, aber auch die
Inflation, während die Löhne fielen,
die Handelsbilanz passiv blieb und
somit die Auslandsschulden weiter
anstiegen ( in drei Jahren um 58%).“(
Kroch, S.68) Das war’s aber dann
auch schon. Die Vorgaben des IWF
konnten nicht eingehalten werden,
eine Verschärfung des neoliberalen
Kurses  brachte letztlich „die Indus-
trie zum Erliegen, ausländische Wa-
ren überschwemmten den Binnen-
markt und die Arbeitslosenquote
stieg de facto auf 25% (ebenda). Im
November 1980 fiel der Peso in we-
nigen Tagen ins Bodenlose, was „der
erste offizielle Bankrott des neolibe-
ralen Modells“ war. Trotz fortgesetz-

Raul Sendic, legendärer Führer der
MLN Tupamaros, gestorben 1989 an
den Folgen der Haftbedingungen
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ter Repression gelang es zu Beginn
der 80er Jahre den Widerstand in ver-
schiedenen Sektoren der Gesellschaft
zu entwickeln. Letztlich konnte den
Militärs 1984 die Wiederzulassung
der bürgerlichen Politikformen – ein-
schließlich Wahlen – abgerungen
werden. Weitgehend unverändert
fortgesetzt wurde unter den folgen-
den bürgerlich- demokratischen Re-
gierungen die bisherige Wirtschafts-
politik. Zu Beginn der 90er Jahre soll-
ten auf Empfehlung des IWF die ren-
tabelsten Staatsunternehmen privati-
siert werden, was jedoch durch ein
Plebiszit verhindert werden konnte.
Noch heute beklagt sich das Berliner
Auswärtige Amt im aktuellen „Län-
derbericht Uruguay“: „Die Forde-
rung nach umfassender Privatisie-
rung von Staatsunternehmen wird
angesichts der ausgeprägten „Angst“
vor dem Ausverkauf des Staates
teilweise mit Unverständnis aufge-
nommen und als Beweis dafür gese-
hen, dass der IWF noch immer nicht
gelernt habe, auf die Besonderheiten
der Partnerländer einzugehen. Laut
Umfragen sind 34% der Bevölkerung
der Meinung, alle Staatsunternehmen
sollten in staatlicher Hand bleiben,
1995 waren es 22%. 63% der Bevölke-
rung sind der Ansicht, die staatlichen
Unternehmen sollten ganz oder über-
wiegend in Staatseigentum bleiben,
nur 5% sind für eine vollständige Pri-
vatisierung.“

Hätte sich damals die Bevölke-
rung nicht massiv gegen diese Priva-
tisierungsabsichten zur Wehr gesetzt,
wären die Handlungsmöglichkeiten
für die gegenwärtige FA-Regierung
noch eingeschränkter als sie es eh
schon sind.

Finanzparadies als Ausweg?

Was fiel den uruguayischen Fi-
nanzexperten noch ein? Uruguay
sollte ein Finanzparadies werden.
Mittels einer Hochzinspolitik wurde
ab1985 spekulatives Kapital ins Land
geholt. Verbunden damit war ein
deutlicher Anstieg des Imports von
Waren, die vorher im Lande selbst
erzeugt worden waren. Das Ende der
Geschichte war ein  Bankrott des an-
visierten Finanzparadieses. Die Aus-
landsschulden, die 1985 etwa 5 Milli-
arden Dollar  betragen hatten, waren
um 280% gestiegen. 20 Jahre nach
dem Desaster vom Anfang der 80er

Jahre folgte das nächste Fiasko, mit
dem Unterschied, dass sich die Ver-
luste verdreifacht hatten. „Ohne die
Unterstützung des US-Schatzamtes
und des IWF hätte das Land wie
zuvor Argentinien seine Zahlungsun-
fähigkeit erklären müssen.“ (Schone-
bohm, S.232) Kroch beschreibt die
Folgen: „Eine Verelendung setzte ein,
wie sie das Land vorher nicht gekannt
hatte, Kinder verhungerten. Wären
nicht an die 500 Volksküchen gewe-
sen, von der Solidarität der noch et-
was besitzenden Mitbürger beliefert
und von freiwilligen Helfern organi-
siert, Zehntausende wären verhun-
gert. Damals nahmen Kinos, Theater,
Sportveranstaltungen als Eintritts-
geld 1 kg Reis, Nudeln oder andere
Lebensmittel.“ (S.73) Und das in ei-
nem Land, als einmal als die Schweiz
Südamerikas gegolten hatte. Eine
wachsende Schicht der ökonomisch
Ausgegrenzten war entstanden, Ge-
legenheitsarbeiterInnen, Müllsamm-
lerInnen, StraßenhändlerInnen. Alle
in prekären Verhältnissen ohne sozi-
ale Absicherung lebend. Die Situati-
on wies große Ähnlichkeiten mit der
Lage der Bevölkerung im benachbar-
ten Argentinien auf, wo es in den ers-
ten Jahren des neuen Jahrhunderts
tatsächlich zu einem ökonomischen
Kollaps gekommen war. Auf der po-
litischen Ebene gab’s aber wesentliche
Unterschiede. Während sich in Ar-
gentinien keine parlamentarisch rele-
vante Linke entwickelte (die Diktatur
hatte hier ganze Arbeit geleistet),
konnten in Uruguay die linken Orga-
nisationen in der Nachdiktaturzeit
ihren Einfluss kontinuierlich ausbau-
en. Erkennbar ist das an den Wahler-
gebnissen der Frente Amplio: 1985:
18%, 1989: 21%. 1994: 30%, 1999: 40%.

Montevideo:
Experimentierfeld der Linken

Noch aufschlussreicher ist der
Blick auf die Hauptstadt Montevideo,
wo es der FA 1989 gelungen war, die
Provinzregierung zu übernehmen
und seither ihre Wahlergebnisse kon-
stant steigern konnte. Der Wahlsieg
von 2004 mit landesweit 50,45% bei
einer wegen gesetzlicher Wahlpflicht
extrem hohen Wahlbeteiligung wäre
ohne das Beispiel Montevideo nicht
möglich gewesen. 15 Jahre Regierung
der Linken in der Provinz Montevi-
deo brachte den Bürgern sichtbare

Das breite Bündnis (Frente Amplio)

oder Encuentro Progresista-Frente

Amplio-Nueva Mayoria (EP-FA-NM)

Die Parlamentswahlen in Uru-
guay gewann nicht DIE LINKE,  viel-
mehr war es ein Bündnis oder wie
es Kroch ausdrückt, eine „Koalition
von Koalitionen“. Es lassen sich
(nach Schonebohm) drei große Blö-
cke unterscheiden:

- die von ihrer Programmatik
eher revolutionär ausgerichteten Or-
ganisationen, vor allem Movimiento
de Participación Popular, 26 de
Marzo und Corriente de Izquierda
(rund 33% der Stimmen); ihr wich-
tigster Vertreter ist der Senator und
Tupamaro-Mitbegründer José Muji-
ca,

- die traditionelle Linke um So-
zialisten und Kommunisten (21%);
der designierte Präsident Tabaré
Vázquez gehört der Sozialistischen
Partei an,

- und die tendenziell sozialde-
mokratisch orientierten Gruppierun-
gen, besonders Asamblea Uruguay,
Vertiente Artiguista, Alianza Progre-
sista und Nuevo Espacio (rund
44%); neben dem Wirtschafts-und
Finanzminister Danilo Astori zählt
der Vorsitzende des Landwirtschafts-
verbandes zu diesem Block.

Von Interesse ist auch ein Blick
auf die Wahlergebnisse  einzelner
Listen innerhalb der EP-FA-NM: Die
meisten Stimmen bekam mit
29,41% die von den Tupamaros ge-
führte Allianz MPP. Die früher in der
FA dominierende KP erreichte mit
6,15% eher ein bescheidenes Ergeb-
nis.

Ergebnisse in Verbindung mit einem
partizipativen Ansatz: Prioritäten des
Haushaltsplans wurden in Bürger-
versammlungen gesetzt und erst an-
schließend wurde er ausgearbeitet,
ein Vorgang, der von der Opposition
anfänglich als Sowjetisierung be-
zeichnet wurde.

Neben der Partizipation war es
der Griff nach der Sozialpolitik, die
es der Provinzregierung ermöglich-
te, die Lage vor allem der marginali-
sierten Bevölkerungsschichten zu
verbessern. Die Bilanz von 15 Jahren
Regierungstätigkeit in der Provinz
Montevideo hatte einen wesentlichen
Anteil am Wahlergebnis von 2004
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und ermöglichte der neuen Regie-
rung unter dem ehemaligen Inten-
dente (Bürgermeister) und jetzigem
Präsidenten Tabare Vasquez eine re-
alistische Einschätzung dessen, was
unter gegebenen Bedingungen um-
setzbar ist.

Linke Regierungspolitik auf
einem ökonomischen
Scherbenhaufen

Die letzte bürgerliche Regie-
rung hatte also einen Scherbenhau-
fen hinterlassen. Oder wie es Scho-
nebohm eher vorsichtig ausdrückte:
„Die Bilanz der Regierung ist (...) ge-
nerell negativ.“ Zusätzlich bestand
die reale Gefahr, dass zwischen dem
Wahlsieg im Oktober und der Regie-
rungsübernahme eine politisch insze-
nierte Kapitalflucht die Bedingungen
für die neue Regierung noch weiter
verschlechterte. Die Kapitalflucht
konnte nicht zuletzt dadurch verhin-
dert werden, dass der bis in konser-
vative Kreise hinein respektierte
Wirtschaftswissenschaftler Danilo
Astori schon frühzeitig für das zen-
trale Amt des Wirtschafts- und Fi-
nanzministers nominiert worden war.
Diese Benennung war andererseits
nicht unproblematisch, schließlich
fungiert  Astori  von Anfang an als
Bremser innerhalb der Regierung.
Positiv zu Buche schlägt für die neue
Regierung ein staatlicher Unterneh-
menssektor, der 20 % des Bruttosozi-
alprodukts erwirtschaftet und Inter-
ventionsmöglichkeiten für eine linke
Regierung bietet ( u.a. Ausbildungs-
plätze etc).

Herausforderung IWF

Eine der ersten und härtesten
Herausforderungen für die Regie-
rung der FA war die Verhandlung mit
dem IWF. Dabei galt es vor allem, für
die Umsetzung eines sozialen Not-
programmes, das mit jährlich 100 Mio
Dollar berechnet war, Handlungs-
spielraum zu bekommen. Aber war-
um forderte die neue Regierung nicht
ein Schuldenmoratorium, eine Forde-
rung, die bereits im FA-Programm
von 1971stand? Kroch bezeichnet die-
se Forderung als „heutzutage nicht
realisierbar. Erstens liegen die Wäh-
rungsreserven des Landes in den Kel-
lern nordamerikanischer Banken und
auch die Exporte könnten bei der

Ankunft  in ausländischen Häfen ge-
pfändet werden.“ Erreicht werden
konnte lediglich der „Aufschub der
Tilgungen um zwei Jahre und die
Reduzierung des Etatanteils für Zins-
zahlungen von 4,2% auf 3,5% im ers-
ten Haushaltsjahr. Für Kroch „eine
Atempause, die Situation“ sei „aber
immer noch beklemmend“. (S.64) Die
Regierung konnte also mit der Um-
setzung des Notprogrammes mit fol-
genden sechs Schwerpunkten  begin-
nen: Sicherstellung einer angemesse-
nen Ernährung von gefährdeten
Gruppen, Gewährleistung der primä-
ren Gesundheitsversorgung durch
verbesserte Nutzung bestehender
Ressourcen, Ausweitung des Kinder-
geldes auf arbeitslose Mitglieder der
staatlichen Sozialversicherung, Stär-
kung der Vor-, Grund- und weiter-
führenden Schulen in sozialen Span-
nungsgebieten, Gewährung  von
Geldleistungen an Familien mit Ein-
kommen unterhalb der Armutsgren-
ze, die durch Arbeitsleistungen abzu-
gelten sind, und schrittweise Einfüh-
rung einer sogenannten Integrations-
hilfe an besonders bedürftige Perso-
nen, die im Gegenzug z.B. Alphabe-
tisierungskurse belegen oder den
Schulbesuch ihrer Kinder sicherstel-
len müssen. (Schonebohm 233) Mit
der Umsetzung des  Nationalen Not-
standsplans  zur Bekämpfung der Armut
wurde das neu geschaffene Ministe-
rium für Politik und soziale Beteili-
gung betraut. Geleitet wird es von
den beiden KP-Frauen Marina Aris-
mendi und Ana Maria Olivera. Ver-
zögerungen in der Ausführung sind
auf fehlende Unterlagen zurückzu-
führen. Bewohner der Elendsviertel
bewegen sich in den Ländern der sog.
3. Welt zumeist außerhalb staatlicher
Verwaltung.

Weitere Schwerpunkte  der neu-
en Regierung sind:

- Senkung der Arbeitslosigkeit
und Schaffung von regulären Arbeits-
plätzen für die über 40% Beschäftig-
ten in prekären Arbeitsverhältnissen;

- die Lenkung von spekulati-
vem Kapital in die Produktion mit
Schwerpunkt bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen;

- die Senkung der extrem hohen
Mehrwertsteuer von 23% und die
Einführung einer gestaffelten Ein-
kommenssteuer;

- die Einführung einer solidari-
schen Gesundheitsversicherung;

Wichtig ist auch durch die Ein-
führung des Partizipationsprinzips
die Beteiligung der Bevölkerung und
der sozialen Bewegungen  an den
Entscheidungen der verschiedenen
Ebenen.

Bilanz nach einem Jahr FA-
Regierung?

Die sozialdemokratische Fried-
rich Ebert Stiftung attestierte bereits
im August der „progressiven“ Regie-
rung einen „Einstieg nach Maß“ und
eine positive Gesamtbilanz, wobei
einschränkend zu berücksichtigen ist,
dass Präsident Vazquez eine Nähe
zur Stiftung nachgesagt wird (lt. Wil-
ly Hüter, uz  19.8.05)  Ernesto Kroch
verwies etwa zur selben Zeit auf Mei-
nungsumfragen, die von einer Zu-
stimmung der Bevölkerung von 70%
ausgingen. Tatsächlich erzielte die FA
bei den Regionalwahlen  zwei Mona-
te nach der Regierungsübernahme
ein „traumhaftes Ergebnis“(FES, Wa-
chendorfer, S.3)). Folgt man aber Ste-
fan Thimmel, der die uruguayische
Entwicklung für linke Publikationen
wie Jungle World, iz3w (Freiburg), ak
u.a. beobachtet, weist die Regierungs-
politik eine zunehmend negative
Tenz auf: „Dass die Bilanz nach neun
Monaten Amtszeit (...) so zwiespäl-
tig ausfallen würde (...), damit hatte
außer den wenigen KritikerInnen von
links niemand gerechnet. Aber der
Unmut wächst.“ Andererseits er-
kennt er Erfolge an, wenn er zuge-
steht, dass „schon einiges erreicht“
wurde.

Dabei verweist er auf das An-
laufen des nationalen Notstands-
plans, die deutliche Stärkung der
Rechte der Gewerkschaften, die Auf-
nahme der diplomatischen Beziehun-
gen zu Kuba, die Ablehnung des Frei-
handelsabkommens ALCA. Und
manches mehr. Zum Jahrestag der
Regierungsübernahme brachte Thim-
mel in der iz3w und im ak eine
durchaus aufschlussreiche Bilanz.
Beide Artikel sind streckenweise
identisch, wobei Thimmel im ak stär-
ker differenziert und die bisherigen
Erfolge der FA-Regierung ausführli-
cher (somit fundierter) darstellt, um
dann doch wieder zu einem deutlich
negativen Resümee zu kommen.
Grundlegende positive Veränderun-
gen sieht Thimmel nach einem Jahr
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik
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(leichter Rückgang der Arbeitslosig-
keit, Anstieg der Reallöhne um ca.
5%), in der Stärkung der Rechte der
Lohnabhängigen (neues Gewerk-
schaftsgesetz mit weitreichendem
Schutz der Gewerkschaftsmitglieder,
Gründung von über 300 neuen Ge-
werkschaften) und in der Sozialpoli-
tik (Auszahlung von monatl. ca. 80
USD als Bürgereinkommen an fast
10% der Bevölkerung, die Anhebung
der Ausgaben für Bildung, die Ent-
lastung der unteren Einkommen
durch eine Steuerreform beginnend
2006). Er erwähnt auch Fortschritte in
der Menschenrechtspolitik, die we-
gen der Verbrechen während der
Militärdiktatur eine wichtige Rolle
spielt. Der letzte Punkt ist für die Re-
gierung besonders kompliziert, da sie
letztlich vom Stillhalten der bewaff-
neten Macht abhängig ist. Schließlich
haben führende Generäle vor Jahren
schon auf die Bereitschaft zur erneu-
ten Machtübernahme hingewiesen.
Journalisten erwähnen diesen Sach-
verhalt in der Regel nicht. Wenn heu-
te nicht wenige der ehemaligen poli-
tischen Gefangenen aus dem bewaff-
neten Widerstand in Regierung und
Parlamenten sitzen (z.B. Mujica, To-
polanski, Huidobro...) und politi-
schen  Einfluss ausüben, wird das
vom Militär mit Argwohn verfolgt
und (bis jetzt) noch geduldet – aber
wie lange?

Thimmel und andere verweisen
stattdessen auf die Zustimmung der
Regierung zu einem gemeinsamen
Militärmanöver mit  den USA und
zur Entsendung uruguayischer Trup-
pen zu einem UN-mandadierten Ein-
satz nach Haiti. Dass aus den beiden
Entscheidungen der uruguayischen
Regierung nicht unbedingt ein prin-
zipienloses Verhalten abzuleiten ist,
zeigt folgende aktuelle Meldung:
„Uruguay und Argentinien wollen
zukünftig keine Truppen mehr in der
Militärakademie »Escuela de las
Américas« ausbilden lassen. Als
Grund nannten sie, dass diese US-
amerikanische Militäreinrichtung
eine lange Historie aufweise, die mit
Episoden von Folter und sozialer Re-
pression gespickt ist. Beide südame-
rikanischen Staaten beschlossen des-
halb fortan keine Soldaten mehr zur
Ausbildung in die Militärschule zu
schicken.“ (Montevideo, 4. April
2006, ecupress, zit. Aus poonal vom
11.4.06)

Zankapfel Zellulosefabriken

In fast allen Artikeln wird der
noch unter der Vorgängerregierung
vertraglich vereinbarte Bau zweier
Zellulosefabriken auf der uruguayi-
schen Seite des Rio de la Plata/Rio
Uruguay und die damit zusammen-
hängende Umweltproblematik aus-
führlich erörtert. Es würde hier zu
weit führen, die Auseinandersetzung
um dieses  Projekt in ihrer ganzen
Komplexität zu erläutern). Die FA
hatte die Orientierung der früheren
Regierungen auf  großflächige Auf-
forstung mit Eukalyptusbäumen im
Interesse der internationalen Papier-
und Zellulosekonzerne immer vehe-
ment kritisiert. Der Ausstieg wäre
jetzt politisch möglich. Welche finan-
ziellen Folgen ein Vertragsausstieg
für die Regierung hätte (ein Investi-
tionsschutzabkommen besteht), wird
von den journalistischen Kritikern
i.d.R. nicht thematisiert. Immerhin
handelt es sich um die größte Inves-
tition in der Geschichte Uruguays mit
einem Volumen von 1,8 Milliarden
Dollar.  Dass extrem abhängigen
Drittweltländern industrielle Dreck-
schleudern aufs Auge gedrückt wer-
den, die in den Metropolen der Be-
völkerung nicht mehr vermittelbar
sind, darf inzwischen als bekannt
vorausgesetzt werden. Thimmel und
andere lassen sich aber von solchen
Überlegungen nicht beeinflussen,
schließlich – und da ist man sich ganz
sicher – „geht die an den Interessen
von Großgrundbesitzern und auslän-
dischen Konzernen ausgerichtete
Agrarpolitik auch unter Mujica naht-
los weiter.“ (iz3w/292/ S.29) Für die
inzwischen immerhin 7000 Quadrat-
kilometer Eukalyptusplantagen ist

Mujica ja zuständig. Er wird von den
journalistischen Kritikern als die gro-
ße Enttäuschung hingestellt.

So war bei Gerhard Dilger, der
aus Montevideo neben der taz ein
breites Spektrum  an Zeitungen be-
dient, zu lesen: „Als Gegengewicht
zu Vázquez (66) und Finanzminister
Danilo Astori (65), die schon vor dem
Wahlsieg sehr »gemäßigt« auftraten,
galt der frühere Tupamaro-Stadtgue-
rillero José »Pepe« Mujica (71), der
Landwirtschaftsminister wurde.
Mittlerweile repräsentieren alle drei
die »moderne« Linke, die ähnlich wie
Brasiliens Präsident Lula da Silva ei-
nen monetaristischen Sparkurs
durchsetzt(...)“. (Neues Deutschland,
1.3 06 )

Dem kann man nur entgegen-
setzen, was das Kollektiv p.i.s.o. 16
in iz3w Ausg. April/Mai 2006, S.20 zu
einer ähnlichen Herangehensweise
geäußert hat: „Es gehört zu den tö-
richsten Mechanismen in der politi-
schen Auseinandersetzung, komple-
xe gesellschaftliche Sachverhalte als
persönliche Eigenschaften einzelner
ProtagonistInnen zu banalisieren.“

Etikettierungen und
Begriffswirrwarr

Für die weitere Debatte in der
Linken in Deutschland wäre es sehr
von Nutzen, wenn die politische Dis-
kussion, die in den marxistischen
Gruppierungen der FA stattfindet, für
eine sachliche Meinungsbildung zur
Verfügung stünde. Was ebenso fehlt,
ist eine einigermaßen solide Kennt-
nis der Datenlage, die die Grundlage
für das Handeln der FA-Regierung
bildet. Etikettierungen bringen ohne
sachlichen Hintergrund wenig. Gün-
ther Pohl setzt in der UZ z.B. „Die
Innenpolitik der reformistischen Par-
teien oder Bündnisse (Chile, Uru-
guay)“ gleich und qualifiziert sie als
„kaum weniger neoliberal als bei ih-
ren konservativen Vorgängern.“ Das
mag für Chile gelten, bei Uruguay
sprechen die die wesentlichen be-
kannten Fakten dagegen. Nicht jede
Maßnahme, die pragmatisch ist, ist
gleich neoliberal. Für einen Stephan
Günther, Mitarbeiter im iz3w, ist die
Regierung in Uruguay „sozialdemo-
kratisch“. Für den Verwender der
Bezeichnung scheint das eine mora-
lische Kategorie zu sein, die zu erläu-
tern er nicht für notwendig erachtet.Jose „Pepe“ Mujica
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Und die Redaktion der iz3w, für die
„der Staatssozialismus eines Fidel
Castro (...) ohnehin als Auslaufmo-
dell.“ gilt, fasst in ihrer Lateinameri-
ka-Schwerpunktausgabe pauschal
zusammen: „Positive Einschätzun-
gen linker Ansätze in Bolivien, Mexi-
ko oder Venezuela treffen auf desil-
lusionierende Bilanzen aus Argenti-
nien, Uruguay und – Venezuela.“
Was denn nun? Eine Desillusionie-
rung setzt das Vorhandensein von Il-
lusionen voraus. Die Linke in
Deutschland täte gut daran, die poli-
tische Entwicklung auf dem lateina-
merikanischen Kontinent aufmerk-
sam und solidarisch zu begleiten.
Schnellschüsse in der Sympathiezu-
wendung sollten dabei vermieden
werden. Vielleicht ist „der Staatsso-
zialismus des Fidel Castro“ noch für
manche Überraschung gut. Schon
aktuell spricht vieles dafür. Und für
die Einschätzung einzelner Maßnah-
men und Entscheidungen der Regie-
rung von Uruguay sollten wir be-
rücksichtigen: Die Regierung eines
kleinen Landes der Peripherie, nicht
mit sprudelnden Ölquellen wie Ve-
nezuela oder relevanten Gas- und Öl-
vorkommen wie Bolivien gesegnet,
im Würgegriff  internationaler Fi-
nanzinstitutionen und multinationa-
ler Konzerne, hat bei den gegenwär-
tigen globalen Machtverhältnissen
wenig Handlungsspielraum. Das
kann und darf man nicht ignorieren.
Die Marxisten in der wohl mehrheit-
lich linksbürgerlichen uruguayischen
Regierung sind in keiner beneidens-
werten Situation.

„wird sie nicht die Revolution
machen können...“

Schon vor 15 Jahren hatte sich
E.F. Huidobro, seit einem Jahr Sena-
tor der FA, eine der ehemaligen neun
Geiseln des Staates, Verfasser einer
dreibändigen Geschichte der Tupa-
maros , während einer Rundreise
durch Deutschland, weitsichtig geäu-
ßert:

„Wenn die Frente Amplio die
Regierungsmacht gewinnt, oder
wenn die Linke die Wahlen unter den
gegenwärtigen Bedingungen ge-
winnt, wird sie nicht die Revolution
machen können. Und wir denken
außerdem nicht, dass man die Revo-
lution machen kann, indem man
Wahlen gewinnt. (...) Aber wir neh-

men trotzdem an diesem Kampf teil,
so wie wir auch an Streiks für Lohn-
erhöhungen teilnehmen, obwohl wir
nicht glauben, dass das Problem der
Ausbeutung der Arbeiterklasse
dadurch gelöst werden kann. (...) Wir
glauben auch nicht, dass die Proble-
me des Elends der Bevölkerung in
meinem Land, die in Elendsvierteln
lebt, durch eine Gemeinschaftsküche,
einen Kindergarten oder durch eine
Poliklinik gelöst werden, wenn wir
diese aufbauen. All dies gehört aber
zu dem Kampf für unmittelbare For-
derungen, und man muss diesen
Kampf führen, denn ich kann gegen-
über dem Hunger meines Volkes
nicht gleichgültig bleiben. Es sind
auch Formen, mit denen wir lernen
können, uns zu organisieren und so-
lidarisch zu sein, und es sind Kampf-
formen, die uns einander näher brin-
gen und mit denen wir Kräfte sam-
meln, um eines Tages die Revolution
zu machen. Für uns sind die Wahlen
für die Regierung in einer Stadt oder
im Land eine neue Kampfform wie
jede andere auch, und wir belügen
die Leute nicht, sondern wir sagen
den Leuten, was wir denken. Was
man damit erreichen kann, und was
man nicht erreichen kann.“ (Hui-
dobro S. 106) (Huidobro zählt auch –
wie könnte es anders sein – zu den
großen Enttäuschungen kritischer
Beobachter.)

Wenn seit einigen Jahren  das
Pendel in Lateinamerika wieder nach
links ausschlägt (so wird es etwa in
der Süddeutschen Zeitung salopp
formuliert), eine mehr oder weniger
linke Achse erkennbar wird, die Klas-
senkämpfe härter werden und die
Isolierung Kubas aufgebrochen wird,
sind das erfreuliche Entwicklungen,
die auch uns Mut machen dürfen. Sie
sollen  aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass sich dadurch im interna-
tionalen Kräfteverhältnis noch wenig
ändert. In den kapitalistischen Metro-
polen ist trotz verschärfter Angriffe
auf die Existenzbedingungen der
vom Verkauf ihrer Arbeitskraft Ab-
hängigen keine erkennbare Tendenz
hin zu einer klassenbewussten inter-
nationalistischen Arbeiterbewegung
festzustellen,. Hier haben wir unse-
ren Beitrag zu leisten.
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        Die Wahlen ins tschechi-
sche Unterhaus, die Abgeordneten-
kammer, fanden am 2. und 3. Juni
statt. Die Kammer hat 200 Mitglieder.
In der bisherigen Zusammensetzung
hatte die Regierungskoalition, beste-
hend aus Sozial-, Christ- und Unions-
demokraten, eine knappe Mehrheit
von nur einer Stimme, da die hetero-
gene Opposition – die ODS (Abkür-
zung der Bürgerlich-Demokratischen
Partei, Ehrenvorsitzender der Staats-
präsident Klaus) mit 58 und die Kom-
munisten mit 41 Abgeordneten – zu-
sammen über 99 Sitze verfügte.

Die Tschechische Republik be-
findet sich z. Zt. wirtschaftlich in ei-
ner guten Lage: die Gesamtwirtschaft
weist ein Wachstum von 6%, die Aus-
fuhren einen Überschuss aus, Löhne
steigen zwar langsam, aber scheinbar
stetig, nach und nach sinkt auch die
Arbeitslosigkeit (im Mai 7,9 %) – all
dies, wie die von den Sozialdemokra-
ten geführte Regierung nicht müde
war zu betonen, dank ihrer Politik.
Nur die politische Szene – denkt man
an politische Parteien und ihre Spie-
le – war besonders in den letzten zwei
Jahren ziemlich turbulent. Einige
Skandale – an sich nichts Überra-
schendes in der bürgerlichen „Demo-
kratie“ – trugen u. a. dazu bei, dass
vor 13 Monaten der sozialdemokra-
tische Ministerpräsident (gleichzeitig
Vorsitzender seiner Partei) Stanislav
Gross zurücktreten musste. Zum
Glück der Partei wählte man jedoch
als seinen Nachfolger einen politisch
viel robusteren und geschickteren
Politiker, nämlich Jiøí Paroubek, der
bis dahin als Minister für lokale Ent-
wicklung amtierte. Es war größten-
teils diesem Mann zu verdanken,
dass die Partei aus einer mehrere
Monate dauernden Misere heraus-
kam. Während die Meinungsumfra-
gen bei seinem Eintritt den Sozialde-
mokraten nicht mehr als 8% zuschrie-
ben, kletterten ihre Sympathien im
April dieses Jahres, also fünf Wochen
vor den Wahlen, auf 23% und blieben
so nur 3% hinter dem Vorsprung der
rechten Bürgerlichen Demokraten
zurück. Der Gefahr die anstehenden
Wahlen nicht zu gewinnen war sich
diese Partei bewusst. Auch deshalb,

und auch aus dem Grund, dass nach
8 Jahren Opposition ihre Machtgier
unermesslich wurde, entfaltete sie in
den letzten Tagen vor der Wahl eine
unvergleichliche Schmutz- und Ver-
leumdungskampagne, gerichtet
besonders gegen die Person des Mi-
nisterpräsidenten. Vier Tage vor dem
Termin legte ein hoher Polizeioffizier
– unter Umgehung seiner Vorgesetz-
ten – dem Parlamentsausschuss für
Verteidigung und Sicherheit einen
Bericht vor, der angeblich Eingriffe
von Regierungspolitikern besonders
in Korruptionsuntersuchungen be-
weisen sollte. Dieser Bericht bestand
zwar mehr aus Annahmen und Indi-
zien als aus handgreiflichen Bewei-
sen, bezichtigte aber – ebenfalls ohne
tatsächliche Beweise – den Minister-
präsidenten der Pädophilie.

Wenn auch dieser die Beschul-
digung als Lüge brandmarkte und
Anklage gegen den Polizeioffizier er-
hob, hatten diese Verleumdungen zur
Folge, dass – wie sich drei Tage nach
der Wahl auf Grund einer Meinungs-
umfrage herausstellte – rd. 26% der
Wähler dadurch beeinflusst wurden.
Der Ministerpräsident ist der Mei-
nung, diese Schmutzkampagne hät-
te ihn um den Sieg gebracht.

Der Wahlausgang

Die Wahlergebnisse brachten
viele Überraschungen. Die erste war
– für die meisten Beobachter und
Kommentatoren – die hohe Beteili-
gung: 64,47% der Wähler (5.348.976
in absoluten Ziffern) kamen zu den
Urnen, um einer der 25 konkurrieren-
den Partei ihr Vertrauen zu geben.
Doch nur 5 waren erfolgreich und
gelangten über die 5%-Hürde ins Par-
lament: an erster Stelle landeten die
Bürgerlichen Demokraten (ODS), die
mit 35,38% 81 Sitze gewannen, gefolgt
von den Sozialdemokraten mit
32,32% und 74 Sitzen. Auf den drit-
ten Platz kamen die Kommunisten
(KSÈM) mit 12,81% und 26 Manda-
ten, es folgen die Christlich-Demo-
kraten (KDU-ÈSL) mit 7,22% und 13
Abgeordneten, den letzten Platz neh-
men die Grünen ein mit 6,29% und 6
Sitzen. (Mit einer Ausnahme – einer

Partei, die sich „Vereinigung unab-
hängiger Kandidaten-Europäische
Demokraten“ nannte und welche
2,1% erzielte - sind alle anderen klei-
nen Parteien nicht über einige Zehn-
tel Prozent hinausgekommen.)

Die zweite Überraschung der
Wahl – obwohl dies die Meinungsfor-
scher immer wieder signalisierten –
war der Erfolg der Grünen. Es ist das
erste Mal, dass sie im Parlament ver-
treten sein werden (und, wie ihr Vor-
sitzender Martin Bursík immer
wieder betont, es ist auch das erste
Mal, dass dies in einem postkommu-
nistischen Land geschieht). Wenn
auch zahlenmäßig klein, sind sie in
der gegebenen Situation zum sprich-
wörtlichen Zünglein an der Waage
geworden.

Bemerkenswert sind einige so-
ziologische Angaben. Für die ODS
stimmten 63,7% der Unternehmer (im
weitesten Sinne des Wortes) und
31,7% der Arbeitnehmer, wogegen
die Sozialdemokraten von 29,3% der
Unternehmer und 36,4% der Arbeit-
nehmer gewählt wurden. Unter den
kommunistischen Wählern überwo-
gen die Arbeitnehmer (12%) gegenü-
ber den Unternehmern (5,8%). Unter
der Wählerschaft der Rechten über-
wiegen die Angehörigen der jünge-
ren Generation: 41,4% der Studenten
stimmten für die ODS, nur 29,3% für
die Sozialdemokraten, 16,3% für die
Grünen. Dagegen wählten 29,5% der
Senioren die ODS und 37,7% die So-
zialdemokraten und nur 2,5% die
Grünen. Unterschiede zeigen sich
auch in Bezug auf die Bildung sowie
das Verhältnis Stadt – Land. Bürger
mit Mittel- und Hochschulbildung
haben zu 40,8% die Bürgerlichen De-
mokraten und nur zu 29,3% die Sozi-
aldemokraten gewählt (sowie zu
9,6% die Kommunisten, zu 7,1% je die
Christdemokraten und die Grünen).
Dagegen haben Männer und Frauen
mit niedriger Bildung zu 24,9% für
die ODS, zu 38% für die Sozialdemo-
kraten und zu 18,9% für die Kommu-
nisten gestimmt.

Die Unterschiede zwischen
Stadt und Land zeigen folgende Zah-
len: 38,6% der Stadtbewohner wähl-
ten die ODS, 31,9% die Sozialdemo-

Tschechische Wahlen und danach



Arbeiterstimme2424242424 Sommer 2006

kraten, 11,7% die KP, 7,3% die Grü-
nen und 5,4% die Christdemokraten.
Dagegen stimmten 29,8% der Men-
schen auf dem Lande für die ODS,
aber 32,5% für die Sozialdemokraten,
15,1% für die Kommunisten, 4,7% für
die Grünen und 10,4% für die Christ-
demokraten.

Wie man diesen Angaben ent-
nehmen kann, sind die viel zitierten
Worte über die Polarisierung der
tschechischen Gesellschaft wahr.

Wie weiter?

Der Sieger der Wahlen ist also
die ODS – für sie stimmten 1.892.475
Wähler, für die zweitstärkste Partei,
die Sozialdemokraten, 1.728.827.

Da jedoch beim bestehenden
Wahlsystem bei der Umrechnung der
Stimmen auf Mandate die sog.
d´Hondtsche Methode anwendet
wird (und die ÈR in relativ kleine
Wahlbezirke aufgeteilt ist), sind bei-
de „Lager“ – die Rechte wie die Lin-
ke – in der Abgeordnetenkammer
gleich stark: die ODS und die Christ-
demokraten, zu denen sich die Grü-
nen gesellten, haben 100 Sitze, ebenso
wie die Linke, also die Sozialdemo-
kraten und die Kommunisten.
Dadurch entstand eine Patt-Situation,
die einen „normalen“ Ausgang, d. h.
die Regierungsbildung, wenn
vielleicht nicht unmöglich, doch au-
ßerordentlich schwierig macht.

Präsident Klaus, sichtlich er-
freut, dass „seine“ Partei gesiegt hat,
beauftragte den ODS-Vorsitzenden
Mirek Topolánek, Gespräche über
eine Regierungsbildung zu führen.
Eine Woche nach den Wahlen, als die-
ser Bericht geschrieben wird, ist aber
die Lage immer noch unklar. Die So-
zialdemokraten erklärten eben (am
10. Juni) nach der Sitzung ihres Zen-
tralen Exekutivkomitees, sie beharr-
ten auf ihrem Standpunkt eine Regie-
rung der Rechten nicht zu unterstüt-
zen – diese könnte daher die erfor-
derliche Mehrheit nicht erreichen. Die
Christlichen Demokraten – die, wie
ihnen immer wieder vorgehalten
wird, bisher an jeder Regierung par-
tizipierten – haben kein Problem an
den Verhandlungen teilzunehmen.
Die Grünen sind mehrheitlich für den
Eintritt, doch gibt es Stimmen in ih-
rer Partei, sie könnten in der Opposi-
tion mehr von ihrem Programm ver-
wirklichen als in der Regierung, in

der sie notwendigerweise Kompro-
misse eingehen müssten. Ein bekann-
ter Kommentator beschrieb in Kürze
die Grundpositionen der Parteien -
vor den Wahlen, aber immer noch
gültig – mit folgenden m. E. sehr tref-
fenden Worten: „Die ODS will einen
Kapitalismus amerikanischen Zu-
schnitts. Die ÈSSD /Sozialdemokra-
ten wollen den Kapitalismus mit
menschlichem Gesicht. Die Kommu-
nisten wollen nicht den Kapitalismus
und gewinnen daran Punkte für den
Eintritt in die kapitalistische Elite. Die
Christlichen Demokraten wollen ih-
ren bescheidenen Anteil an dem
Staatskuchen. Und die Grünen wol-
len ins Parlament.“

Im Moment können nur die Grü-
nen zufrieden sein – sie haben es ge-
schafft und ihre 6 Abgeordneten ha-
ben den wichtigen Schlüssel zur Re-
gierungsbildung: diejenige der zwei
großen Parteien zu der sie sich hin-
wenden, wird die Regierung bilden.

Es gibt natürlich hypothetisch
mehrere Möglichkeiten. Eine ziem-
lich reale und viel diskutierte (öffent-
lich und auch offiziell) besteht darin,
dass die Bürgerlichen einen Abgeord-
neten der Sozialdemokraten „kau-
fen“, also mit Geld und dem Verspre-
chen eines „entsprechenden“ Postens
korrumpieren. (Dafür gibt es in der
jüngsten Geschichte bereits zwei Bei-
spiele. Und in der Woche nach den
Wahlen gab ein neu gewählter Sozi-
aldemokrat bekannt, man hätte ihm
5 Millionen Kronen versprochen für
den Fall, dass er Ende des Monats
beim Vertrauensvotum gegen die
Mehrheit seiner Partei, für die neue
Regierung stimmen würde. Der Fall
wird polizeilich untersucht.) In der
bürgerlichen „Demokratie“ wäre dies
eigentlich keine Überraschung.

Bisher führten die Gespräche
über die mögliche und von allen drei
Parteien gewünschte Regierung zwar
zu keinen greifbaren Resultaten, doch
gibt es bereits wichtige Punkte, in
denen die Koalitionspartner überein-
stimmen. Dazu zählen z. B. die Pen-
sionsreform (statt wie heute mit 60
würden die Arbeitnehmer erst mit 65
Jahren in den Ruhestand gehen und
außerdem müssten sie für ihr Ruhe-
geld sparen), sowie eine Reform des
Gesundheitssystems – Patienten sol-
len für ein Krankenhausbett und für
ihre Arzneimittel zuzahlen. Auch bei
einer „Deregulierung“ der Mieten

sowie der Senkung der direkten Steu-
ern könnten sie schnell zu einer Über-
einkunft gelangen. Die ODS ist im
Stande die von ihr propagierte ein-
heitliche 15%-Steuer aufzugeben, um
mit den Christdemokraten, die nur
für eine Senkung der Steuern eintre-
ten, eine Vereinbarung abzuschlie-
ßen. Auch die Grünen favorisieren
eher indirekte Steuern. Ein Reibungs-
punkt zwischen der ODS und den
Grünen könnte die Frage der Schul-
finanzierung sein.

Es hat nicht viel Sinn all die an-
deren Möglichkeiten anzuführen.
Wenn es um Macht geht, haben poli-
tische Parteien natürlich wenig Skru-
pel. Ende Juni wird man jedenfalls in
der Tschechischen Republik klüger
sein – am 27. Juni tritt die neu gewähl-
te Abgeordnetenkammer zusammen
und in der Zwischenzeit wird klar,
wie weit die Bürgerlichen Demokra-
ten Erfolg hatten – oder ihre Rivalen,
die Sozialdemokraten.

Es fand auch ein Gespräch zwi-
schen den Vorsitzenden der ODS und
der Sozialdemokratische Partei statt.
Obwohl die Sozialdemokraten ihren
Standpunkt (noch) nicht geändert
haben, ist es nicht ohne Bedeutung,
dass die zwei Männer immerhin
darin übereinstimmten, dass die
wichtigsten Probleme „des Landes“,
die jede künftige Regierung zu lösen
hätte, die folgenden sind: Arbeitslo-
sigkeit, Verschuldung der öffentli-
chen Hand, Senkung der Steuerlast,
Bekämpfung der Korruption, Reform
des Pensionssystems, Eintritt in die
Eurozone, „Stabilisierung“ des Ge-
sundheitssystems. All dies sind offen-
sichtlich Probleme, für die es – im
Rahmen des kapitalistischen Systems
– nur mehr oder weniger neoliberale
„Lösungen“ gibt. In diesem Sinne
kann man behaupten, dass wie
immer die neue Regierung gebildet
wird, nichts allzu Gutes für die arbei-
tende Bevölkerung herauskommen
kann. Dennoch spielt es für das tägli-
che Leben der Arbeiter, der Armen,
der Arbeitslosen in den nächsten vier
Jahren eine Rolle, ob es den rechten
politischen Parteien (oder, wie die
Grünen, um ihre „Besonderheit“ zu
betonen, gerne sagen, „den rechten
und den Grünen“) gelingt, vier Jahre
lang das Land zu verwalten. Dann
wären noch schwierigere Zeiten zu
erwarten.

Štì pán Steiger
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Ein Rotarmist in der Bremer „Lila Eule“

Zur Dokumentation:

Erich Wollenberg  ein Wanderer zwischen den politischen Fronten

Ende der sechziger Jahre berichte-
te der 1892 in Königsberg geborene eins-
tige Leutnant der kaiserlichen Armee
über seine abenteuerliche Lebensgeschich-
te in der Lila Eule. Erich Wollenbergs
politische Karriere begann am 9. Novem-
ber 1918 als Mitglied der USPD und des
Soldatenrates in Ostpreußen. Als Stu-
dent in München verteidigte er im April
1919 an der Seite von Erich Mühsam,
Ernst Toller und Gustav Landauer die
Münchener Räterepublik, die ebenso blu-
tig von den Freikorps zerschlagen wurde
wie zuvor die Bremer. „Als Rotarmist in
München“ – so der Titel seines Buches
von 1929 – zu zwei Jahren Festungshaft
in Landsberg und Niederschönefeld ver-
urteilt, übernahm er ab 1921 wichtige
Funktionen in der KPD, zunächst als

Mitglied des illegalen Parteiapparates
mit dem Decknamen Walter, später als
militärpolitischer Leiter des RFB. Nach
dem Scheitern des „deutschen Oktober“
floh er Anfang 1924 mit der KPD-Füh-
rung um Brandler und Thalheimer nach
Moskau, wo er im Marx-Engels-Institut
arbeitete und zum Professor für Revolu-
tionsgeschichte an der internationalen
Leninschule aufstieg. In der Endphase der
Weimarer Republik kehrte er nach
Deutschland zurück und wurde mit Ab-
usch und Norden politischer Redakteur
der ROTEN FAHNE und Chefredakteur
der Volkszeitung in Saarbrücken. Nach
Meinungsverschiedenheiten mit der Par-
teiführung wurde er Ende 1932 nach
Moskau strafversetzt und im April 1933
aus der Partei ausgeschlossen.

Erich Wollenberg entging der Ver-
haftung durch Stalin, später durch Hit-
ler, indem er von Moskau über Prag nach
Paris floh und in Casablanca als Zivilin-
ternierter die Auslieferung an die Gesta-
po verhindern konnte – eine spannende
Lebensgeschichte als Grundlage für den
Kino-Klassiker „Casablanca“. Nach der
Befreiung vom Faschismus wirkte Wol-
lenberg als freier Journalist und Autor
in Frankreich und Deutschland. Zurück-
gekehrt zur SPD, arbeitete er für deren
Ostbüro. Publizistisch bezweifelte er
Wehners Wende und Thälmanns Größe
und beriet im algerischen Bürgerkrieg
Ben Bella und „Ben Wisch“. Am 6. No-
vember 1973 verschied er friedlich in
Hamburg.

Jörg Wollenberg

Erich Wollenberg, 1.3.1972

Nachtrag zu seiner
Thälmann-Biographie im
„Monat“, 1954

Heinrich Brandler, Maurer aus
dem Sudetenland, war ein absolut
integrer Arbeiterführer; man mag zu
ihm und seiner Politik noch so kri-
tisch und ablehnend stehen, seine
unbedingte Ergebenheit in die Sache
des Sozialismus muß jeder, der nur
einen Funken Ehre in sich hat,
rückhaltlos anerkennen. Die Diffa-
mierung Brandlers - während der
Hitlerdiktatur in französischem dann
kubanischem Exil, September 1967 in
bescheidenen Verhältnissen in Ham-
burg gestorben  - zeugt von der ab-
grundtiefen Verluderung der Ul-
bricht und Konsorten.

Erich Wollenberg in seinen
unveröffentlichten
Lebenserinnerungen über
Flucht aus
Deutschland*(1924)

Unter den Passagieren der 1.
Klasse hatten zwei meine Aufmerk-
samkeit erregt: den einen hielt ich für
einen Kriminalbeamten, ich hatte ihn
beobachtet, wie er mit den Beamten
der Pass- und Zollkontrolle vertrau-
lich tuschelte, ganz abgesehen von
seinem ganzen Habitus, der 20 Me-
ter gegen den Wind nach Polizei
stank, ich hatte damals einen fast un-
fehlbaren Riecher dafür. In der Folge
wurde mein Verdacht bestätigt. Der
andere irritierte mich durch eine ge-
wisse Ähnlichkeit mit August Thal-
heimer, dem führenden Mitglied der
Brandler-Zentrale, mit ihm aus der
Leitung der KPD entfernt. Im Gegen-
satz zu meinem früheren Chef wäh-
rend meiner Volontärzeit in der Ro-
ten Fahne war er bartlos und mit äu-
ßerster Eleganz gekleidet. Seinen
Angaben nach war er Großkaufmann
mit Orientbeziehungen, der geschäft-
lich in der Sowjetunion zu tun hatte.
Erst in der Vorhalle des Komintern-
hotels Lux in Moskau haben wir uns
gegenseitig erkannt. Ihm war von
vornherein mein Gesicht bekannt
vorgekommen, er wusste nur nicht
wo und in welcher Situation ich ihm

begegnet war. Infolge meiner
deutsch-nationalistischen Aufma-
chung hatte er in mir einen Gegner
aus dem extremen Rechtslager ver-
mutet. Er amüsierte sich sehr, als ich
ihm erzählte, daß ich seine Kajüte
während seiner Abwesenheit erfolg-
los visitiert hatte.

Das war so gekommen. Am
zweiten Reisetag bat mich der lange
hagere Bursch aus Reval um eine ver-
trauliche Unterredung. Der Passagier
der 1. Klasse, den ich für einen Kri-
minalbeamten hielt, hatte sich an ihn
gewandt und ihn gebeten, gegen Ent-
gelt übrigens, die Kajüte des „Orient-
kaufmanns“ nach kommunistischem
Material zu durchsuchen, während er
mit ihm an Deck Schach spielte. Der
Revaler traute sich nicht genügend
Kenntnis für die Durchführung einer
solchen Aufgabe zu, er erbat meinen
Rat. Ich postierte ihn im Gang, d.h.
ließ ihn sozusagen Schmiere stehen,
um mich zu warnen, falls der als
Kommunist verdächtigte wider Er-
warten vorzeitig in seine Kajüte zu-
rückkehren sollte. Ich habe alles
gründlich durchsucht, fand aber nur
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kaufmännische und schöngeistige
Literatur, nirgends die Initialen ATh,
weder in Büchern noch in der Wä-
sche. So verließ ich die Kajüte, ohne
in bezug auf ihren Passagier klüger
geworden zu sein. Das Ergebnis der
Durchsuchung: der Kaufmann ist
echt. Natürlich wäre mein Bericht
auch nicht anders ausgefallen, wenn
ich in einem der Bücher oder in Wä-
schestücken die Initialen ATh ent-
deckt hätte.

Am 30. April 1924 kam ich in
Leningrad an, am 1. Mai in Moskau,
im selben Zug wie Thalheimer.

Etwa um dieselbe Zeit war auch
Heinrich Brandler nach Moskau ge-
kommen. Die damals ausgezeichne-
te moskauer satirische Zeitschrift
„Krokodil“ begrüßte die geschlage-
nen rechten Führer der KPD, die im
Rahmen der Weimarer Verfassung
die Macht in Deutschland hatten er-
schleichen wollen, mit einer ganzsei-
tigen Karikatur: Der Dresdner Haupt-
bahnhof, tausend schwerbewaffnete
Arbeiter unter wehenden roten Fah-
nen, geführt von Paul Böttcher, dem
kommunistischen Finanzminister der
sächsischen Regierung. Böttcher, in
der einen Hand ein Gewehr, in der
anderen die rote Fahne mit Hammer
und Sichel dreht sich zu den Massen:
Genossen, habt ihr auch alle Bahn-
steigkarten!“ Überschrift: Revolution
auf weimarsche Art.

Ich war überzeugt, daß in we-
nigen Monaten oder höchstens in ein
paar Jahren der Sozialismus in
Deutschland und in der Welt auf re-
volutionäre Art siegen wird. Als ich
zusammen mit Brandler und Thalhei-
mer am selben 1. Mai 1924 auf der
Ehrentribüne neben dem Leninmau-
soleum am Roten Platz die Parade der
Roten Armee, abgenommen von Leo
Trotzki, und den stundenlangen be-
rauschenden Vorbeimarsch von hun-
derttausenden feiernden und jubeln-
den Moskauern erlebte, konnte ich
nicht ahnen, daß ich fast auf den Tag
zehn Jahre später bei Nacht und Ne-
bel aus der stalinistischen Sowjetuni-
on fliehen musste.

* Die Redaktion kann nicht in allen
Punkten die politischen Aussagen in

diesem Text teilen. Wir sind aber
trotzdem der Auffassung, daß ein

solches Dokument veröffentlicht
werden sollte.

Ein übrig gebliebener Neunzi-
ger? So etwas gibt es. Auf dem Pa-
pier ist der marxistische Agrarwis-
senschaftler Theodor Bergmann am
7. März 90 Jahre alt geworden. Glau-
ben kann man es kaum, so agil und
geistig anregend ist er. Theo Berg-
mann, der auch wichtige Arbeiten
zur Geschichte des Sozialismus und
einem kritischen Kommunismus
verfasste, hat das Leben nicht nur
am Schreibtisch studiert. Dazu ga-
ben ihm die Umstände im Jahrhun-
dert der Katastrophen, so der Titel sei-
ner im VSAVerlag erschienenen Au-
tobiografie, keine Gelegenheit.

1916 in Berlin geboren, fand
der Dreizehnjährige den Weg zur Ju-
gendorganisation der KPDOpposi-
tion. Diese widersetzte sich der Un-
terordnung der KPDFührung unter
das Diktat Stalins wie auch der po-
litisch selbstmörderischen Sozialfa-
schismusTheorie, die in der SPD
den Hauptfeind und faktischen
Komplizen Hitlers sah. Als er 1933
zur Macht gekommen war, musste
Theo Bergmann aus Deutschland
fliehen. Es folgten harte Jahre des
Exils in Palästina, der Tschechoslo-
wakei und Schweden. Bergmann
war zumeist Landarbeiter, zeitwei-
lig auch Student der Agrarwissen-
schaften, doch konnte er das Studi-
um erst 1949 in Bonn abschließen.

Die Nachkriegsjahre waren
nicht viel leichter für ihn. Er war un-

Jung geblieben
Theo Bergmann ist 90 geworden

bezahlter Redakteur der marxisti-
schen Zeitschrift Arbeiterpolitik, die
jedoch die Politik der Sowjetunion
unnachsichtig kritisierte. Ohne die
Unterstützung seiner Frau Gretel
wären ihm Promotion und Habili-
tation nicht möglich gewesen. Es
dauerte bis 1973, ehe Theo Berg-
mann Professor für International
vergleichbare Agrarpolitik an der
Universität StuttgartHohenheim
wurde.

International bekannt wurde
er vor allem durch seine Untersu-
chungen über die Genossenschaften
in Indien und Israel. Er schrieb über
zwanzig Monografien. Für eine
noch größere Zahl von Büchern
zeichnete er als Herausgeber oder
Übersetzer verantwortlich. Seit ei-
nem Vierteljahrhundert ist die Ge-
schichte, Theorie und mögliche Zu-
kunft der Arbeiterbewegung sein
wichtigstes Forschungsthema. Sein
Buch Gegen den Strom  die Geschichte
der KPDO wurde zum Standard-
werk. Theo Bergmann regte zahlrei-
che internationale Konferenzen an,
unter anderem zu den Perspektiven
des Sozialismus. Hinzu kommt sein
langjähriges Engagement in der
PDS BadenWürttembergs. Noch
immer geht es ihm um eine Politik,
die den arbeitenden Menschen Per-
spektiven ermöglicht. Zum Ruhe-
stand fühle er sich, wie er sagt, noch
nicht alt genug.

Mario Keßler
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Der Jurist  und Politikwissen-
schaftler Wolfgang Abendroth wur-
de vor 100 Jahren in Elberfeld als
Sohn eines überzeugten sozialdemo-
kratischen Lehrerehepaares geboren.
Seine Großeltern mütterlicherseits
haben schon zur Zeit des „Sozialis-
tengesetzes“ (1878-1890) in der ille-
galen Sozialdemokratie mitgearbei-
tet. Seine Mutter und sein deren Va-
ter gehörten dem linken Flügel an
und haben sich nach der Parteispal-
tung 1918 der Unabhängigen Sozialde-
mokratischen Partei (USPD) ange-
schlossen.

Abendroth besucht in Frank-
furt/Main das Realgymnasium und
studiert anschließend Rechtswissen-
schaften in Frankfurt/Main, Tübingen
und Münster. Durch das Erlebnis des
Ersten Weltkrieges, der Novemberre-
volution und der Ermordung von
Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht – die beide in der Familie
Abendroth immer sehr geachtet wor-
den sind – wird Abendroth schon
früh in der Arbeiterjugendbewegung
tätig. 1920 wird er Mitglied des Kom-
munistischen Jugendverbandes (KJVD),
später auch der Kommunistischen Par-
tei Deutschlands (KPD), außerdem
schließt er sich der Roten Hilfe an.
Zugleich ist Abendroth in Frankfurt
am Main im Deutschen Freidenkerver-
band aktiv. Ab Mitte der 1920er Jahre
arbeitet Abendroth in der parteiun-
abhängigen Freien Sozialistischen Ju-
gend (FSJ)  mit und veröffentlicht
zahlreiche Artikel zu politischen und
wirtschaftlichen Fragen in deren
gleichnamiger Zeitschrift. In der Bun-
desleitung der FSJ ist er zuständig für
die politische Bildung und organisiert
die Zusammenarbeit mit bündischen
und nationalrevolutionären Jugend-
organisationen.1

Nachdem Abendroth 1928 aus
der KPD ausgeschlossen wird, weil
er, beeinflusst durch die Faschismus-
theorie Clara Zetkins und vor allem
August Thalheimers, den „ultralin-
ken“ Kurs der KPD und die damit
verbundene Sozialfaschismusthese kri-
tisiert, schließt er sich der KPD-Op-

Vom Rätegedanken zur Formel des „demokratischen und sozialen Rechtsstaats“

Ein Leben in der Arbeiterbewegung –
Wolfgang Abendroth (1906-1985)

position (KPO) an. 1932 tritt er im Zu-
sammenhang mit seinem Wirken in
der Organisation „Neu Beginnen“ –
die angesichts des immer stärker wer-
denden Faschismus eine Zusammen-
arbeit von SPD und KPD erreichen
wollte –  wieder in die KPD ein. In
Hechingen (Baden) wirkt er Anfang
der 1930er Jahre an einem lokal sehr
erfolgreichen Arbeiterkartell als Ein-
heitsfront gegen das Erstarken der
Nazis mit.

Im Jahr 1930 besteht Abendro-
th die erste juristische Staatsprüfung.
Von 1930 bis 1933 arbeitet er als Ge-
richtsreferendar in Frankfurt am
Main und Hechingen.

Nach der Machtübernahme der
Nazis am 30. Januar 1933 in Deutsch-
land wird Abendroth die weitere ju-
ristische Ausbildung und Arbeit ver-
boten. Deshalb kann er seine arbeits-
rechtliche Promotion bei Hugo Sinz-
heimer über das Betriebsrätegesetz
nicht mehr vollenden. Politisch ist
Abendroth nach 1933 in verschiede-
nen illegalen Organisationen (KPD-
Opposition, Neu Beginnen, usw.) aktiv.
1935 promoviert er summa cum laude
mit einer Dissertation über das Völ-
kerrecht an der juristischen Fakultät
Bern. Seine Dissertation, „Die völker-
rechtliche Stellung der B-und C-Man-
date“, wird Ende 1936 veröffentlicht.
Sie wird jedoch schon kurz darauf
von der Gestapo beschlagnahmt.

Im Oktober 1936 gelingt es ihm
über Beziehungen, eine Anstellung in
einem Berliner Bankhaus zu erhalten.

Am 22. Februar 1937 wird
Wolfgang Abendroth in der Bank von
der Gestapo verhaftet.

Gleichzeitig werden zwölf wei-
tere KPO-Funktionäre in Berlin fest-
genommen.  Am 14. Oktober 1937
wird Abendroth vom Generalstaats-
anwalts beim Oberlandesgericht Kas-
sel vom des Hochverrats angeklagt.

Im Prozess versucht der zustän-
dige Strafsenat, Abendroth diesen
Vorwurf nachzuweisen. Das gelingt
dem Gericht letztlich jedoch nur zu
einem geringen Teil. Die Gestapo
konnte bei weitem nicht alle illegalen

Aktivitäten Abendroths herausfin-
den.

Am 30. November 1937 wird er
zu einer Zuchthausstrafe von vier
Jahren verurteilt. Nach seiner Verur-
teilung folgt die Überstellung in das
Zuchthaus Luckau (Brandenburg).

In der Haft führt Abendroth
marxistische Zirkel durch und wirbt
in politischen Diskussionen für die
Aktionseinheit von Sozialdemokra-
tInnen, SozialistInnen und Kommu-
nistInnen. Er organisiert auch die So-
lidarität, bleibt offen gegenüber sei-
nen Mitgefangenen und lernt von ih-
nen, auch von den Häftlingen, die
nicht aus politischen Gründen inhaf-
tiert sind.

Ein wichtiger Diskussions- und
Streitpunkt unter den politischen
Gefangenen im Zuchthaus Luckau ist
ihre Einschätzung der Entwicklungen
in der UdSSR.

Abendroth hat vor seiner Ver-
haftung nicht nur vom Beginn der
Moskauer Prozesse2 erfahren, sondern
auch deren katastrophalen Folgen für
den antifaschistischen Kampf miter-
lebt. Eine von ihm befürwortete Wen-
dung zur Volksfrontpolitik wurde in
der Emigration durch die inneren
Auseinandersetzungen in der KPdSU
und den stalinistischen Terror enorm
erschwert.3

Abendroth wird am 30. Mai
1941 aus dem Zuchthaus Luckau ent-
lassen. Nur durch das Engagement
seiner Mutter bleibt ihm die Depor-
tation in ein KZ erspart.

Nach seiner Entlassung im Juni
1941 zieht Abendroth zu seinen El-
tern nach Potsdam-Babelsberg. Dort
arbeitet er zunächst als Revisionsas-
sistent bei einem Wirtschaftstreuhän-
der und Steuerberater, dann als Wirt-
schaftsjurist einer Außenhandelsfir-
ma in Berlin. Seine Heirat mit der aus
Bremen stammenden Lisa Hörmey-
er, die Abendroth unmittelbar nach
seiner Entlassung in Studentenkrei-
sen in Marburg kennen gelernt hat,
kann vorerst nicht stattfinden, weil
Abendroth Anfang 1943 als „Bewäh-
rungssoldat“ zur Strafdivision 999
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Anzeige

eingezogen wird. Nach einer kurzen
militärischen Ausbildung wird
Abendroth in Griechenland auf der
Insel Lemnós eingesetzt.

Er desertiert dort 1944 zur grie-
chischen Widerstandsorganisation
ELAS. Im Oktober 1944 wird Abend-
roth von Lesbos aus als britischer
Kriegsgefangener nach Ägypten
überführt. In Gefangenenlagern in
der ägyptischen Wüste beginnt er mit
politischer Schulungsarbeit, in der
Absicht, demokratische Kader auszu-
bilden und sie auf eine Verwaltungs-
arbeit vorzubereiten, die nach der
Niederlage des Faschismus in
Deutschland bevorstehen würde.
Später wird Abendroth in das Umer-
ziehungslager Wilton Park Training
Centre nahe London gebracht, wo ge-
eignet erscheinende Kriegsgefangene
auf ihre Rückkehr nach Deutschland
und die Mitarbeit am Aufbau der
Demokratie vorbereitet wurden.
Bereits die Art und Weise der dort
stattfindenden „Erziehung zur De-
mokratie“ erzeugen bei Abendroth
erste ernsthafte Zweifel, ob dieses
Methode der richtige Weg für eine
konsequenten Entnazifizierung des
deutschen Volkes ist.

Ende November 1946 wird
Wolfgang Abendroth aus der briti-
schen Kriegsgefangenschaft entlassen
und er kehrt zu seiner Verlobten Lisa
Hörmeyer nach Marburg zurück.
Noch im gleichem Jahr heiraten bei-
de. Kurze Zeit später wird Abendro-
th zum ersten Mal Vater.

In der damaligen Sowjetischen
Besatzungszone Deutschlands (SBZ) ist
Abendroth (geheimes) Mitglied der
SPD, in die er 1946 in London einge-
treten ist.

Im Januar 1947 wird Abendroth
zum Richter beim Landgericht in
Potsdam bestellt. Gleichzeitig tritt er
in den Dienst des Justizministeriums
des Landes Mark Brandenburg, am
1. April wird er Regierungsrat. Nach
seiner Assessorprüfung wird Abend-
roth im Sommer 1947 von der Deut-
schen Justizverwaltung der Sowjetischen
Besatzungszone in Deutschland als Ob-
erjustizrat angestellt. Im September
1947 erfolgt dann die Ernennung zum
Dozenten an der Rechts- und Staats-
wissenschaftlichen Fakultät der Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg. Ende 1947 wird er an die Uni-
versität Leipzig berufen und mit Wir-
kung vom 1. April 1948 zum Profes-

sor für Völkerrecht ernannt. Im Ok-
tober erfolgt die Ernennung zum Pro-
fessor für öffentliches Recht an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena.
Seine Professur dort dauert jedoch
nur wenige Monate. Da er immer
weniger mit den politischen Entwick-
lungen in der Sowjetischen Besatzungs-
zone Deutschlands einverstanden ist
und zudem seine Verhaftung durch
den sowjetischen Geheimdienst
NKWD fürchtet, verlässt er im De-
zember 1948, zusammen mit Frau
und Tochter, fluchtartig Jena.

Zunächst zieht die Familie zu
den Eltern von Lisa Abendroth nach
Bremen. Von dort schickt er der Thü-
ringer Ministerin für Volksbildung
eine Rücktrittserklärung und eine
unfangreiche politische Begründung
für seine Flucht.

Im Dezember 1948 wird Abend-
roth zum ordentlichen Professor für
öffentliches Recht und Politik an der
Hochschule für Arbeit, Politik und Wirt-
schaft – einer gerade neu gegründe-
ten Reformuniversität mit gewerk-
schaftlicher Orientierung in Wilhelm-
shaven – ernannt.

Kaum zwei Jahre nach der Er-
nennung in Wilhelmshaven erfolgt
am 15. November 1950 die Ernen-
nung Abendroths zum Professor für
wissenschaftliche Politik an der Phi-
losophischen Fakultät der Philipps-
Universität in Marburg. Dort ist er bis
zu seiner Emeritierung 1972 wissen-
schaftlich und politisch tätig.

Gleichzeitig ist Abendroth meh-
rere Jahre lang Vorstandsmitglied der
„Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer“ und der „Deutschen
Vereinigung für politische Wissen-
schaft“.

In den 50er und 60er Jahren ist
Abendroth neben seiner Professur in
Wilhelmshaven und Marburg auch
lange Zeit Verfassungsrichter. Im Jahr
1951 kandidiert er – allerdings erfolg-
los – zum Richter am Bundesverfas-
sungsgericht.

Von 1959 bis 1963 ist Abendro-
th Mitglied des Staatsgerichtshofs des
Landes Hessen.

Am längsten ist Abendroth in
Bremen als Verfassungsrichter tätig.
Im Jahr 1949 wird er zum ersten mal
auf Vorschlag der Bremer SPD zum
ordentlichen Mitglied des Staatsge-
richtshofs des Landes Bremen ge-
wählt.

Die Bremischen Landesverfas-
sung und des Bremische Gesetzes
über den Staatsgerichtshof (StGHG)
berücksichtigen in besonderer Weise,
dass die Verfassungsgerichte ihre Tä-
tigkeit an den Schnittstellen von
Recht und Politik ausüben. Deshalb
bedürfen sie besonders der demokra-
tischen Legitimation bedürfen. In
Bremen ist nicht nur die Amtsdauer
der Mitglieder des Staatsgerichtsho-
fes an die Legislaturperiode der Bre-
mischen Bürgerschaft gekoppelt, son-
dern darüber hinaus hat die Zusam-
mensetzung die politische Stärkever-
hältnissen der Parteien zu berück-
sichtigen.

Diesem System verdankt der
Bremische Staatsgerichtshof in der
Vergangenheit so unterschiedliche
Richter wie Rudolph Laun, Hermann
v. Mangoldt, Werner Weber, Gustav
Heinemann –  und eben auch Wolf-
gang Abendroth.

Wolfgang Abendroth ist von
dem ersten Zusammentreffen des
Staatsgerichtshofes am 22.9.1949 bis
zum Ablauf der Amtszeit der 5. Wahl-
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periode Mitglied des Staatsgerichts-
hof. Mit ihm ist vom 18.1.1956 an
Werner Weber – einer seiner schärfs-
ten wissenschaftlichen und politi-
schen Gegner aus der Vereinigung
der deutschen Staatslehrer – Mitglied
des Staatsgerichtshof.

Es ehrt die Bremer SPD einer-
seits, dass sie Wolfgang Abendroth
auf ihre Quote für mehrere Wahlpe-
rioden als ordentliches Mitglied in
den Staatsgerichtshof sendet.
Andererseits spiegelt die seit 1964
nicht mehr erfolgte Nominierung
wider, was die SPD dem Genossen
Abendroth inzwischen angetan hat:
den Ausschluss wegen seiner fort-
dauernden Unterstützung des SDS.
Immerhin wurde Gustav Heinemann
Nachfolger Abendroths im Staatsge-
richtshof.

Die Richter des Bremischen
Staatsgerichtshofes haben schon früh-
zeitig Abweichende Ansichten –  dis-
senting opinions –  veröffentlicht. Mit
seiner Abweichenden Ansicht in ei-
ner vom Staatsgerichtshof entschie-
denen Sache (Entscheidung vom
5.1.1957; in: Entscheidungen des Staats-
gerichtshofes der Freien Hansestadt Bre-
men, Bd. 1 (1950 bis 1969), S. 73 ff.) hat
sich Wolfgang Abendroth ein Denk-
mal gesetzt, das seine Identität als
Richter, Wissenschaftler und politi-
scher Mensch zeigt.

Der Staatsgerichtshof hatte sich
in Gutachtenverfahren gem. § 13 Abs.
3 Satz 3 StGHG mit einer Frage zu
befassen, durch die sich Wolfgang
Abendroth besonders herausgefor-
dert fühlen muss. Nach dem Verbot
der Kommunistischen Partei Deutsch-
land (KPD) durch das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 17. Au-
gust 1956 hat die Bremische Bürger-
schaft dem Gericht die Frage gestellt,
ob diejenigen Mitglieder der Bürger-
schaft, welche vor dem Verbot und
der Auflösung der KPD durch das
Bundesverfassungsgericht angehör-
ten, ihren Sitz in der Bürgerschaft
verloren haben. Die Frage ist getrennt
gestellt einerseits für die Abgeordne-
ten der Bürgerschaft (Landtag) und
andererseits der Stadtbürgerschaft.
Der Staatsgerichtshof entscheidet mit
wechselnden Mehrheiten. Der Ver-
lust der Mandate wird für die Bür-
gerschaft bejaht, nicht jedoch für die
Stadtbürgerschaft.

Während drei Mitglieder in ei-
ner schriftlich niedergelegten Abwei-

chenden Ansicht die Auffassung ver-
traten, dass auch die Mandate in der
Stadtbürgerschaft erloschen seien
(Werner Weber, der LSG-Präsident
und spätere Präsident des Staatsge-
richtshofes, Rohwer-Kahlmann, so-
wie der OLG-Präsident Arndt),
sprach sich Wolfgang Abendroth (zu-
sammen mit dem Senator a.D. und
Rechtsanwalt Lifschütz sowie dem
Verwaltungsrichter Springstub)
dafür aus, dass die KPD-Abgeordne-
ten auch die Landtagsmandate nicht
verloren haben.

Diese Abweichende Ansicht
(Entscheidungen des Staatsgerichtshofes
der Freien Hansestadt Bremen, Bd. 1
(1950 bis 1969), S. 82 ff) trägt sehr die
Handschrift Wolfgang Abendroths.
Sie ist ein Beispiel für seine an Grund-
rechts- und Minderheitenschutz, am
Demokratieprinzip, an der Gewalten-
teilung und an gesellschaftlicher Plu-
ralität orientierte Verfassungsinter-
pretation.

In der Zeitschrift Sozialistische
Politik (SoPo) veröffentlicht Wolfgang
Abendroth regelmäßig Artikel zu
grundlegenden Problemen der Stra-
tegie und Taktik der Linken.

Abendroth ist nach dem KPD-
Verbot 1956 außerdem eng in den
Versuch einer linkssozialistischen
Plattform in der SPD rund um die
Zeitschrift „Funken“ eingebunden.
Ebenso wie ein Alternativentwurf
Abendroths zum Godesberger Pro-
gramm der SPD (1959) erreicht dieser
Versuch jedoch nur einen kleinen Per-
sonenkreis.4

Abendroth gehört dem Förder-
verein des Sozialistischen Deutschen
Studentenbundes(SDS) an, der Studen-
tInnenorganisation der SPD. Diese
guten Beziehungen bestehen auch
dann noch fort, werden sogar noch
intensiver, als sich der SDS immer
stärker am Marxismus orientiert und
die SPD deshalb jede Verbindung mit
der Organisation abbricht. Daraufhin
werden Abendroth und andere Pro-
fessoren vom Parteivorstand der SPD
aufgefordert, seine Unterstützung für
den SDS aufzugeben. Abendroths
Ablehnung dieser Forderung führt
1961 zum Ausschluss aus der SPD.

Abendroth gehört in den 1960er
Jahren zu den Gründern des Sozialis-
tischen Bundes. In dessen geschäfts-
führenden Vorstand ist er der erste
Vorsitzende. Zusammen mit Ernst
Bloch, Ossip Flechtheim und Erich

Kästner ist Abendroth Ende der
1960er Jahre Mitglied des Kuratori-
ums der Kampagne für Demokratie und
Abrüstung – Ostermarsch. Abendroth
gilt als ein wichtiger Befürworter der
studentischen Protestbewegung in
den 1960er Jahren, er ist allerdings nie
mit revolutionären Bestrebungen ei-
ner intellektuellen Minderheit – ohne
die Einbindung in die Arbeiterbewe-
gung – einverstanden.

Im Vorfeld der Bundestagswah-
len 1969 bildet sich – ausgehend vom
„Gießener Kreis“ um Abendroth und
Werner Hofmann – als Reaktion auf
die Brandtschen Notstandsgesetze
die Aktion Demokratischer Fortschritt,
die allerdings nur 0.6% der Stimmen
erhält.

1976 ruft Abendroth öffentlich
zur Wahl der Deutschen Kommunisti-
schen Partei (DKP) auf – allerdings
weniger wegen deren inhaltlicher
Ausrichtung, sondern aus Gründen
einer „notwendigen Wahrung des
verfassungspolitischen Klassen-
gleichgewichts“.

Abendroth hält wegen seiner
persönlichen Erfahrungen stets star-
ke und kampfbereite Gewerkschaf-
ten, sowie auch eine Partei links von
der SPD für die Abwehr reaktionärer
Entwicklungen – und erst recht für
den politischen und sozialen Fort-
schritt in der BRD für notwendig und
sinnvoll.5  Dem in der SPD weit ver-
breiteten „integrationistischen Refor-
mismus“ sollte durch Kräfte wie der
DKP ein „sozialistischer Reformis-
mus“ entgegengesetzt werden.6

Als Anfang der achtziger eini-
ge sozialdemokratische Bundestags-
abgeordnete aus Protest gegen die
Politik der SPD aus der Partei austre-
ten und die neue Partei Demokratische
Sozialisten gründen, unterstützt
Abendroth deren Bundestagswahl-
kampf für die Bundestagswahl im
März 1983. Deshalb begrüßt er etwas
später auch die Gründung der Partei
Die Friedensliste und unterstützt sie
bei ihrem Europawahlkampf im Jahr
1984.

Auch in den Grünen sieht
Abendroth Anfang der 1980er Jahre
einen potentiellen Druckpartner von
links auf die SPD – und beginnt
seinerseits ökologische Fragestellun-
gen sehr ernst zu nehmen.

1985 stirbt Wolfgang Abendro-
th im Alter von 79 Jahren in Frank-
furt/Main – wenige Jahre vor dem



Arbeiterstimme3030303030 Sommer 2006

Ende des von Abendroth stets kritisch
betrachteten „sozialistischen Staats“
DDR und damit verbunden der weit-
gehenden Bedeutungslosigkeit der
bestehenden sozialistischen und
kommunistischen Kräfte links von
der SPD.

Wolfgang Abendroth war als
politischer Wissenschaftler und we-
gen seiner Stellungnahmen zu den
gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen in der Bundesrepublik und
im internationalen Rahmen (z.B. sei-
ne Stellungnahmen gegen die
Wiederbewaffnung, gegen das KPD-
Verbot, gegen den „Abtreibungspa-
ragraphen“ § 218 StGB, gegen den
Vietnam-Krieg, gegen den faschisti-
schen Putsch in Chile 1973)  immer
umstritten, da der von ihm vertrete-
ne Marxismus in den Jahren des kal-
ten Krieges als unvereinbar mit dem
Grundgesetz und der parlamentari-
schen Demokratie galt. Für Abendro-
th war jedoch das Grundgesetz der
BRD eine zum Sozialismus hin offe-
ne Verfassung. Er hat sich stets gegen
konservative und reaktionäre politi-
sche und juristische Interpretationen
des Grundgesetzes gewandt, die die-
se Möglichkeit generell verneinten.
Dabei sind für Abendroth die rechts-
staatlichen Grundrechte immer Vor-
aussetzung für die Realisierung einer
sozialistischen Gesellschaft gewesen.

Nach Abendroth wird die Ver-
fassungsordnung der BRD wegen der
antagonistischen Gesellschaftsstruk-
tur, auf der sie basiert, durch einen
fundamentalen Widerspruch ge-
prägt: Sie ist einerseits eines der wich-
tigsten Mittel zur Stabilisierung der
diese Gesellschaft bestimmenden
Machtverhältnisse, andererseits ist sie
jedoch auch ein Instrument zu ihrer
Transformation. Das bedeutet:

„Die Verfassungsordnung ist
weder mit dem kapitalistischen Ge-
sellschaftssystem noch mit dem
Staatsapparat unmittelbar identisch.
Diese Differenz macht die Substanz
einer funktionierenden politischen
Demokratie aus.“7

Dieser Einschätzung folgend
wird von Abendroth nach 1949 in der
BRD die rechtstaatlich verfasste poli-
tische Demokratie als diejenige Herr-
schaftsform verteidigt, die das Trans-
formationsfeld zum Sozialismus of-
fen hält.

Dieser durch die neue globale
Gleichgewichtslage bedingte voll-

ständig neuartige und hinsichtlich
des gesellschaftlichen Systems der
BRD potentiell transformatorische
Charakter der Rechtswissenschaft
und des Rechtssystems ist von grund-
legender Bedeutung für Abendroth
als Verfassungs- und Völkerrechtler
sowie als Politikwissenschaftler der
ArbeiterInnenbewegung:

„Im Jahre 1919 ist aus der Sicht
der Arbeiterbewegung die Verwer-
tung von Möglichkeiten, die die bür-
gerliche Rechtsordnung gewährt, von
Fall zu Fall sehr wichtig, aber der
Gesamtprozeß einer Transformation
in eine spätere sozialistische Gesell-
schaft ist noch nicht innerhalb dieses
Gefüges definierbar. Das ist nach 1945
bei Veränderungen auch der interna-
tionalen Gleichgewichtslage schlicht
anders. Die rechtsinterpretative und
die rechtswissenschaftliche Betrach-
tungsweise erhält für die Arbeiterbe-
wegung nun eine neue Dimension. Es
geht für die Juristen der Arbeiterbe-
wegung vor 1914, grob formuliert, im
wesentlichen nur darum, die Rechts-
normen der bürgerlichen Gesellschaft
zu stärken und auszunützen, die für
die Arbeiterbewegung als gewährte
Konzessionen brauchbar sind, ohne
freilich der Illusion zu erliegen, daß
von hier aus eine Transformation der
gesamten bürgerlichen Gesellschaft
überhaupt erreichbar sein könnte;
rechtswissenschaftliches Auftreten
von Marxisten war hier im wesentli-
chen praktische Aufgabe des Tages,
nicht strategische. In der Gleichge-
wichtslage nach Ende des Zweiten
Weltkriegs ist die Situation eine voll-
ständig andere. Man kann jetzt an ein
systematisch in sich geschlossenes
System rechtswissenschaftlichen
Denkens herangehen als strategisches
Anleitungsmittel, und das heißt na-
türlich auf der Basis und in Anerken-
nung der inzwischen geschaffenen
verfassungsrechtlichen Normen. Ty-
pisch dafür ist: Der beste marxistische
Rechtswissenschaftstheoretiker der
Weimarer Republik, der frühe Karl
Korsch, schreibt ein System des Ar-
beitsrechts und gibt Anleitungen für
arbeitsrechtlich richtiges Auftreten
von Vertretern der Gewerkschaftsbe-
wegung und auch der politischen
Arbeiterbewegung. Aber er kann gar
nicht daran denken, etwa ein gene-
relles strategisches Konzept rechts-
wissenschaftlichen Denkens bis in
das verfassungsrechtliche Denken

hinein zu liefern, weil die realen Vor-
aussetzungen dafür fehlen. Das än-
dert sich ab 1945, denn jetzt sind die
Rechtswissenschaft und das Rechts-
system potentiell transformatori-
schen Charakters. Es ist vor allem das
relative Gleichgewicht zwischen ei-
ner (bei allen Mängeln) sozialisti-
schen Weltmacht und den kapitalis-
tischen Staaten, das die Basis dafür
bietet.“8

Andreas Diers

Zu den wichtigsten Veröffentlichun-
gen von Wolfgang Abendroth gehören
folgende Werke:
- Die deutsche Gewerkschaften (1954);
- Bürokratischer Verwaltungsstaat und
soziale Demokratie (1955);
- Aufstieg und Krise der deutschen
Sozialdemokratie (1964);
- Sozialgeschichte der europäischen
Arbeiterbewegung (1965);
- Wirtschaft, Gesellschaft undDemo-
kratie in der Bundesrepublik (1965);
- Das Grundgesetz. Eine Einführung in
seine politischen Probleme (1966);
- Ein Leben in der Arbeiterbewegung
(1976);
- Geschichte der Arbeiterbewegung
(1985).

Im Mai wird der erste Band der
Gesammelten Schriften  Wolfgang
Abendroths erscheinen: Wolfgang
Abendroth: Gesammelte Schriften.
Band 1: 1926-1948. (Herausgegeben
von Michael Buckmiller, Joachim
Perels und Uli Schöler). Offizin-
Verlag Hannover, ISBN 3-930345-41-1.

Die wichtigsten Veröffentlichungen
über Wolfgang Abendroth sind:
Friedrich-Martin Balzer, Hans
Manfred Bock, Uli Schöler (Hrsg.):
Wolfgang Abendroth. Wissenschaftli-
cher Politiker. Bio-bibliographische
Beiträge, Leske + Budrich, Opladen
2001.
Andreas Diers: Arbeiterbewegung –
Demokratie – Staat,  Wolfgang
Abendroth – Leben und Werk 1906-
1948, VSA-Verlag Hamburg 2006.
Peter Römer: Recht und Demokratie
bei Wolfgang Abendroth; VAG,
Marburg 1986.

Demnächst wird eine aktuelle
Dissertation über Abendroth und
dessen Bedeutung für die Neue Linke
bis 1968 veröffentlicht: Richard
Heigl: Oppositionspolitik; Wolfgang
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Abendroth und die Entstehung der
Neuen Linken (1950-1968); philoso-
phische Dissertation an der Universi-
tät Augsburg 2006.

Anmerkungen
1 Werner Kindt: Dokumentation der
Jugendbewegung. Band III: Die
deutsche Jugendbewegung 1920 bis
1933. Die Bündische Zeit. Diede-
richs, Düsseldorf 1974
2 Zu den Moskauer Prozessen siehe:
Wladislaw Hedeler: Moskauer
Schauprozesse 1936-1937-1938.
Planung, Inszenierung und Wirkung.
Chronik; Berlin 1996.
3 Wolfgang Abendroth: Historische
Funktion und Umfang des Wider-

standes der Arbeiterbewegung gegen
das Dritte Reich; in: Peter von
Oertzen (Hrsg.), Festschrift für Otto
Brenner zum 60. Geburtstag, (Euro-
päische Verlagsanstalt), Frankfurt am
Main 1967, S. 303-321, S. 316
4 Karljo Kreter: Sozialisten in der
Adenauer-Zeit. Die Zeitschrift
„Funken“. Von der heimatlosen
Linken zur innerparteilichen Opposi-
tion in der SPD; Hamburg 1986
5 Vgl. dazu z.B.: Wolfgang Abendroth:
Ein Leben in der Arbeiterbewegung:
S. 266-269, S. 277-278.
6 Wolfgang Abendroth: Die Europa-
Wahlen und das Problem der gegen-
wärtigen innenpolitischen und
weltpolitischen Funktion der west-

deutschen Sozialdemokratie, in:
Blätter für deutsche und internatio-
nale Politik, 1979, Heft 4, S. 407
7 Joachim Perels: Arbeiterklasse,
Staat und Verfassung. Materialien
zur Verfassungsgeschichte und
Verfassungstheorie der Bundesrepub-
lik/Wolfgang Abendroth (Europäi-
sche Verlagsanstalt, Frankfurt/Main
1977, S. 8-9
8 Gespräch mit Wolfgang Abendroth;
in: Dialektik, Beiträge zu Philoso-
phie und Wissenschaften [Hrsg. von
Bernhard Heidtmann, Hans Heinz
Holz und Hans-Jörg Sandkühler],
Bd.3, Köln 1981, S. 152-153

Manfred Behrend, einer der
profiliertesten Parteienforscher der
DDR, analysierte nach der Wende
und dem Anschluss der DDR an die
Bundesrepublik den schweren Weg
der Erneuerung von der SED zur
PDS. Er tat dies zusammen mit Hel-
mut Meier schon 1991 in einer Doku-
mentation im Dietz Verlag, aber auch
in den folgenden Jahren in regelmä-
ßigen Berichten in der Arbeiterstimme.
Im Wettlauf mit seiner schweren Er-
krankung fasste Behrend im Jahre
2005 anhand auch des von der PDS
selbst publizierten Materials seinen
Erkenntnisstand zur Geschichte der
PDS von 1989 bis zum Vereinigungs-
prozess mit der WASG zusammen.
Hanna Behrend, seine Frau, vollen-
dete nach dessen Tod am 14. Januar
2006, die technischen Arbeiten, so
dass das Buch noch im März erschei-
nen konnte.

Die Publikation konzentriert
sich auf drei Schwerpunkte. Im ers-
ten  wird der schwierige Prozess zu
einer „modernen demokratischen
sozialistischen Partei“ (1989-1993)
beleuchtet. Dabei finden auch die
Reformkonzepte 1988/89 innerhalb
der SED-Führung Berücksichtigung,
die elitäre Kreise um Dieter Klein,
Prorektor an der Humboldt-Univer-
sität, und die Gebrüder Brie im Pro-

Erste kritisch-solidarische Darstellung
der Geschichte der PDS

jekt „Moderner Sozialismus“ im „stil-
len Kämmerlein“ erarbeiteten. Erst
der für 1990 anberaumte XII. Partei-
tag sollte darüber Entscheidungen
treffen. Trotz der kurzzeitig wirksa-
men Maßnahmen gegen „Aufwei-
chungstendenzen“, der Fälschung
der Kommunalwahlen im Mai 1989,
der Solidarisierung mit dem blutigen
Massaker der Pekinger Führung ei-
nen Monat später und der Unnach-
giebigkeit gegenüber der verstärkt
hervortretenden Bürgerbewegung
blieb Erich Honecker keine Zeit mehr
für Reformmanöver. Die allgemeine
Unzufriedenheit entlud sich in einem
Abwanderungsstrom vor allem jun-
ger DDR-Bürger, die durch die Öff-
nung der ungarischen Grenze nach
Österreich im August 1989 ermög-
licht wurde. Die Führung der SED
reagierte mit einer „Schweigsam-
keitsperiode“. Aber auch danach
wurde es nicht besser. Honecker goss
mit allem, was er nunmehr zu sagen
hatte, nur noch Öl ins Feuer. Höhe-
punkt des Fehlverhaltens war der
Honecker-Befehl zum „offensiven
Vorgehen“ gegen die Demonstranten
in Leipzig,  der auf Veranlassung an-
derer Kräfte der SED-Spitze am 9.
Oktober 1989 durch einen Befehl er-
setzt wurde, der die Anwendung von
Schusswaffen verbot. In einer Palast-

revolution wurden Erich Honecker,
Joachim Herrmann und  Günter Mit-
tag am 18. Oktober gestürzt. Neuer
Generalsekretär, Staatsratsvorsitzen-
der und Vorsitzender des Verteidi-
gungsrates wurde Egon Krenz, der
allerdings als oberster Wahlleiter der
DDR bei den gefälschten Kommunal-
wahlen und durch seine Peking-Rei-
se diskreditiert war. Seine vagen Re-
formversprechen wurden konterka-
riert durch die Behauptung, die SED
habe das Verdienst, die „Wende“ ein-
geleitet zu haben. Erst am 8. Novem-
ber traten, zur Zeit der 10. ZK-Ta-
gung, endlich Teile der Berliner Par-
teimitgliedschaft offen dem Zentral-
komitee in einer eigenen Demonstra-
tion entgegen. Gefordert wurde ein
Sonderparteitag, der eine neue, nicht
diskreditierte Parteiführung wählen
sollte. Für den Verfasser ist dies eine
entscheidende Zäsur: „Damit leiteten
sie die mehrere Etappen umfassende
Wandlung der SED zur nichtstalinis-
tischen, demokratisch-sozialistischen
Partei ein.“ (S. 23) Der Sonderpartei-
tag der SED am 8. und 16. Dezember
vollzog den „Bruch mit dem Stalinis-
mus“. Er wurde dadurch für die SED/
PDS zu einem „tröstlichen Anfang“.
Dadurch sei es der Partei möglich ge-
wesen, trotz zahlreicher und gewich-
tiger Gegner fortzubestehen und
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nach einer Phase des Rückgangs un-
ter Bundesrepublik-Bedingungen er-
neut Einfluss zu gewinnen.

Ein zweiter Schwerpunkt  wird
vom Verfasser mit der  Etablierung
zur Parlamentspartei im Bundestag
(1990-2005) und die Politik des „An-
kommens“ in der bürgerlichen Gesell-
schaft gesetzt. Obwohl  die Sozialis-
tenpartei in der ersten Hälfte der 90er
Jahre schlank geworden war, wirkte
sie unter dem Motto „Kopf hoch, und
nicht die Hände“ lebendig. Die PDS
agierte in dieser Zeit als ernstzuneh-
mende Opposition. Sie wurde zuneh-
mend attraktiv für die Millionen Op-
fer des staatlich dirigierten Raub- und
Vernichtungszuges gegen Wirtschaft,
Wissenschaft, Kultur und Gesund-
heitswesen der DDR. Sie zog zahlrei-
che inner- und außerparlamentarische
Hetzjagden auf sich. Im Februar 1992
wurde der Bundestagsabgeordnete
Gerhard Riege, ein Kritiker der SED-
Politik schon 1956, in den Selbstmord
getrieben.

In der Abwehr der hemmungs-
los vorangetriebenen Anti-Stasi-Kam-
pagne reagierte die PDS nach Mei-
nung des Verfassers teilweise unklug:
„Zwar war es richtig, von den eige-
nen Genossinnen und Genossen Of-
fenheit zu erheischen. Zugleich hätte
aber die Partei den Standpunkt ver-
treten und gegen reaktionäre Hetze
durchhalten müssen, dass niemand
allein wegen bloßer Kontakte zum
Geheimdienst seines Landes, für
Gutachtertätigkeit und dergleichen
belangt werden dürfe, die keinem an-
deren Staatsbürger schadeten.“ (S.41)

In dieser Zeit traten vermeintlich
linke Kräfte mit dem Ziel in Erschei-
nung, den Grundkonsens von 1989
auszuhebeln. Der Verfasser spricht
von einer „prostalinistischen Kampa-
gne“, bei der der Historiker Kurt
Gossweiler,  Sahra Wagenknecht von
der Kommunistischen Plattform, Bri-
gitte Hering als langjähriges Redakti-
onsmitglied des „Neuen Deutsch-
land“ und der „Weißenseer Arbeits-
kreis-Kirchliche Bruderschaft in Ber-
lin“ in Erscheinung traten.

Parallel dazu attackierten der
Parteiführung der PDS nahestehende
Kreise den Grundkonsens von 1989
von rechts. Sie träumten von einer Ju-
niorpartnerschaft zur SPD und prie-
sen den Kapitalismus als „dynamisch,
reformierbar und entwicklungsfä-
hig“. Dietmar Keller, einstiger Kultur-

minister der DDR und Bundestags-
abgeordneter der PDS hielt am 21. Ja-
nuar 1993 vor der Eppelmann-Kom-
mission eine Rede, in der er der SED
vorhielt, dass sie im Unterschied zur
SPD „zu keinem Zeitpunkt einen
echt zivilisatorischen Charakter“ ge-
habt  habe. 1993 wurde ein neues
PDS-Programm erforderlich, weil
das von 1990 wegen seiner Orientie-
rung, die DDR zu reformieren, ge-
genstandslos geworden war. Das
1993 beschlossene, neue Programm
wertet der Verfasser wegen seiner
antikapitalistischen und sozialisti-
schen Akzente als die „beste pro-
grammatische Leistung in der Ge-
schichte der PDS:
„Gegenüber...früheren Dokumenten
waren Opportunismus und Verwa-
schenheit in der Ausdrucksweise
geringer geworden, hatte eine klare
Diktion zugenommen.“ (S.52)

Bedeutsam für die PDS waren
die Kommunalwahlen vom Dezem-
ber 1993, weil diese den Abwärts-
trend stoppten. Erstmals seit der
Volkskammerwahl von 1990 hatte
die PDS wieder Stimmengewinne.
Der in Konstituierung befindlichen
„Ostdeutsche Partei“ wurde ein
Dämpfer versetzt, was der Verfasser
zu erwähnen vergaß. Die Branden-
burger Wähler befanden, dass die
Ostpartei die PDS ist. Die erste Wahl
zum Europäischen Parlament unter
Beteiligung der PDS im Juni 1994
brachte mit 4,7 Prozent noch keinen
durchschlagenden Erfolg. Aber die
Ende Juni stattfindenden Landtags-
wahlen in Sachsen-Anhalt erbrach-
ten für die PDS und die SPD enorme
Stimmengewinne, während CDU
und FDP schwere Verluste erlitten.
Im Ergebnis dieser Wahl kam es zum
„Magdeburger Modell“, einer von
der PDS tolerierten „rot-grünen“
Minderheitsregierung. Giftig rea-
gierte Peter Hintze, Pfarrer und Ge-
neralsekretär der CDU : „Auf in die
Zukunft - aber nicht auf roten So-
cken!“  Die geplante Boykotthetze
geriet auch dank einfallsreicher Ge-
genpropaganda - der PDS-Mitarbei-
ter Walter Grenzbach hatte rote So-
cken im Kleinformat stricken lassen,
die reißenden Absatz fanden- „zur
ungewollten Sympathiewerbung“.
Die Wahlen zum 13. Deutschen Bun-
destag im Oktober 1994 brachte die
PDS noch nicht über die 5-Prozent-
Hürde. Jedoch durch das Erringen

von vier Direktmandaten in Ostber-
lin kam die PDS erneut in den Bun-
destag, diesmal mit 30 und nicht wie
bis dahin mit 15 Sitzen. Neben ehe-
maligen Mitgliedern der SED wie
Gregor Gysi, der früheren stellvertre-
tenden DDR-Ministerpräsidentin
Christa Luft, dem Rechtswissen-
schaftler Uwe-Jens Heuer, Rolf Kutz-
mutz, Dagmar Enkelmann, Petra
Bläss und Petra Pau gehörten der Ab-
geordnetengruppe  u.a. der einstige
Vorsitzende der Demokratischen
Bauernpartei Deutschlands, Günther
Maleuda, der Bischofferöder Streik-
führer  Gerhard Jüttemann, Gewerk-
schaftssekretär Manfred Müller, der
„trotzkistische“ Verkehrsexperte
Winfried Wolf, die Feministin Chris-
tina Schenk, die innenpolitische Spre-
cherin Ulla Jelpke, die Bremer Sozi-
alwissenschaftlerin Heidi Knake-
Werner sowie die Schriftsteller Hein-
rich Graf von Einsiedel und Gerhard
Zwerenz. Trefflich bewertete Behrend
diese Abgeordnetengruppe, die noch
keinen Fraktionsstatus hatte: „Sie
stellte aber die interessanteste  und
intellektuell höchststehende Vereini-
gung im Parlament dar.“ (S. 60)

Im dritten Schwerpunkt wird
die programmatische Rechtsentwick-
lung hin zu sozialdemokratischen
Positionen und die praktische Anpas-
sung an neoliberale Konzepte durch
die Teilnahme an Landesregierungen
(ab 1998) im Osten beleuchtet. Bei den
Wahlen im September 1998 zum 14.
Deutschen Bundestag erhielt die PDS
5,1 Prozent der Stimmen. Erstmals
zog sie mit 36 Mandaten in Fraktions-
stärke in den Bundestag. Petra Bläss
wurde gegen eine CSU-Kandidatin
Bundesstags-Vizepräsidentin. Die
parteinahe, künftig nach Rosa-Lu-
xemburg benannte Stiftung bekam
erstmals Geld vom Bund. Die seit
1990 vorenthaltenen Beträge wurden
jedoch nicht nachgezahlt.

Im November 1998 wurde die
PDS mit drei Ministern Partner in der
Landesregierung in Mecklenburg-
Vorpommern. Die Koalitionsverein-
barung wies allerdings für die PDS
„mehr Mängel als Vorteile“ auf. Der
PDS-eigene Opportunismus hatte
auch Auswirkungen auf Sachsen-
Anhalt, wo nach dem Ausfall der
Grünen als Koalitionspartner ein von
der PDS toleriertes sozialdemokrati-
sches Minderheitskabinett regierte.
Die Forderung nach einem Tolerie-
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rungsvertrag liess sich die PDS aus-
reden. Bald schluckte sie auch die
Verschlechterung der Kinderbetreu-
ung. In dem von einer absoluten SPD-
Mehrheit regierten Brandenburg
brach die SPD-Fraktion mit dem Kurs
gegenseitiger Toleranz. Der parteilo-
sen Kandidatin Daniela Dahn wurde
unter falschen Beschuldigungen
entgegen vorheriger zugesagter Un-
terstützung die Wahl zur Verfas-
sungsrichterin versagt.

In dieser Zeit liebäugelte Gre-
gor Gysi mit der Vorstellung,
demnächst in Berlin mit der SPD zu-
sammenzugehen. Ein künftiges Koa-
lieren sollte durch Gespräche über die
Vergangenheit vorbereitet werden.

In einem eigenen Abschnitt be-
handelt der Verfasser die Rolle der
„Gysi-Gruppe“ im Streit für rechte
Korrekturen. Vor allem Gysi bemüh-
te sich um Anerkennung
vornehmlich durch die SPD-Spitze,
obwohl sich deren Politik vollends
neoliberalen Prinzipien zuneigte.
Gravierende Änderungen schwebten
der „Gysi-Gruppe“ auch in der Pro-
grammatik und Politik der PDS vor.
In diese Zeit fiel eine Verlautbarung
von „Vordenker“ André Brie in der
Fernsehsendung „Kontraste“ und in
der „Frankfurter Rundschau“
(16.01.1999).  Der Sozialismus der
DDR sei es nicht wert gewesen, ver-
teidigt zu werden.  Dieser Staat sei
zwar „nicht verbrecherischer  als der
Nationalsozialismus“, wohl aber to-
talitärer gewesen; denn die National-
sozialisten hätten Zustimmung im
Volk gehabt, während sich die Sow-
jetunion und in vielen Zügen auch die
DDR Zustimmung erzwingen muß-
ten. Bald forderte Brie die PDS auf,
deutlich zu machen, „dass wir 2002
zu einem Mitte-Links-Block dazu ge-
hören wollen“.

An zahlreichen Beispielen ver-
deutlicht der Verfasser, dass nach Jah-
ren der Diskriminierung, aber auch
unübersehbaren Wahlerfolgen „sich
manche Mandatsträger der PDS
(sich) massiv für Belange der bundes-
deutschen ‘guten Gesellschaft’ ins
Zeug legten.“ (S. 96) Das Partei-Esta-
blishment wurde allerdings kurzfris-
tig durch  die Abstimmungsnieder-
lage auf dem Parteitag in Münster
verunsichert. 219:126 Abgeordnete
stimmten für einen von Sylvia-Yvon-
ne Kaufmann begründeten Be-
schlussentwurf, der gegen die Betei-

ligung an internationalen Militäreins-
ätzen jeglicher Art gerichtet war. Gre-
gor Gysi gab wie schon am Beginn
des Parteitags Lothar Bisky seinen
bevorstehenden Amtsverzicht be-
kannt. André Brie und Gabi Zimmer
sprachen von einem „Debakel“.

Im Oktober 2000 wurde Gabi
Zimmer mit einem Bekenntnis zum
„guten Deutschland“ zur Vorsitzen-
den gewählt. Kurz davor waren Ro-
land Klaus zum Bundestagsfraktions-
vorsitzenden, Petra Pau zur stellver-
tretenden Vorsitzenden, gewählt
worden. Im April 2001 entschuldigte
sich die neue PDS-Führung  für die
„Zwangsvereinigung“ 1946 zur SED.
Ende des Monats übergab Zimmer
der Öffentlichkeit ein von Dieter
Klein und den Gebrüdern Brie ver-
fasstes Papier „Programm der Partei
des Demokratischen Sozialismus“,
das unter Umgehung der zuständi-
gen Programmkommission entstan-
den war. Zum 40. Jahrestag des Mau-
erbaus erklärte der Bundesvorstand
im Juli 2001,wie der Verfasser poin-
tiert zusammenfasste, „ein sozialisti-
scher Staat dürfe sich nicht durch
Grenzsicherungen wehren.“ (S. 192)

Im Dezember desselben Jahres
vereinbarten Klaus Wowereit (SPD)
und Gregor Gysi die „rote-rote Koa-
lition“ in Berlin. In  unüblicher Art
wurde der Koalitionsvereinbarung
eine Präambel vorangestellt, die die
westlichen Positionen zu Berlin in
einseitiger Weise festschrieb. Treffend
kommentiert der Verfasser: „Tatsäch-
lich war der Text die vollständige ide-
ologische Kapitulation vor den west-
lichen Siegern im Kalten Krieg und
ein Höhepunkt an geschichtsverfäl-
schendem Opportunismus.
Insgesamt bedeutete die Koalitions-
vereinbarung, die Gysi, Heide Kna-
ke-Werner und Thomas Flierl Sena-
torenposten eintrug, die Verpflich-
tung zu unsozial-neoliberaler Politik
und damit einen Wortbruch gegenü-
ber den eigenen Mitgliedern und
Wählern, den keiner von ihnen die-
ser Partei zugetraut hatte.“ (S.117)

Die PDS erhielt die Quittung
für die Teilnahme an der neolibera-
len Politik in Schwerin und Berlin
und für die fortgesetzte Anbiede-
rung an die SPD bei den Wahlen zum
15. Deutschen Bundestag im Septem-
ber 2002. Der Wähleranteil verrin-
gerte sich von 5,1 auf vier Prozent.
Allein dank zweier Direktmandate

gelangte die Partei wieder in den
Bundestag.

Abschließend betrachtet der
Verfasser die Entstehung der WASG
als Protest-Reaktion auf den forcier-
ten Hartz-IV-Sozialabbau und die
Chancen einer Fusion mit der PDS zu
einer gesamtdeutschen Linkspartei:
„Mit zwei erstmals oder erneut ex-
pandierenden Parteien, die sich auf
den Zusammenschluß vorbereiten,
mehr als vier Millionen Wählern und
der stärksten linken Bundestagsfrak-
tion seit dem DDR-Anschluss verfügt
die Linke der erweiterten BRD über
ihr bisher größtes Potential. Die mit
ihr konkurrierende neoliberale SPD
unterliegt einem Erosionsprozess, der
sie schon jetzt erheblich geschwächt
hat und unter Merkel-Müntefering
weiter schwächen wird. Die Chancen
einer gesamtdeutschen Linkspartei
sind demnach groß. Sie können aber
nur genutzt werden, wenn die neue
Partei die Erwartungen ihrer Wähler
und Wählerinnen erfüllt und - ge-
meinsam mit den außerparlamenta-
rischen Bewegungen operierend -
den Herrschenden und ihrer Politbü-
rokratie ernstlich Paroli bietet.“ (S.
176)

Eine Chronik mit den wichtigs-
ten Ereignissen der PDS-Geschichte
schliesst den Band ab. Die Klarheit
der Darlegungen von Manfred Beh-
rend ist auch darauf zurückzuführen,
dass er sich nicht einer vorgegebenen
„political correctness“ unterwarf. Für
ihn gibt es selbstverständlich solche
Begriffe wie „Klassenkampf“,
„rechts“ und „links“, „sozialistisch“
und „kapitalistisch“, „progressiv“
und „reaktionär“ noch. Ebenso wie
Franz-Josef-Strauss (Behrend veröf-
fentlichte 1995 eine Strauss-Biogra-
phie)  empfand er sich als Mitglied
des „Vereins für deutliche Ausspra-
che“. Er will politischen Streit provo-
zieren und dadurch zur Aufklärung
beitragen. Kein Zweifel, dieses Ziel
wird er erreichen.

Siegfried Prokop

Manfred Behrend: Eine Geschichte
der PDS. Von der zerbröckelnden

Staatspartei zur Linkspartei. Neuer
ISP Verlag Köln 2006, 217 S.
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E
in dünnes und ein dickes
Buch über die Zumutun-
gen einer globalen Ge-

sellschaft „mit begrenzter Haftung“.
Zum furiosen Gedankenflug das ei-
nen liefert das andere Alltagsbeispie-
le aus Deutschland.

Zum neuen Buch von Zygmunt
Bauman, das die weltweit wachsen-
den Müllhalden und den „menschli-
chen Abfall“ unserer spätmodernen
Lebensart beleuchtet, hatte ich zwei
Rezensionen gehört: Eine befand sei-
ne Gesellschaftskritik als zu wenig
durch Fakten fundiert, die andere
bemängelte das Fehlen von Vorschlä-
gen für einen Ausweg aus der be-
klagten Misere. Nach dem Lesen
kann ich beide Kritiken verstehen,
aber nicht teilen. Muss einer Auswe-
ge kennen, wenn er uns die Sackgas-
se zeigt? Und an Detailanalysen so-
wie Beispielen für den im Überblick
skizzierten Befund mangelt es ja
wahrlich nicht. Wem die täglichen
Medien noch zu wenig davon liefern,
der oder die nehme „Gesellschaft mit
begrenzter Haftung“ zur Hand.

Unbequem, aber nie zynisch

Es ist unbequem, was Bauman
als alter Mann mit soziologisch ge-
schultem Blick und prägnanten
Sprachbildern festhält: Der spektaku-
läre Reichtum auf der einen Seite hat
nach wie vor mit der bitteren Armut
auf der anderen zu tun, und wir alle
werden die Verzweiflung der Ausge-
schlossenen zunehmend zu spüren
bekommen. Schon immer gab es das
Unbehagen gegenüber „Fremden in
unserer Mitte“. Flüchtlinge brachten
als besondere Außenseiter „fernen
Kriegslärm, den Gestank verbrann-
ter Häuser und zerstörter Dörfer
mit“. Heute werden wir im Zuge der
kaum einzudämmenden globalen
Mobilität auf vielfältige Weise kon-
frontiert „mit dem Abfall des welt-
weiten Triumphs der Moderne, aber
auch mit einer neuen, sich weltweit
entwickelnden Unordnung“.

Zwar scheint bei uns zur Zeit
selbst für Arbeitslose ein Platz in der
Gesellschaft der Produzierenden ge-
sichert. Doch ein Gefühl des Über-

flüssigseins breitet sich aus, „der Ver-
dacht, dass einem so etwas jederzeit
widerfahren kann“. Asylsuchende,
aber auch sogenannte Wirtschafts-
flüchtlinge, die sich in unserer Nach-
barschaft niederlassen wollen, eignen
sich vorzüglich für die Rolle der
Strohpuppe, welche als Symbol für
das Schreckgespenst der „globalen
Marktkräfte“ verbrannt wird – dies
anstelle der neuen globalen Machteli-
te, „die allgemein (und zu Recht) als
wahrer Schurke des Stückes verdäch-
tigt wird“. Gleich dieser Elite sind sie
nicht an bestimmte Orte gebunden,
unstet und unberechenbar. Aber die
Elite bewegt sich außerhalb der
Reichweite menschlicher Kontrolle,
ist zu mächtig, um sich herausfordern
zu lassen. Darum wird die verbliebe-
ne Staatsmacht gegenüber Schwäche-
ren demonstriert; „man wendet sich
von den Dingen ab, an denen man
nichts ändern kann“. Während, sich
der Staat leise seiner wirtschaftlichen
und sozialen Aufgaben entledigt,
wird lautstark eine „Politik der Si-
cherheit“ propagiert. Hier lässt der
Reststaat unter allgemeinem Beifall
der Bürgerinnen und Bürger, „die
verzweifelt nach den Ursachen für
ihre lähmenden Ängste suchten“, sei-
ne Muskeln spielen. Er entwickelt
strengere und schärfere Konzepte der
„harten Hand“, führt spektakuläre
Kampagnen zur Verbrechensbe-
kämpfung durch, die sich etwa „auf
den menschlichen Abfall ausländi-
scher Herkunft konzentrierte, der in
den Vororten französischer Großstäd-
te abgeladen worden war“. Braucht
es dazu Belege? Auch an die aktuelle
SVP-Politik hierzulande lässt sich
denken.

Natürlich lässt einen der Begriff
vom „menschlichen Abfall“ zuerst
zusammenzucken. Hoffentlich! Doch
der Essay kreist ihn so vielfältig ein,
begründet die Formulierung auf eine
Weise, die in der Analyse harrt, aber
nie zynisch wirkt. Ganz im Gegenteil.
Es wird dahinter eine zutiefst wert-
konservative Weltsicht spürbar. Auch
wir fallen der flüchtigen modernen
„Kasinokultur“ zum Opfer. Verfüh-
rung und Zwänge, der Wirbel der
Moden, das Tempo des Wandels ver-

wirren uns. Was nützen da Lernfähig-
keit und Gedächtnis? Heute prokla-
mierte Schönheit kann morgen häss-
lich sein. In der marktwirtschaftlich
verfassten Gesellschaft bewegen wir
uns alle „im und auf dem Markt, in
austauschbaren Rollen oder als Kun-
den und Waren zugleich“. Aber wenn
Menschen zur Ware werden, liegen
die Müllhalden nahe. „Menschen
sind vielleicht zu Konsumgütern re-
cycelt worden, aber Konsumgüter
können niemals in Menschen ver-
wandelt werden.“ Jedenfalls nicht in
„die Art von Mensch, die das Vorbild
liefert für unsere verzweifelte Suche
nach Wurzeln, Verwandtschaft,
Freundschaft und Liebe“.

Eigentlich lässt sich aus solchen
Passagen herauslesen, wie Alternati-
ven aussehen könnten oder müssten.
Vieles davon steckt in schweifenden
Exkursen, die vom Abfall weg ins
Universum, in die Ewigkeit führen,
zu Kunst und Schönheit  oder zum
Sterben. Oft sind es literarische Tex-
te, in denen die Kernaussagen ste-
cken. Dem ersten Kapitel ist ein Kaf-
kaZitat zur Gemeinschaft vorange-
stellt. „Wir fünf haben früher
einander auch nicht gekannt, und
wenn man will, kennen wir einander
auch jetzt nicht, aber was bei uns fünf
möglich ist und geduldet wird, ist bei
jenem sechsten nicht möglich und
wird nicht geduldet. Außerdem sind
wir fünf und wir wollen nicht sechs
sein.“ Wie das dem sechsten beibrin-
gen? Sie verzichten auf die Begrün-
dung, denn eine lange Erklärung
käme schon fast einer Aufnahme in
den Kreis gleich.

Gesellschaft ohne Menschen?

Bauman schreibt, die in Lager
abgeschobenen Flüchtlinge würden
zu „Menschen ohne Eigenschaften“
gemacht, abgesetzt „in einem Gebiet
ohne Namen“ und ohne Rückweg zu
„den Orten, an denen sozial belang-
volle Bedeutungen entstehen können
und auch täglich geschaffen werden“.
Bald darauf begegnete ich ähnlichen
Bildern: Im Nachwort zur eindrück-
lichen Dokumentation einer „Gesell-
schaft mit begrenzter Haftung“, die
eine Gruppe von Soziologinnen und
Soziologen mit Blick auf Deutschland
vorlegt. Franz Schultheis als Mither-
ausgeber beschreibt eine „Gesell-
schaft ohne Eigenschaften“, die ge-

Ausschluss, Ausschuss
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genüber den von Armut und Aus-
schluss bedrohten Menschen bereits
„ein hohes Maß an Abstumpfung“
zeige. Dies wohl auch deshalb, weil
„die soziale Wirklichkeit kein Gesicht
mehr zu haben scheint“, nur als eine
Menge unverknüpfter Daten und
Diskurse daherkommt.

Dem soll mit thematisch gebün-
delten, an rund fünfzig Personen und
ihrer Lebenslage festgemachten Fall-
beispielen begegnet werden. In der
Tradition von Pierre Bourdieu wollen
die Autorinnen und Autoren mit ih-
ren sorgfältig aufgezeichneten und
engagiert kommentierten Gesprä-
chen denen eine Stimme geben, die
durch eine „Entpolitisierung des Po-
litischen“ aus dem Blickfeld zu ver-
schwinden drohen. Wo sind die vor
wenigen Jahren gängigen Begriffe
wie „Klassen“ oder „Elite“ in der öf-
fentlichen Debatte noch zu finden?
Sie wirken heute hohl, von der Ge-
schichte überholt, werden peinlich
vermieden. Dafür werden „Kategori-
en wie arm oder reich, privilegiert
und prekär, erfolgreich und ausge-
grenzt, aufsteigend und absteigend“
produziert, aber sie bleiben blutleer
und isoliert, „als wäre ihnen ihr ge-
sellschaftlicher Zusammenhang
abhanden gekommen“. Hier erzählen
Betroffene über die Wirklichkeit hin-
ter solchen Worten. Ziel des an der
Studie beteiligten Teams war es
darüber hinaus, „dass diese Stimmen
sich zu einem Chor verdichteten“.
Die „hierbei anklingende Melodie“
sollte Zugänge zu kollektiven Lagen
und Befindlichkeiten eröffnen. Mir
scheint, das sei gelungen.

Strampeln in der Sanduhr

In den Interviews werden meist
Menschen gezeigt, die gerade noch
nicht Abfall sind. Michael Vester, der
Deutschland in seinem brandaktuel-
len Vorwort als „Wohlfahrtsstaat in
der Krise“ vorführt, bringt das star-
ke Bild von der Sanduhr ins Spiel. Seit
den 1970er Jahren habe sich die Lage
der Menschen in einer großen, „re-
spektablen“ Mitte, die zwei Drittel
der Bevölkerung umfasst, spürbar
verändert. Ihr schienen Beschäfti-
gung und wachsende Konsumstan-
dards lange Zeit sicher. Heute jedoch
heben sich „die sozialen Standards
der privilegierten bürgerlichen Ober-
schicht“ zunehmend von den Durch-

schnittswerten ab, während sie in der
„Arbeitnehmermitte“ stagnieren.
Bereits spielen Elemente wie Knapp-
heit, Unsicherheit und Belastung hi-
nein; es droht gar ein „Abrutschen in
manifestes materielles und morali-
sches Elend“. Wer nicht zu den un-
terprivilegierten Verlierergruppen
absteigen will, jenen rund 15 Prozent,
die von sozialer Teilhabe weitgehend
ausgeschlossen bleiben, kommt unter
dem stets wachsenden Druck hilflos
ins Strampeln. Vielleicht kann das ein
fast zufällig herausgegriffenes Bei-
spiel ansatzweise zeigen. R., eine so-
genannte Leiharbeiterin, die erste
Porträtierte im Kapitel über die „brü-
chige Arbeitswelt“, wollte „eigentlich
nie zu einer Zeitarbeitsfirma“. Nun
führt sie, immer noch hoffend, am
Einsatzort einen festen Vertrag zu
bekommen, unter harten Bedingun-
gen nicht zuletzt einen Kampf um
Anerkennung und Würde. „Also, ich
fühle mich auch nicht als Mensch
zweiter Klasse, ich weiß, was ich bin.“
Aber „es ist im Prinzip schon ein bis-
schen jeder gegen jeden“. Wenn es
„wirklich drauf ankommt, ist es Leih-
arbeiter gegen Festangestellte.“ So-
bald die Stückzahlen zurückgehen
„drohen Entlassungen und so was“.
Dann werden eher Festangestellte
bleiben. „Das ist ja auch logisch.“
Deutlich setzt sie sich von Kollegin-
nen und Kollegen ab, die „immer zu
spät kommen“. Unter jenen, welche
die Leiharbeitsfirmen vermittle, „ist
auch viel Schrott dabei“. Leute, die
„auf dem normalen Arbeitsmarkt“
kaum eine Chance hätten. „Es gibt
wirklich hier Leute, die nicht arbei-
ten wollen.“ Sie selbst komme moti-
viert an die Arbeit, habe nie gefehlt,
„außer da, wo ich krank war. Ich habe
immer meinen Arbeitsplatz sauber
verlassen. Ich habe nie irgendwas
geklaut, es gibt nichts, was man mir
in dem Fall nachweisen könnte. Also,
vor was muss ich Angst haben?“

haste/P.S.-Zürich

Zygmunt Bauman: Verworfenes
Leben. Die Ausgegrenzten der

Moderne
Hamburger Edition, Hamburg 2005,
196 Seiten, ISBN 978-3-936096-57-6,

20,00 Euro

Gesellschaft mit begrenzter Haftung
Zumutungen und Leiden im deut-

schen Alltag
Herausgegeben von Franz Schultheis
und Kristina Schulz, UVK Verlagsge-

sellschaft, Konstanz 2005, 592 Seiten,
ISBN 3-89669-537-1, 29,00 Euro
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In zwei der dichtbesiedelten In-
dischen Bundesstaaten regiert künftig
ein Linksbündnis unter kommunisti-
scher Führung. Die regionalen Wahl-
erfolge der Linken dürften sich auch
national auswirken, da die von der
KongressPartei geführte Zentralregie-
rung mangels absoluter Mehrheit auf
die Unterstützung der Kommunisten
angewiesen ist.

Als „glänzenden Sieg“ bewerte-
te das Politbüro der Kommunistischen
Partei Indiens-Marxisten (KPI-M) das
Ergebnis der jüngsten Wahlen in vier
indischen Bundesstaaten  und das
zweifellos aus gutem Grund. Denn die
von den Kommunisten angeführten
Linksbündnisse konnten ihre Positio-
nen dabei erheblich verstärken.

Am sensationellsten ist der Er-
folg im Bundesstaat Westbengalen.
Hier wurde die von der KPI-M ange-
führte „Linksfront“ zum siebten Mal
in Folge von den Wählern als Regie-
rungspartei bestätigt. Sie erreichte mit
rund 230 von insgesamt 294 Abgeord-
netensitzen eine DreiViertelMehrheit
im Regionalparlament. Trotz der ge-
waltigen Probleme in diesem Bundes-
staat, der mit der Millionenstadt Kal-
kutta der am dichtesten besiedelte in-
dische Staat ist und zu den ärmsten
gehört, konnte das regierende Links-
bündnis unter ihrem Chefminister
Bhattacharjee ihre Wählerbasis nicht
nur erfolgreich verteidigen, sondern
noch neue Bevölkerungsteile hinzuge-
winnen, was auch in der Vergröße-
rung der Zahl ihrer Parlamentssitze
um etwa 30 seinen Ausdruck findet.
Die nationalistische Hindu-Partei lan-
dete mit 27 % auf dem zweiten, die
KongressPartei, die seit Mai 2004 die
Zentralregierung in Neu Delhi führt,
mit 16 % nur auf dem dritten Platz.

Die KPI-M unterstreicht in ihrer
Erklärung zum Wahlergebnis, dass
damit auch alle verleumderischen
Anschuldigungen über angebliche
„Wahlmanipulationen“ durch die lin-
ke „Verwaltung“ widerlegt worden
sind. Unter dem Druck derartiger Be-
hauptungen hatte die unabhängige
Wahlkommission nämlich für diese
Wahlen besondere „Sicherungsmaß-
nahmen“ eingeführt, die von der Op-
position mit großem Beifall begrüßt
worden waren. Unter anderem gehör-

Wahlsiege der Kommunisten in Indien
te dazu die Durchführung der Wah-
len an fünf verschiedenen Tagen im
Zeitraum von Anfang April bis An-
fang Mai. Offensichtlich hatten sich
die Wähler aber davon nicht irritieren
lassen. Zur Erläuterung sei hinzuge-
fügt, dass es sich bei dem Bundesstaat
Westbengalen nicht um eine „kleine
Provinz“ handelt. Immerhin hat die-
ser Bundesstaat im Osten des indi-
schen Subkontinents an der Grenze zu
Bangladesh rund 80 Millionen Ein-
wohner  fast genau so viel wie
Deutschland, allerdings auf einem
wesentlich kleineren Territorium von
nur 88 000 qkm, was etwa der doppel-
ten Größe der Schweiz entspricht.

Kaum weniger beeindruckend
ist der Wahlerfolg der „Linksdemo-
kratischen Front“ im Bundesstaat Ke-
rala an der westlichen Südspitze Indi-
ens, bei der die Kommunisten
ebenfalls die stärkste Kraft sind. Dort
gelang es, mit 98 von 140 Mandaten
eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Regio-
nalparlament zu erringen und die
bisher regierende Kongress-Partei ab-
zulösen, die auf nur noch 42 Sitze kam.
Die „Linksfront“ konnte die Zahl ih-
rer Parlamentssitze gegenüber der
letzten Wahl von 2001 mehr als ver-
doppeln. Damit wird der Bundesstaat
Kerala mit seinen fast 32 Millionen
Einwohnern (mehr als Belgien und die
Niederlande zusammen, flächenmä-
ßig aber nur so groß wie Belgien)
wieder von einer linken Koalition re-
giert werden, wie das auch schon frü-
her, in der Zeit vor 1989/90, der Fall
gewesen war.

In dem neben Kerala liegenden
südindischen Bundesstaat Tamil
Nadu konnte eine von der bürgerlich-
demokratischen Partei DMK geführ-
te „Demokratische FortschrittsAlli-
anz“ mit 45 % der Stimmen gegen ih-
ren regionalistischen Hauptkonkurren-
ten AJADMK die Wahl gewinnen. Die
DMK ist auf gesamtindischer Ebene mit
der regierenden Kongress-Partei ver-
bunden und eine wichtige Stütze der Re-
gierungskoalition. Die KPI-M hatte sich
in Tamil Nadu ein Wahlabkommen mit
der „Demokratischen Allianz“ verstän-
digt. Sie ist mit 9 Abgeordneten im Re-
gionalparlament vertreten.

Auch im nordindischen Bundes-
staat Assam verlor die KongressPartei

ihre bisherige Mehrheit. Dennoch wird
sie in einer Koalition mit kleineren re-
gionalen Partnern wahrscheinlich die-
sen Bundesstaat weiter regieren kön-
nen. Die KPI-M erlangte hier zwei
Mandate.

In der eingangs erwähnten Stel-
lungnahme der KPI-M-Führung zum
Wahlergebnis wurde betont, dass die
Wahlen insgesamt die Rolle der Linken
auch auf der gesamtnationalen Ebene
gestärkt haben. Es wird erwartet, dass
sich damit der Druck auf die von der
KongressPartei geführte Zentralregie-
rung in Richtung einer stärker sozial
orientierten und weniger dem Druck
des Auslandskapitals und der USA
nachgebenden Politik verstärken wird.
Denn diese Regierung verfügt im indi-
schen Gesamtparlament nur über 217
von insgesamt 543 Mandaten. Sie ist
deshalb bei entscheidenden Abstim-
mungen von der Zustimmung bzw.
Tolerierung der 43 Abgeordneten der
KPI-M und der 10 Abgeordneten der
mit der KPI-M kooperierenden, aber
politisch und organisatorisch selbstän-
digen KPI abhängig.

Vor allem geplante Privatisierun-
gen im Bereich der Zivilluftfahrt, der
Telekommunikation, der Elektrizitäts-
wirtschaft und der staatlichen Banken
sowie die seit 2005 praktizierte ver-
stärkte militärische Zusammenarbeit
mit den USA, einschließlich der erst
kürzlich vereinbarten Kooperation im
Bereich der Atomtechnologie, hatten in
der jüngsten Zeit zur einer Belastung
des Verhältnisses zwischen den Linken
und der KongressRegierung geführt.

Dirk Grobe
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Bestellungen an: Thomas Gradl, Postfach 91 03 07, D-90261 Nürnberg

Sonderheft China: Langer Marsch in den Kapitalismus? u. a. Die politische Kehrtwende, Das
„Rennen auf Leben und Tod“, Deng Xiao-pings zu großer Sprung nach rechts, Revisionismus -
oder schöpferische Anwendung des Marxismus?

Vorwort von Paul Frölich zum Werk von Rosa Luxemburg: Gegen den Reformismus (z. Zt. vergriffen)

Register der „Arbeiterstimme“ 1971 - 1975, 1976 - 1981, 1981 - 1989

Isaac Abusch: Erinnerungen und Gedanken eines oppositionellen Kommunisten (Hrsg.
Achim Kowalczyk)

Immer noch Kommunist? Erinnerungen von Paul Elflein

Theodor Bergmann: Gegen den Strom, Die Geschichte der KPD-Opposition (KPO) (Neuauflage)

Jens Becker: Heinrich Brandler – Eine politische Biographie

Herausgegeben von der Gruppe Arbeiterpolitik: Einführung in den dialektischen Materialis-
mus Vorträge an der Sun-Yat-Sen-Universität Moskau (August Thalheimer)

Zurück in die Eierschalen des Marxismus? Zum Existentialismus als bürgerliche Philosophie
(August Thalheimer)

1923, eine verpaßte Revolution? Die deutsche Oktoberlegende und die wirkliche Geschichte
von 1923 (August Thalheimer)

Um was geht es? Zur Krise der KPD (August Thalheimer)

Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition)

Wie schafft die Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen den Faschismus? Eine kritische Un-
tersuchung der Fragen: 1. Warum sind reformistische Methoden untauglich zum Kampf gegen
den Faschismus? 2. Warum hat die bisherige kommunistische Taktik im Kampf gegen den Fa-
schismus versagt, und wie muß sie geändert werden? (August Thalheimer)

Der Zusammenbruch der Weimarer Republik - und was weiter?

Volksfrontpolitik, ihre Ursachen und Folgen am Beispiel Frankreichs und Spaniens. Artikel
aus dem „Internationalen Klassenkampf“ von 1935 - 1939. Eingeleitet von der Gruppe Arbeiter-
politik

Die Potsdamer Beschlüsse, Eine marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der Groß-
mächte nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Grundlinien und Grundbegriffe der Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Weiße Flecken, Über die Geschichte der Sowjetunion, u. a. Neue Ökonomische Politik, Indu-
strialisierung, Kollektivierung, Opposition und Prozesse, Massensäuberungen, Belagerte Fes-
tung

Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunion (August Thalheimer)

Die Sowjetunion und die sozialistische Revolution (Heinrich Brandler)

Revolutionäre oder konterrevolutionäre Kritik an der Sowjetunion, Auseinandersetzung mit
der Kritik Kravchenkos und Solschenizyns an der SU

Über die sogenannte Wirtschaftsdemokratie (August Thalheimer)

Der Weg der Gewerkschaften, Um eine richtige kommunistische Politik nach dem 2. Weltkrieg
(Waldemar Bolze)

Ostblock - Westblock, Internationale monatliche Übersichten 1945 - 48 (August Thalheimer)

Der Faschismus in Deutschland, Analysen und Berichte der KPD-Opposition

1985, 50 Seiten A4, 3,00 €

42 Seiten, 1,00 €

je 1,00 €

Sonderpreis 192 Seiten, 5,00 €

146 Seiten, 5,00 €

624 Seiten, 20,00 €

510 Seiten, 20,00 €

1927, 191 Seiten, 1993, 6,00 €

30 Seiten, 1,50 €

1931, 32 Seiten, 1,50 €

1929, 32 Seiten, 1,50 €

1931, 75 Seiten, 5,00 €

1932, 34 Seiten, 2,50 €

1932, 27 Seiten, 1,50 €

1974, 95 Seiten, 3,50 €

1945, 32 Seiten, 2,50 €

1946, 27 Seiten, 2,50 €

1991, 72 Seiten, A4, 4,00 €

1952, 43 Seiten, 2,00 €

1950, 140 Seiten, 8,00 €

1974, 68 Seiten, 1,50 €

1928, 54 Seiten, 2,50 €

1948, 181 Seiten, 5,00 €

15,00 €

1928- 1933, 295 Seiten,10,00 €
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Die Niederlage der spanischen Repub-
lik 1939 war eine Niederlage für die spa-
nische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter
Bücher.

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch
sind erstmalig in der  Arbeiterstimme in
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
ber 1987 veröffentlicht und später in ei-
ner Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst ver-
griffene Broschüre mit einigen Ergänzun-
gen neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der sel-
tenen Darstellungen der Ereignisse in Spa-
nien aus der Sicht der KPO (Kommunisti-
sche Partei – Opposition), bzw. der sich in
diese Tradition stellenden Gruppe. Die Po-
sition dieses Teils der Arbeiterbewegung
wird in der bis heute andauernden Diskus-
sion kaum zur Kenntnis genommen. Im An-
hang werden einige Diskussionsbeiträge
aus unserer Zeit dokumentiert. Die Kämp-
fe in Barcelona im Mai 1937, und die Kon-
troverse um den „Fall Maurin“ werden un-
ter Verwendung erst jetzt zugänglicher Ma-
terialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen
Beitrag zur Diskussion über eine der Ursa-
chen, die zur weltweiten Niederlage der Ar-
beiterbewegung und der Ansätze zum So-
zialismus geführt haben.

Bestelladresse:
Gegen den Strom

Schwanthalerstraße 139

80339 München

gds-verlag@gmx.de

oder:
T. Gradl

Postfach 910307

90261 Nürnberg

240 Seiten, Paperback,
€ 12,-
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben

von der Gruppe Arbeiterstimme

510 Seiten,
Paperback,
€ 20,-
ISBN 3-87975-767-4

Bestelladresse:
T. Gradl

Postfach 910307

90261 Nürnberg

624 Seiten,
Paperback,
€ 20,-
ISBN 3-87975-836-0

Venezuela - Welcome to our Revolution

Innenansichten des
bolivarianischen Prozesses

Bereits der Versuch, die sogenannte
„bolivarianische Revolution“ in Kategori-
en zu fassen, die kompatibel zu linken Dis-
kursen in Deutschland sind, ist schwierig:
Befindet sich Venezuela bereits in einem
revolutionären Transformationsprozess?
Oder lässt sich die politische Realität bes-
ser als vorrevolutionäre Situation beschrei-
ben, in der sich die gesellschaftlichen Wi-
dersprüche stetig verschärfen und in na-
her Zukunft zu einer weitergehenden Um-
wälzung führen werden? Oder sind beide
Prozesse, der der Transformation wie der
der Zuspitzung gleichzeitig vorzufinden, je
nach gesellschaftlichem Bereich? Und
welche Bereiche sind diesen Prozessen un-
terworfen – und welche (bislang) nicht?

Den Schwerpunkt des Buches bilden 18
Interviews, die im September 2004 in Venezu-
ela geführt wurden.

168 Seiten,  Paperback,
 € 10,-
ISBN 3-9809970-1-4
Herausgeber: Kollektiv p.i.s.o. 16


